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Sehr geehrte Damen und Herren, 

„Ziel der Schule muss die Heranbildung von Persönlichkeiten sein, welche 
fähig sind, der Ideologie des Nationalsozialismus und allen anderen zur 
Gewaltherrschaft strebenden politischen Lehren entschieden entgegenzu-
treten sowie das staatliche und gesellschaftliche Leben auf der Grundla-
ge der Demokratie, des Friedens, der Freiheit, der Menschenwürde, der 
Gleichstellung der Geschlechter und im Einklang mit Natur und Umwelt 
zu gestalten.“ 

Das Berliner Schulgesetz hält mit diesem ersten Paragraphen den grund-
legenden Auftrag von Schule zur Demokratiebildung fest. Es unter-
streicht damit die gesellschaftspolitische Relevanz der Fähigkeit von 
Schüler_innen, sich ein politisches Urteil bilden und Demokratie leben 
zu können. Und es bringt eine Erkenntnis auf den Punkt, welche auch 
Friedrich Ebert einst formulierte und die seither die Arbeit der Friedrich-
Ebert-Stiftung leitet: Demokratie braucht Demokraten! 

Dieser Gedanke gewinnt in Zeiten gesellschaftspolitischer Diskursver-
schiebung und zunehmender Erfolge von Rechtspopulisten an Relevanz 
und Dringlichkeit. Wie alle gesellschaftlichen Veränderungen spiegeln 
sich auch diese Entwicklungen im schulischen Alltag wider, und Schule 
muss darauf reagieren. Der grundsätzliche demokratiefördernde Auftrag 
von Schule scheint aktueller und notwendiger denn je. Sie ist neben den 
Familien die wichtigste Sozialisationsinstanz für zukünftige Generati-
onen. Lehrkräfte und pädagogische Fachkräfte haben daher eine Schlüs-
selrolle für sowohl die/den Einzelne_n als auch eine Verantwortung für 
unsere Gesellschaft als Ganzes. 

Es sind heute krisenhafte Entwicklungen in der Demokratie, die uns da-
ran erinnern, dass unsere Gesellschaft ein sich immer wieder selbst bestär-
kendes Fundament an demokratischen Einstellungen braucht. Dafür bedarf 

VORWORT
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es kontinuierlicher politischer Bildung – nicht nur, aber besonders auch 
bei Schüler_innen. Dieses Ziel der Befähigung mündiger Bürger_innen 
für den Fortbestand der Demokratie und der zweifelsfrei aktuell so drän-
gende Auftrag der schulischen politischen Bildung sollte jedoch nicht der 
alleinige Begründungszusammenhang schulischer politischer Bildung sein. 
Vielmehr sollte das Recht auf politische Bildung der Schüler_innen selbst 
den Ausgang politischer Bildung darstellen. Demokratische Einstellungen 
müssen kontinuierlich aus Wissen, Erkenntnis und Erfahrung wachsen. Sie 
sind nicht als „Care Pakete“ in Notlagen verteilbar. 

Bekenntnisse zur Relevanz politischer Bildung sind heutzutage in aller 
Munde, Forderungen nach einem „Mehr“ an politischem Lernen in der 
Schule weitgehend unstrittig. Dass in der Vergangenheit dieser wichtigen 
Bedeutung von politischer Bildung oft weder im gesellschaftspolitischen 
Diskurs noch in der schulischen Praxis Rechnung getragen wurde, im 
Gegenteil „Politikunterricht“ oft unter ferner liefen betrachtet wurde – 
auch das darf nicht vergessen werden.

Welchen Stellenwert hat also schulische politische Bildung heute? Um 
herauszufinden, in welchem Umfang und in welcher Form politische 
Bildung in Deutschland stattfindet und inwiefern sich dies auf die Ein-
stellungen und Kompetenzen von Schüler_innen auswirken kann,  hat 
das Netzwerk Bildung der Friedrich-Ebert-Stiftung im Jahr 2018 eine 
Befragung von 3.400 Schüler_innen in Deutschland beauftragt. Die im 
Jahr 2019 von der Abteilung Studienförderung der Friedrich-Ebert ver-
öffentlichte Studie unter dem Titel „Wer hat, dem wird gegeben: Poli-
tische Bildung an Schulen“ (Achour/Wagner 2019) zeigt, dass politische 
Bildung für Schüler_innen von Gymnasien oftmals umfangreicher statt-
findet. Zudem schätzen die Gymnasiast_innen ihren Politikunterricht als 
abwechslungsreicher und partizipativer ein als die Schüler_innen an an-
deren Schulformen, was auch auf die politischen Einstellungen der Schü-
ler_innen zu wirken scheint. Die Studie verdeutlicht die Notwendigkeit 
einer Stärkung politischer Bildung an allen Schulformen bundesweit.  

Das von den beiden Autorinnen, Prof. Dr. Sabine Achour und Susanne 
Wagner von der Freien Universität Berlin, in Abstimmung mit Marei John-
Ohnesorg, vormalige Leiterin des Bereichs Bildungs- und Hochschulpo-
litik der Friedrich-Ebert-Stiftung, damals entwickelte Forschungsdesign 
der  Studie liegt auch der vorliegenden Publikation zugrunde. 

Konkret werden hier erstmals die Antworten der im Jahr 2018 befragten 
fast 600 Schüler_innen aus dem Land Berlin gesondert ausgewertet und 
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analysiert. Damit liegen spezifische Daten darüber vor, in welchem Um-
fang und in welcher Form die befragten Berliner Schüler_innen zu die-
sem Zeitpunkt politische Bildung erfahren, welche Inhalte, Methoden 
und Möglichkeiten zur Teilhabe sie in ihrem Schulalltag erleben und wie 
sich ihre politischen Einstellungen gestalten. Auch wenn dieses keine Re-
präsentativbefragung darstellt, so ermöglichen die Ergebnisse dennoch 
einen Einblick in die Situation in der Hauptstadt und lassen konstruktive 
Schlussfolgerungen für die Berliner Bildungspolitik und die Schulen zu. 

Dabei zeigt die Studie deutlich, dass Berlin mit der jüngst vorgenom-
menen Stärkung des Faches Politische Bildung und mit einer  inten-
siveren Förderung der Demokratiebildung als Querschnittsaufgabe den 
richtigen Weg eingeschlagen hat. Der Band liefert somit Einblicke in den 
„Status quo“ in Berlin aus dem Jahr  2018 – und zeigt gleichzeitig Poten-
tiale in Richtung „State of the Art“ der Zukunft auf. 

Herzlicher Dank gilt dafür den Autorinnen der Publikation sowie den 
Kolleg_innen des Netzwerks Bildung der Studienförderung der Fried-
rich-Ebert-Stiftung für die Konzeption und Bereitstellung der Daten aus 
der Bundesstudie.

Wir wünschen eine anregende Lektüre und hilfreiche Erkenntnisse für 
die politische Bildung in Berlin, denn Demokratie braucht Schule und 
Schule braucht Demokratie! 

Dr. Nora Langenbacher
BerlinPolitik im Forum Berlin der Friedrich-Ebert-Stiftung
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Spezifische Herausforderung: Ungleiche Verteilung sozialen und kul-
turellen Kapitals
Das soziale und kulturelle Kapital der befragten Berliner Schüler_innen 
verteilt sich entlang der Schulformen Integrierte Sekundarschule und 
Gymnasium unterschiedlich. Insgesamt verfügen die Schüler_innen an 
den Integrierten Sekundarschulen aber im Vergleich mit den bundesweit 
befragten Schüler_innen an den nicht-gymnasialen Schulformen über ei-
nen sozio-kulturell höheren Hintergrund. Dies lässt die Vermutung zu: 
Berliner Integrierte Sekundarschulen sind auch für bildungsnahe Fami-
lien attraktiv und können Segregationstendenzen abfangen. Das heißt, 
soziale Ungleichheit aufzufangen – besonderes Investment in Bildung, 
wo sie nötig ist.

Wie(viel) Politikunterricht? Trend: Politik an Gymnasien – Gesell-
schaftswissenschaften an Sekundarschulen
Diese Entwicklung zeigt sich unter anderem in den Unterrichtsinhalten: 
an den Gymnasien sind sie fokussierter und tiefgehender, aber weniger 
übergreifend (z.B. Nachhaltigkeit, Medien/Digitalisierung), an den Integ-
rierten Sekundarschulen fachübergreifender, aber „oberflächlicher“. Das 
„Pendeln“ der Fächer Politik, Geschichte, Geographie und Ethik zwischen 
Domänenspezifik und Integrationsfach erfordert Konsequenzen für die 
Lehrkräftebildung, um fachfremden Unterricht als „Qualitätshindernis“ 
für guten Unterricht reduziert zu halten. Dies lässt sich übertragen auf 
die bessere Implementierung der übergeordneten Themen des Rahmen-
lehrplans. Nicht nur für die Lernenden, sondern auch für die Lehrenden 
müssen die Inhalte in Aus- und Weiterbildung (re-)implementiert wer-
den: Querschnittsthemen stärken – Demokratiebildung, Medienbildung, 
Nachhaltigkeit, Akzeptanz von Vielfalt.

1  AUF EINEN BLICK – NEUN 
KERNAUSSAGEN UND 
HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN

1.

2.
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Gestaltung von Politikunterricht: Fokus Urteilen und Debattieren
Sowohl die Förderung der politikdidaktischen Kompetenzen als auch die 
Berücksichtigung didaktischer Prinzipien wie Kontroversität und Pro-
blemorientierung bis hin zum Methodeneinsatz zeigen einen deutlichen 
Schwerpunkt bei der politischen Urteilskompetenz. Wenngleich diese als 
zentraler Bestandteil politischer Bildung als „Königskompetenz“ gilt, ist 
auch die politische Handlungskompetenz von großer Bedeutung. Hier 
liegen ungenutzte Potentiale: Let‘s do it – auch politische Handlungsfä-
higkeit ist gefragt.

Demokratisches Unterrichts- und Schulklima: Offener Meinungsaus-
tausch – weniger Mitbestimmung
Demokratisches Miteinander bescheinigen die befragten Berliner Schü-
ler_innen ihren Schulen hinsichtlich des Meinungsaustausches. Entschei-
den und Mitbestimmen ist weniger Usus, so dass Demokratiebildung 
Folgendes in den Fokus nehmen kann: Eine starke Demokratiebildung 
an Schule braucht Beteiligungsformate und Mitbestimmung.

Berliner Schüler_innen: Politisch interessiert und partizipationsbereit 
– je nach kulturellem Kapital
Die befragten Berliner Schüler_innen zeigen sich teils interessierter und 
engagierter als in der bundesweiten Befragung und dies relativ unab-
hängig vom Geschlecht oder Migrationshintergrund. Allerdings unter-
scheiden sich Interesse und Engagement entlang des kulturellen Kapi-
tals. Disparitäten diesbezüglich zeigen sich häufiger bei den befragten 
Schüler_innen an den Integrierten Sekundarschulen. Das heißt, auf Be-
teiligungsdisparitäten reagieren – Politische Bildung dort stärken, wo sie 
gebraucht wird.

Politische Selbstwirksamkeit: Starke Persönlichkeiten
Im Mittel bescheinigen sich die befragten Schüler_innen eine gute Poli-
tikkompetenz, insbesondere hinsichtlich der Fähigkeiten und Formate, 
die in Schule und Unterricht gelebt werden wie Meinungsvielfalt und 
-ausdruck. Vor allem in der politischen Kommunikation face to face im 

3.

4.

5.

6.
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sozialen Nahraum fühlen sie sich kompetent. Dies trifft weniger auf po-
litisches Kommunizieren und Agieren im digitalen Raum zu: Schule als 
Erfahrungsraum für Politikkompetenz – weiter ausbauen, auch digital 
und online.

Demokratische Grundhaltung der Berliner Schüler_innen – mit Hand-
lungsbedarfen
Die befragten Berliner Schüler_innen sprechen sich für demokratische 
Grundrechte und fast alle Befragungsgruppen für die Demokratie aus. 
Aber sie zeigen auch Skepsis gegenüber Politiker_innen, Parteien, be-
stimmten gesellschaftlichen Akteuren und Organisationen sowie Social 
Media. In dieser Ambivalenz zwischen demokratischer Grundhaltung 
und Kritik heißt dies für die politische Bildung: Misstrauen, Distanzen 
und Skepsis zum Thema machen – in Unterricht, Schule und Politik.

Einstellungen zu Migration und sozialen Gruppen: Zeichen für Viel-
falt und gleiche Rechte
Vielfalt und gleiche Rechte für alle Menschen halten die Schüler_innen 
für wichtig. Die gesellschaftliche Ambivalenz gegenüber Migration zwi-
schen Anerkennung, Pragmatik und Skepsis zeigt sich allerdings auch 
bei ihnen. Nicht zuletzt haben sie die Diskursverschiebungen nach 
rechts in den letzten Jahren erleben müssen, so dass Schule und Unter-
richt Schüler_innen in ihren positiven Einstellungen unterstützen sollte: 
Anerkennung für Vielfalt nutzen – Schüler_innen gegen migrations-
feindliche und antisemitische Diskurse stärken.

Wider die „Problemkategorie Migrationshintergrund“: Kein Diversi-
ty-Gap
Das Interesse an Politik, Vertrauen in gesellschaftliche Akteure und 
Institutionen unterscheidet sich bei den befragten Schüler_innen mit 
Migrationshintergrund und ohne Migrationshintergrund lediglich mi-
nimal. Keinerlei Unterschied gibt es bei der Selbstwirksamkeit, alle be-
fragten Schüler_innen fühlen sich politisch kompetent. Dies ist für die 
zukünftige Repräsentation von Menschen mit Migrationsgeschichten ein 
positives Signal, um den heute gesellschaftlich an vielen Stellen noch 
vorherrschenden Diversity-Gap zu reduzieren. Ebenfalls schätzen beide 

7.

8.

9.
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Befragungsgruppen das Schulklima als vergleichbar demokratisch ein. 
Dies ist eine wichtige Grundlage für eine konstruktive Bearbeitung von 
Diskriminierung und Rassismus. Schule hat das Potential für Engage-
ment, politische Involviertheit und Diskriminierungsfreiheit in zuneh-
mender Vielfalt.
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„Schrei nach Politik als Schulfach“, so betitelten der Landesschüleraus-
schuss Berlin und die Initiative „Politik als Schulfach“ den offenen Brief 
2016 an die zentralen (bildungs)politischen Akteure in der Hauptstadt. Ihr 
zentrales Anliegen war ein eigenständiges Fach „Politische Bildung“ in den 
Klassen 7–10. Denn ein Großteil der Berliner Schüler_innen, so kritisierten 
sie, verlasse die Schule, ohne jemals die Möglichkeit gehabt zu haben, sich 
frei und unabhängig mit Politik auseinandersetzen zu können. Dagegen 
hätten aber diejenigen, die das Abitur ablegen, ab Klasse 11 in den Grund- 
und Leistungskursen einen recht breiten, dadurch aber auch eher exklusi-
ven Zugang zur politischen Bildung (vgl. Landesschülerausschuss 2016). 
Somit zeichnete sich ein Phänomen ab, das in der Politikwissenschaft als 
politische Ungleichheit entlang der sozialen Ungleichheit (Schäfer 2015) 
bezeichnet wird. Das heißt, dass die politische Teilhabe und Zugangsmög-
lichkeiten derjenigen geringer sind, die hinsichtlich ihres sozialen, ökono-
mischen oder Bildungshintergrunds von Disparitäten betroffen sind. Sol-
ch eine hohe soziale Selektivität zeigt sich z.B. bei Wahlen, aber auch bei 
anderen nicht institutionalisierten Partizipationsformen (Bödeker 2012).

Eine ungleiche politische Teilhabe spiegelt sich deutschlandweit häufig 
schon in der Schule mit ungleichen Angeboten der politischen Bildung 
und Demokratiebildung wider: Umfang, Qualität und Vielfältigkeit der 
Angebote sind bundesweit an den Gymnasien umfassender als an den 
nichtgymnasialen Schulformen. Zugleich werden Gymnasien sehr viel 
häufiger von Schüler_innen mit einem hohen sozialen und kulturellen 
Kapital1 besucht. Dies ist die zentrale Erkenntnis aus der Studie „Wer hat, 
dem wird gegeben“ (Achour/Wagner 2019), die im Auftrag der Friedrich-

2  EINLEITUNG

Erhörter Ruf nach politischer Bildung

Zur Definition von sozialem und kulturellem Kapital siehe Kapitel 5.1
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Ebert-Stiftung bundesweit die Relevanz von politischer Bildung und 
Demokratiebildung an Schulen untersuchte. Die in diesem Rahmen im 
Schuljahr 2018/2019 auch im Land Berlin erhobenen Daten stellen die 
Grundlage für die vorliegende Auswertung dar. 

Die Ergebnisse der Studie sind dahingehend handlungsauffordernd, weil 
gerade die Institution Schule als zentrale (politische) Sozialisationsinstanz 
fungiert. Neben der Familie und dem Freundeskreis kann sie prinzipiell 
alle Kinder und Jugendlichen erreichen, so dass ihr eine wichtige ge-
sellschaftliche Integrations- und Legitimationsfunktion zukommt (Fend 
2006). Auch wenn die aktuelle PISA-Studie 2019 erneut den fatalen Zu-
sammenhang von sozialer Herkunft und Bildungserfolg in Deutschland 
demonstrierte (Reiss/Weis/Klieme/Köller 2019), ist mit der Schule das Bil-
dungsversprechen verbunden, dass sie Disparitäten ausgleichen und allen 
gleiche Zugangschancen – auch hinsichtlich politischer Involvierung und 
Teilhabe – ermöglichen soll. 

Nicht zuletzt in Anbetracht dieses Versprechens formulierte die Berliner 
Schüler_inneninitiative „Politik als Schulfach“ zusammen mit dem Lan-
desschülerausschuss im Jahr 2016 ihr zentrales Anliegen, dass die po-
litische Mündigkeit aller Lernenden gefördert werden solle, unabhängig 
von ihrem sozialen und kulturellen Hintergrund: 

Die Stellung des Faches Politische Bildung 
vor seiner Stärkung 

Bis zum Schuljahr 2019/20 war im Land Berlin der Politikunterricht in 
den Klassen 7–10 (bis 2018/19 als „Sozialkunde“) lediglich mit einem 
Anteil von einem Drittel in das Fach Geschichte integriert. Aufgrund 
einer Stundenreduktion für die Fächerkombination des Integrations-
faches Geschichte/Politik fehlte oft die Zeit für den 1/3-Anteil an po-
litischer Bildung. Da seit etlichen Jahren auch keine eigenständige 
Note dafür auf dem Zeugnis mehr ausgewiesen werden musste, fand 
de facto bis Klasse 10 immer seltener Politikunterricht statt. „Sozial-
kunde“ blieb vielerorts ein Stiefkind. Auch fehlten den Schulen oft 
qualifizierte Politiklehrer_innen, sodass Politische Bildung häufig 
fachfremd unterrichtet wurde. 
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„Uns ist wichtig, dass auch diejenigen mit Politik in Kontakt kommen, die 
einen anderen Schulabschluss als das Abitur oder gar keinen Schulab-
schluss erlangen. [...] Politik soll kein Fach für Eliten sein, die später die 
Meinungen für andere bilden. Politik soll allen zukünftigen Wählerinnen 
und Wählern vermittelt werden, die im Unterricht lernen, sich ihre eigene 
Meinung zu bilden und nicht in Politikverdrossenheit zu geraten.“ (Lan-
desschülerausschuss 2016)

Nicht nur Politikverdrossenheit, sondern auch aktuelle gesellschaftliche 
Phänomene prägen politische Sozialisationsprozesse von Jugendlichen und 
fordern zugleich die Stabilität einer offenen Demokratie heraus: Rechtspo-
pulismus, Rechtsextremismus (Virchow/Langebach/Häusler 2016), schär-
fere politische Diskurse (Inglehart & Norris, 2016), zunehmende autoritäre 
und menschenfeindliche Einstellungen (Decker/Brähler 2018; Zick/Küp-
per/Berghan 2019; Schneekloth/Albert 2019), antipluralistische, antieuro-
päische und antifeministische Debatten (Schutzbach 2018).

Im Rahmen dessen versuchen rechte und sich religiös gebende Gruppie-
rungen vermeintlichen Halt, Sicherheit und Klarheit zu geben. Sie beherr-
schen dabei professionell die (digitale) Ansprache junger Menschen. Sie 
warten mit attraktiven Deutungsangeboten sowohl für individuelle und 
kollektive Identitäten als auch für Politik und Gesellschaft auf. (Baldauf 
et al. 2018). Dabei stellen sie eklatant demokratische Grundlagen infrage.

 

 
Die Rufe nach der politischen Bildung haben in den letzten Jahren – 
nach einem längeren Aufmerksamkeitsdefizit2 insgesamt für die gesell-
schaftswissenschaftliche Bildung – deutlich zugenommen. Die oben 
aufgezählten Gesellschaftsdiagnosen, die mit Titeln wie „Flucht ins 
Autoritäre“ (Decker/Brähler 2018) oder „Gespaltene Mitte“ (Zick/Küp-
per/Krause 2016) bzw. „Verlorene Mitte“ (Zick/Küpper/Berghan 2019) 
zusammengefasst werden, haben dazu einen Beitrag geleistet. Aber 

Revival der Politischen Bildung: 
Weg vom Stiefkind

Vergleichend zur sehr unterschiedlichen Aufstellung der Fächer zur politischen Bildung: 
Hedtke/Gökbudak 2018; Gökbudak/Hedtke 2018: In Nordrhein-Westfalen stehen für die Ver-
mittlung von Inhalten der politischen Bildung in der Sekundarstufe I im Durchschnitt nur 17 
bis 20 Minuten pro Woche zur Verfügung. Für das Äußern einer politischen Meinung – einer 
besonders zentralen Fähigkeit der politischen Mündigkeit – verbleiben für die einzelnen Schü-
ler_innen lediglich 20 Sekunden.

2
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insbesondere mit Blick auf Fragen im Kontext Innerer Sicherheit und 
Sorgen vor einem gesellschaftlichen Rechtsruck muss klar unterstri-
chen werden: Politische Bildung als Feuerwehr einsetzen zu wollen, 
um mögliche gesellschaftliche Brandherde löschen zu wollen, greift zu 
kurz – und ist oft zu spät.

Demokratien unterscheiden sich von Diktaturen darin, dass der Staat 
für den Menschen und nicht der Mensch für den Staat da ist. Dieser 
Prämisse folgt auch die politische Bildung. Ihr Bezugspunkt ist nicht in 
erster Linie das System und deren Stabilität, sondern das Individuum 
und dessen Mündigkeit sowie Emanzipation. Die „Idee politischer Bil-
dung“ liegt in einem langfristig angelegten, subjektorientierten Prozess 
des Mündigwerdens – bis ins hohe Alter und von klein auf (vgl. zum 
Folgenden auch: Achour/Wagner 2019: 19). Sie wirkt nicht ad hoc als 
„Erziehungsspritze“ bei vermeintlich „staatsbürgerlichem Fehlverhal-
ten“, sondern langfristig. Dafür muss sie nachhaltig in Regelstrukturen 
angelegt sein, in der Kita, Schule, außerschulisch und in der Erwach-
senenbildung. Menschen zeigen sich vor allem gewappnet gegen anti-
demokratische Verheißungen, wenn sie die Teilhabemöglichkeiten für 
alle in einer offenen, demokratischen Gesellschaft wertschätzen und 
für sie eintreten. Erst über diesen individuumszentrierten Prozess kön-
nen sich in einem darauf folgenden Schritt Demokratie und Freiheit 
stabilisieren.

Dass für diese Prämisse heute eine gestiegene bildungspolitische Auf-
merksamkeit existiert, zeigt sich auf verschiedenen Ebenen: Auf Bun-
desebene setzt das Bundesprogramm „Demokratie leben“ des Bundes-
ministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend3 ein deutliches 
Zeichen zur Stärkung der außerschulischen politischen Bildung und De-
mokratiebildung. Auch für die Bundesländer hat die Kultusministerkon-
ferenz (KMK) die politische Bildung und Demokratiebildung verstärkt in 
den Blick genommen, was vor allem aufgrund des Bildungsföderalismus 
für das Feld der Schule entscheidend ist. So aktualisierte die Kultusmi-
nisterkonferenz im Oktober 2018 ihre Empfehlung zur Demokratieerzie-
hung unter dem Begriff Demokratiebildung:4 

Vgl. https://www.demokratie-leben.de (zuletzt abgerufen am 19.03.2020). Kritik wird hier vor 
allem hinsichtlich des Projektcharakters und fehlender langfristiger Regelstrukturen laut.
https://www.kmk.org/fileadmin/Dateien/veroeffentlichungen_beschluesse/2009/2009_03_06-
Staerkung_Demokratieerziehung.pdf (zuletzt abgerufen am 19.03.2020). Auch verschiedene 
Bundesländer wie Berlin, Brandenburg, Schleswig-Holstein, Baden-Württemberg veröffentlichten 
entsprechende curriculare Vorgaben. 

3

4
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„Eines der obersten Ziele schulischer Bildung überhaupt ist es, junge 
Menschen zu befähigen, sich in der modernen Gesellschaft zu ori-
entieren und politische, gesellschaftliche und wirtschaftliche Fragen 
und Probleme kompetent zu beurteilen. Dabei sollen sie ermuntert 
werden, für Freiheit, Demokratie, Menschenrechte, Gerechtigkeit, 
wirtschaftliche Sicherheit und Frieden einzutreten. [...] Dies muss in 
vielfältiger Weise Teil des Schulalltags sein. Ziel der Schule ist es 
daher, das erforderliche Wissen zu vermitteln, Werthaltungen und 
Teilhabe zu fördern sowie zur Übernahme von Verantwortung und 
Engagement in Staat und Gesellschaft zu ermutigen und zu befähi-
gen. Es ist ihre Aufgabe, entsprechende Lerngelegenheiten in un-
terrichtlichen und außerunterrichtlichen Handlungs- und Anforde-
rungssituationen zu organisieren. Die gelebte Demokratie muss ein 
grundlegendes Qualitätsmerkmal unserer Schulen sein. Aus diesen 
Zusammenhängen ergibt sich eine demokratische Schul- und Unter-
richtsentwicklung als Querschnittsaufgabe.“ (KMK 2018).

Abgesehen von dieser schul- und fachübergreifenden Perspektive auf 
die politische Bildung als Konzept der Demokratiebildung haben die 
Landesregierungen verschiedener Bundesländer wie Rheinland-Pfalz5, 
Mecklenburg Vorpommern, Bayern und Sachsen eine Stärkung des 
Faches angekündigt (vgl. Gökbudak/Hedtke 2019). Berlin hat dies zum 
Schuljahr 2019/20 umgesetzt.

In Berlin ist die Stärkung des Faches für die Jahrgänge 7–10 zum Schuljahr 
2019/20 realisiert worden. Dies geht insbesondere auf das Engagement der 
Schüler_innen zurück. Aufgrund des oft fehlenden Politikunterrichts in die-
sen Jahrgängen registrierten sie Konsequenzen dieser Entwicklung: In der 
Schule konnten weder Fähigkeiten im Umgang mit politischen Fragen und 
Herausforderungen noch basale Kenntnisse z. B. zu Wahlen oder tagesak-
tuellem Hintergrundwissen gefördert werden. Auch wenn das Fach Politik-
wissenschaft in den Jahrgängen 11–13 gut aufgestellt war, bedeutete dies 

Vgl. die Regierungserklärung der Staatsministerin für Bildung, Dr. Stefanie Hubig (30. Januar 
2019): „Demokratie macht Schule: Rheinland-Pfalz stärkt Demokratiebildung, Erinnerungskul-
tur und europäisches Miteinander“. 

5

Politik als Schulfach in Berlin: Eine Errungenschaft 
und ein Erfolg der Schüler_innen
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aber, dass diejenigen, die die Schule spätestens mit Klasse 10 verlassen, im 
Zweifel keinen Politikunterricht hatten. 2010 formierte sich daraufhin die 
Initiative „Politik als Schulfach“, welche sich seit 2013 gemeinsam mit dem 
Berliner Landesschülerausschuss für ein Schulfach Politik stark machte und 
in einem intensiven Austausch mit Politiker_innen, Wissenschaftler_innen 
und Verbänden stand. Während des Wahlkampfes 2016 konnten sie allen 
bis dahin im Berliner Abgeordnetenhaus vertretenen Parteien das Verspre-
chen abgewinnen, dass ein Schulfach Politik eingerichtet werde. Nach neun 
Jahren Engagement und auch äußerst kontroversen Verhandlungen mit 
den verschiedensten Interessengruppen und politischen Akteuren kam im 
Schuljahr 2019/20 der Durchbruch: Politik als Schulfach in den Klassen 
7–10. Unterrichtet werden soll das Fach seither mit mindestens zwei Wo-
chenstunden pro Doppeljahrgang im Rahmen einer Kontingentlösung von 
acht (Integrierte Sekundarschulen) bzw. zehn Wochenstunden (Gymnasien) 
für die Fächergruppe Politik, Geschichte, Geographie und Ethik. Mit dieser 
Lösung sind jedoch im Zuge knapper Ressourcen für alle beteiligten ge-
sellschaftswissenschaftlichen Fächer neue Herausforderungen entstanden. 
Fragen nach konstruktiven Konzeptionen, Stundenverteilungen bis hin zur 
Etablierung eines Integrationsfaches Gesellschaftswissenschaften prägen 
zurzeit die Arbeit von Lehrkräften, Fachbereichen an den Schulen sowie die 
Phasen der Lehrkräftebildung. Das heißt, der Prozess einer erfolgreichen 
(Re-)Implementierung von Politischer Bildung bzw. die konstruktive Ge-
staltung und Aufstellung des gesellschaftswissenschaftlichen Unterrichts 
in Berlin sowie der Demokratiebildung als Unterrichts- und Schulprinzip 
insgesamt ist nicht abgeschlossen, sondern befindet sich im Aufbruch.

Schließlich ist die politische Bildung nicht nur Unterrichtsfach, sondern 
auch Unterrichts- und Schulprinzip. Als Prinzip aller Fächer bezieht sie 
sich auf die politische und gesellschaftliche Perspektive z. B. zu Themen 
wie Atomkraft, Künstliche Intelligenz, Genetik oder Transnationalität in 
den Naturwissenschaften oder Sprachen. Darüber hinaus findet politische 
Bildung als Unterrichtsprinzip statt z. B. in Form von Kontroversität, Mei-
nungsvielfalt, demokratischer Mitbestimmung und anerkennender Kom-
munikation. Als Schulprinzip wird sie realisiert durch Beteiligungsmöglich-
keiten in den Gremien, Schülerversammlungen und das Durchführen von 
Schüler_innenprojekten. Das Erleben von demokratischen Grundwerten 
wie Gleichheit, Gerechtigkeit, Solidarität und Diskriminierungsschutz kann 
dazu beitragen, „Schule als Ort der Demokratie“ i. S. von Demokratiebil-

Eine integrative Gesamtstrategie: 
Politische Bildung in Berlin 
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dung zu erfahren (Dewey 1916/2000). Diese verschiedenen Dimensionen 
politischer Bildung sind in Berlin in einer „integrativen Gesamtstrategie“ 
zur politischen Bildung an Berliner Schulen zusammengefasst worden (Se-
natsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie 2019). Aktuell wird zudem 
ein Orientierungs- und Handlungsrahmen zur Demokratiebildung erarbei-
tet (Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie i. E. 2020), dies zeigt, 
dass Politische Bildung über das Fach hinaus im Sinne der Demokratiebil-
dung als zentrales Querschnittsthema von Seiten der Senatsverwaltung für 
die Berliner Schule gesetzt wurde (Senatsverwaltung für Bildung, Jugend 
und Wissenschaft Berlin/Ministerium für Bildung, Jugend und Sport des 
Landes Brandenburg 2015b). Dieser Orientierungs- und Handlungsrahmen 
formuliert Kompetenzen, Standards und Beispiele, um das Lehrkräftehan-
deln in diesem Feld zu unterstützen. 

Damit hat das Land Berlin auf verschiedenen Ebenen administrativ die 
Stärkung von politischer Bildung und Demokratiebildung angestoßen. Die 
Umsetzung und Gestaltung liegt nun auch bei den Schulen, Lehrkräften 
und Schüler_innen sowie einer konstruktiven bildungspolitischen Beglei-
tung und zur Verfügungstellung von Ressourcen, passenden Rahmenbe-
dingungen, außerschulischen Kooperationen mit Trägern und Akteuren 
und Angeboten der Aus-, Fort- und Weiterbildung für Lehrkräfte. Denn 
insbesondere Lehrkräfte stellen einen wesentlichen Einflussfaktor für 
gelungene Lerngelegenheiten dar (Hattie 2012). Eine bundesweite Befra-
gung von gut 1.200 Lehrkräften lässt die Autoren Schneider und Gerold 
(2018) zu dem Schluss kommen, dass das Ausmaß schulischer Demokra-
tiebildung eher mäßig sei. Lediglich 3,4 % der Befragten bieten ihren Schü-
ler_innen Demokratiebildung mit hoher Intensität in Bezug auf mögliche 
Elemente wie demokratiebezogene Themen, Schul- und Unterrichtskultur 
an. Positiv wird allerdings konstatiert, dass die Unterrichtskultur prinzi-
piell bei rund drei Viertel der Lehrkräfte demokratische Bildungsprozesse 
unterstützt, doch kommen Themen und insbesondere Formate der Demo-
kratiebildung eher weniger zum Einsatz. Insgesamt wird der Stellenwert 
von Demokratiebildung in der Aus- und Fortbildung von etwas mehr als 
einem Drittel der befragten Lehrkräfte als niedrig und lediglich von gut 
zehn Prozent als hoch bewertet. Dies lässt sich mit der Entwicklung in 
Zusammenhang setzen, dass nicht nur die politische Bildung an Schulen 
unter Druck geraten ist, sondern diese auch in der Lehrkräfteaus- und 
-weiterbildung – bundesweit – an Stellenwert in den letzten zwei Jahr-
zehnten verloren hat (Achour/Lücke/Pech: i. E. 2020). 

Von der Handlungskompetenz der Lehrkräfte aber im Feld der politi-
schen Bildung und Demokratiebildung hängen die didaktische und in-
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haltliche Gestaltung der entsprechenden Angebote in Unterricht und 
Schule ab. Somit können sie auch die Förderung der politischen Urteils- 
und Handlungsfähigkeiten der Schüler_innen sowie deren politische 
Einstellungen beeinflussen, das heißt deren Politikkompetenz (vgl. Det-
jen et al. 2012). All diese genannten Aspekte, die auch mit der professi-
onellen Handlungskompetenz der Lehrkräfte zusammenhängen, stehen 
im Zentrum der vorliegenden Studie. 

Die vorliegende Studie gibt einen Einblick in die politische Bildung und 
Demokratiebildung vor der Stärkung des Faches im Schuljahr 2018/19 
an den Schulen der in Berlin befragten Schüler_innen. Die Daten wur-
den im Rahmen einer bundesweiten Umfrage erhoben, die im Auftrag 
der Friedrich-Ebert-Stiftung politische Bildung untersuchte6 (vgl. Achour/ 
Wagner 2019). Die Angaben von 596 Berliner Schüler_innen werden hier 
berlinspezifisch ausgewertet. Anzumerken ist, dass sich aus den Ergeb-
nissen keine Rückschlüsse auf die aktuelle Verteilung von Stunden und 
Inhalten ziehen lassen. Vielmehr illustrieren die Ergebnisse den Blick von 
Berliner Schüler_innen auf politische Bildung und Demokratiebildung 
und dokumentiert die Selbsteinschätzung bezüglich Fähigkeiten und po-
litischer Einstellungen (das heißt, wie ist der Status quo nach Angaben der 
befragten Schüler_innen?). Mögliche Zusammenhänge werden aufgezeigt 
und an ausgewählten Stellen untersucht. Auf dieser Grundlage lassen sich 
Handlungsempfehlungen für die zukünftige Aufstellung des Faches Po-
litische Bildung in Berlin sowie der Demokratiebildung als Ganzes, also 
den State of the Art, formulieren. Die weiterführende Fragestellung richtet 
sich somit auf die politische Bildung zwischen Status quo und State of the 
Art: Wo lassen sich Potentiale identifizieren, damit junge Menschen in 
Berlin als mündige, als politisch urteils- und handlungsfähige Bürger_in-
nen die Schule verlassen?

In die bundesweite Studie sind die Daten von knapp 3.400 Schüler_innen eingeflossen.6

Die vorliegende Studie: Zwischen Status quo 
und State of the Art  
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Ziel der vorliegenden Untersuchung ist die Beantwortung der Frage, wel-
chen Stellenwert Angebote der politischen Bildung und Demokratiebil-
dung an den Berliner Schulen und aus dem Blickwinkel der Schüler_innen 
haben. Die Daten sind im Schuljahr 2018/19 als Teil der Datenerhebung 
für die bundesweit ausgerichtete FES-Studie „Wer hat, dem wird gegeben“ 
(Achour/Wagner 2019) erhoben worden und werden hier erstmals spezi-
fisch für Berlin ausgewertet und analysiert. 

Die Befragung erfolgte also, bevor das Fach Politische Bildung in Berlin zum 
Schuljahr 2019/20 in den Jahrgängen 7–10 eine Stärkung erfahren hat. Seit-
her soll eine „Kontingentlösung“ für die gesellschaftswissenschaftlichen 
Fächer (acht Wochenstunden pro Doppeljahrgangsstufe: Integrierte Sekun-
darschulen, zehn Wochenstunden pro Doppeljahrgangsstufe: Gymnasien) 
sicherstellen, dass das Fach verlässlich unterrichtet wird. 

Die Ergebnisse können somit keine Auskunft über die seit 2019/20 vor-
genommene Verteilung von Stunden und die inhaltliche Ausgestaltung 
geben. Sie lassen vielmehr Rückschlüsse auf Bedarfe und Potentiale sowie 
daraus resultierende Handlungsempfehlungen für die zukünftige Ausge-
staltung des Faches Politische Bildung sowie des übergeordneten Themas 
der Demokratiebildung zu.

Da die Konzeption der vorliegenden Studie hinsichtlich Zielsetzungen, 
Fragestellungen und zugrunde gelegten Konstrukten identisch mit der 
FES-Studie „Wer hat, dem wird gegeben“ (Achour/Wagner 2019: 23–39) 
ist, wurden die nachfolgenden Absätze mit einigen Ergänzungen aus der 
bundesweiten Studie übernommen. Untersucht wurden Merkmale des Po-
litikunterrichts und der Demokratiebildung mit Fokus auf Inhalte, Metho-
den, didaktische Prinzipien und Formate. Diese werden im weiteren Ver-
lauf definiert und wurden für die Befragung in Form eines Fragebogens 
für die Schüler_innen operationalisiert. 

3  ZIELSETZUNGEN UND  
FRAGESTELLUNGEN DER STUDIE

3.1 Ziele
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Vor dem Hintergrund untersuchter Facetten der Politikkompetenz wie 
Selbstwirksamkeit, Partizipation(sbereitschaft) sowie Haltungen und Ein-
stellungen zu Demokratie, ihren Grundwerten, Institutionen und ver-
schiedenen sozialen Gruppen sollen Rückschlüsse auf die Angebote und 
Möglichkeiten der politischen Bildung gezogen werden. Solche affektiven 
und motivationalen Aspekte wie Einstellungen können selbst Einflussfak-
toren für Prozesse und Outcome politischer Bildung sein. Abschließend 
sollen aus den gesammelten Ergebnissen Handlungsempfehlungen für 
das Land Berlin formuliert werden.

Im Vergleich zu bereits vorliegenden Studien zur politischen Bildung so-
wie zu politischen Einstellungen von Jugendlichen (z.B. Abs/Hahn-Lau-
denberg 2017; Gaiser/Hanke/Ott 2016; Schneekloth/Albert 2019) ermögli-
cht die 2019 veröffentlichte, annähernd bundesweite Untersuchung einen 
entsprechend breiten Einblick in die quantitativen und qualitativen An-
gebote der politischen Bildung und Demokratiebildung, wie sie von Schü-
ler_innen eingeschätzt werden. Die vorliegende berlinspezifische Auswer-
tung kann somit hier teilweise vergleichend mit den Durchschnittswerten 
der bundesweiten Untersuchung betrachtet werden. 

Die ebenfalls erhobenen politischen Einstellungen, die Selbstwirksamkeit 
und die Partizipation(sbereitschaft) lassen Interpretationen von möglichen 
Wirkungszusammenhängen mit Angeboten der politischen Bildung zu. 
Eine solche Erhebung und Analyse politischer Einstellungen von Schü-
ler_innen lag lange nicht vor, weder berlinspezifisch noch für das Bun-
desgebiet. Weiterhin fehlte es an Erhebungen zu gruppenbezogenen Ein-
stellungen (Elemente Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit), welche 
zwar bundesweit für die deutsche Gesamtbevölkerung, aber nicht für 
Schüler_innen vorlagen (Zick/Küpper/Krause 2016; Decker/Brähler 2018). 
Dieses Desiderat wurde aufgegriffen mit der bundesweiten Studie „Wer hat, 
dem wird gegeben“ (Achour/Wagner 2019). Auf dieser Grundlage erfolgt 
schließlich hier eine berlinspezifische Auswertung. Für Nordrhein-West-
falen wurden im Rahmen der ICCS-Studie (Abs/Hahn-Laudenberg 2017) 
folgende gruppenbezogene Einstellungen fokussiert: Rechte von Migrant_
innen und Geflüchteten, Gleichberechtigung von Frauen und Männern 
und Einstellungen zur europäischen Arbeitsmigration (Ziemes et al. 2017). 
Dagegen wurden Ideologien der Ungleichwertigkeit wie Antisemitismus, 
antimuslimische Einstellungen oder Aspekte der Autoritarismusforschung 
nicht erfragt, werden hier aber mit verschiedenen Items aufgenommen.

Die vorgenommene Differenzierung nach Klassenstufen (9–10 sowie 11–13)  
und Schulformen (Gymnasien, Integrierte Sekundarschulen (ISS)) 
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lässt spezifischere Aussagen zur Relevanz politischer Bildung im Zu-
sammenhang mit politischen Einstellungen, Selbstwirksamkeit und 
Partizipation(sbereitschaft) im Sinne von Facetten der Politikkompetenz 
an den jeweiligen Schulformen zu. Vor diesem Hintergrund können für 
die Schulformen und Klassenstufen möglicherweise spezifische Defizite 
identifiziert und explizite Handlungsempfehlungen ausgesprochen wer-
den, wie „Instrumente“ der politischen Bildung wirksamer in der Insti-
tution Schule verankert und umgesetzt werden können. Aufgrund der 
Mehrgliedrigkeit des deutschen Schulsystems und der häufig damit ein-
hergehenden Bedeutung des Bildungshintergrundes des Elternhauses für 
den schulischen Erfolg der Kinder (vgl. Autorengruppe Bildungsbericht-
erstattung 2018) liegt auch ein Fokus auf folgendem Erkenntnisinteresse: 
Bildet sich die häufige soziale Ungleichheit aufgrund von Disparitäten 
der Schüler_innen zwischen den Schulformen auch in einer politischen 
Ungleichheit, also anhand unterschiedlicher Zugänge zu Politik ab? Zeigt 
sich dies an verschiedenen Facetten ihrer Politikkompetenz wie politi-
schen Einstellungen und politischer Selbstwirksamkeit?

Folgende Leitfragen stehen im Zentrum der Untersuchung:

1. Welche Angebote politischer Bildung und von Demokratiebildung 
existieren an den Berliner Schulen ab der Jahrgangsstufe 9 bis in die 
Oberstufe?

Untersucht werden dafür der Umfang und die Gestaltung des Politik-
unterrichts (didaktische Prinzipien/Handlungsorientierung, Förde-
rung zentraler Kompetenzen), das Angebot außerschulischer Koopera-
tionen sowie Formate von Demokratiebildung für die Unterrichts- und 
Schulkultur. 

2. Über welche Politikkompetenz und Selbstwirksamkeit, Haltungen und 
Einstellungen verfügen die Schüler_innen?

Neben der Einschätzung ihrer politischen Kompetenz stehen Haltungen 
und Einstellungen der Schüler_innen in Bezug auf folgende Aspekte im 
Zentrum: Politisches Interesse, Vertrauen in die Demokratie sowie In-
stitutionen, Organisationen und Akteure, Partizipation(sbereitschaft), 
demokratische Grundwerte und Einstellungen zu sozialen Gruppen 
(Migrant_innen, Menschen muslimischen und jüdischen Glaubens).

3.2 Leitfragen 
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3. Welche Rückschlüsse für die Angebote der politischen Bildung und 
Demokratiebildung in der Berliner Schule können gezogen und wel-
che Handlungsempfehlungen können formuliert werden?

Die Möglichkeiten der politischen Bildung – schulisch und außerschu-
lisch – sind vielfältig. Für die Schule lassen sich drei Praxisfelder der poli-
tischen Bildung differenzieren (Henkenborg 2014):

1. Politische Bildung als Unterrichtsfach
2. Politische Bildung als fachübergreifendes Prinzip (als „Prinzip aller Fä-

cher“)
3. Politische Bildung als Schul- und Unterrichtsprinzip im Rahmen der 

Demokratiebildung

Nicht zuletzt spiegelt sich das auch in den verschiedenen Begrifflichkeiten 
und Ansätzen wider, die häufig vergleichbare globale Zielsetzungen ver-
folgen, sich überschneiden und selten klar voneinander differenziert sind: 
Politische Mündigkeit, Emanzipation, Anerkennung von Demokratie, Viel-
falt, Grund- und Menschenrechten, Antidiskriminierung, Urteils-/Hand-
lungskompetenzen. Neben der politischen Bildung hat sich in den letzten 
Jahren auch der Begriff der Demokratiebildung etabliert, mit welchem 
Ansätze des politischen Lernens der Politikdidaktik und des Demokra-
tie-Lernens der Demokratiepädagogik zusammengeführt werden.7 Diese 
haben jeweils einen inhaltlichen und einen konzeptuellen Bezug zu (cur-
ricularen) Querschnittsthemen und Ansätzen wie dem Globalen Lernen/
Bildung für nachhaltige Entwicklung, antirassistische/Diversity Bildung, 
„interkulturelles“ Lernen, Europa-, Menschenrechtsbildung, Medienbil-
dung/Digitalisierung, sozialem Lernen usw. (vgl. Senatsverwaltung für Bil-
dung, Jugend und Wissenschaft Berlin/Ministerium für Bildung, Jugend 
und Sport des Landes Brandenburg 2015b).

Vor diesem Hintergrund geht die Untersuchung von einem weiten Ver-
ständnis politischer Bildung aus. Neben den Fächern der politischen Bil-

Ein politikdidaktischer Bezug auf den Demokratiebegriff wie Demokratiekompetenz(en) oder 
Demokratiefähigkeit findet sich auch bei vielen Politikdidaktiker_innen (Reinhardt 2010; Him-
melmann 2005; Detjen 2002; May 2007; Henkenborg 2002).

7

3.3 Was ist (gute) politische Bildung? 
 Eine Begriffsklärung
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dung bezieht sich das Verständnis auch auf den Ansatz der „politischen 
Bildung als Prinzip aller Fächer“, als fachübergreifendes Prinzip. Das 
heißt, dass gesellschaftspolitische Fragen auch im Biologie- und Physik-
unterricht (Genetik, Atomkraft: vgl. Dittmer et al. 2016), in künstlerischen 
Fächern (Was darf Kunst? Z. B. die Aktionen des Zentrums für politische 
Schönheit?)8 oder den Sprachen (Wahlen in den USA, Brexit) und allen 
weiteren Fächern – auch unter Anwendung der domänenspezifischen 
Kompetenzen – thematisiert werden können. Das Politische gilt als Kon-
stituens, als Definitionsmoment jeder Sache und ist damit allen Diszipli-
nen inhärent (Fischer 1970: 119). Lechner-Amante verweist darauf, dass 
bei einer Vernachlässigung dieses Phänomens das Politische nicht ver-
schwinde, sondern unreflektiert bleibe und im Zweifel wie vorgefunden 
hingenommen werde (2014: 203f.). Dies steht der Förderung von Mündig-
keit in der Institution Schule im Weg.

Ebenso versteht sich politische Bildung als Unterrichts- und Schulprinzip 
im Sinne einer demokratischen Schulentwicklung. Die allgemeine Annah-
me, dass ein positives Verhältnis zwischen einer demokratischen, partizi-
patorischen Unterrichts- und Schulkultur und politischen Einstellungen 
und Verhaltensweisen existiert, scheint sich auch empirisch zu bestätigen 
(Geboers et al. 2013; Deimel/Hahn-Laudenberg 2017). 

Insbesondere die Aspekte zur Schul- und Unterrichtskultur lassen sich 
im Konzept der Demokratiebildung finden; sie gelten als „Gelegenheits-
struktur für Demokratielernen“ (Edelstein 2009). In Anlehnung an Dewey 
(1916/2000) wird davon ausgegangen, dass Schule in offenen Gesellschaf-
ten demokratiebezogene Erfahrungen ermöglichen kann und zum Lern-
raum für Demokratie wird, wenn Schüler_innen sich mit gesellschafts-
relevanten Problemen auseinandersetzen, ihre Interessen einbringen, 
Lösungsprozesse gestalten, mitbestimmen und Verantwortung überneh-
men: „Die Demokratie ist mehr als eine Regierungsform; sie ist in erster 
Linie eine Form des Zusammenlebens, der gemeinsamen und miteinander 
geteilten Erfahrung“ (Dewey 1916/2000: 121; Oelkers 2009).

In den Empfehlungen der KMK zur Demokratiebildung in Unterricht und 
Schule werden folgende Kriterien aufgelistet (KMK 2018: 8), welche zen-
trale Prinzipien des Demokratielernens wie Anerkennung, Emanzipation, 
Partizipation, Transparenz beinhalten (Hafeneger et al. 2002).

Vgl.: https://www.politicalbeauty.de (zuletzt abgerufen am 19.03.2020). 8
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Eine demokratische Schul- und Unterrichtsentwicklung manifestiert sich 
demnach 

 in der Schul- und Unterrichtskultur einer Schule sowie einer wertschät-
zenden und diversitätsbewussten Kommunikation innerhalb der Schule, 

 in der curricularen Verankerung in den Fächern sowie in fächerverbin-
denden, fächerübergreifenden und außerunterrichtlichen Zusammen-
hängen, 

 in der Schulorganisation z. B. im Entwicklungsgrad von Mitwirkungs-
gremien sowie in der Einführung und Pflege parlamentarischer For-
men in Form von Klassenräten und vergleichbaren Gremien, 

 in der aktiven demokratiefördernden Einstellung der Lehr- und Fach-
kräfte, 

 im Führungsstil der Schulleitung, 
 in den Kommunikationswegen zwischen den verschiedenen Gruppen 

der Schule sowie 
 in der Transparenz der Information und der Meinungsbildung (vgl. 

KMK 2018). 

Kerr (1999) und in Anlehnung daran Deimel/Hahn-Laudenberg (2017: 
256) differenzieren drei Perspektiven hinsichtlich der Beziehung von 
schulischen Lerngelegenheiten und Bürgerschaft (citizenship): Education 
about/through/for citizenship. Dies wird hier für die politische Bildung 
– auch mit Blick auf das Konzept Demokratiebildung – adaptiert in fol-
genden Dimensionen:9 

1. Politische Bildung über Demokratie, 
2. Politische Bildung durch Demokratie und 
3. Politische Bildung für Demokratie. 

Teils werden die internationalen Bezeichnungen wie citizenship/citizen/civic education auch 
in der Politikdidaktik verwendet (vgl. Kenner/Lange 2018; Edelstein 2009), im deutschspra-
chigen Raum ist der Begriff „politische Bildung“ immer noch der am weitesten verwendete. 
Vgl. Citizenship Education der UNESCO-Kommission: https://www.unesco.de/bildung/hoch-
wertige-bildung/global-citizenship-education/bildung-zur-praevention-von-gewalttaetigem 
(zuletzt abgerufen am 19.03.2020). 

9

Dimensionen eines weiten Begriffs 
politischer Bildung  
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Der Bildungsbegriff der politischen Bildung verdeutlicht jeweils die Sub-
jektorientierung der drei Dimensionen. Damit spiegeln sich terminolo-
gisch die beiden normativen und im konstruktiven Spannungsverhältnis 
stehenden Bezugspunkte der politischen Bildung wider: die Zielsetzung 
der Mündigkeit des Individuums und die Stabilität der Demokratie. Mit 
der Förderung von kritischer Urteils- und Handlungsfähigkeit als zentrale 
Kompetenzen steht dahinter das Verständnis, dass Demokratien durch die 
Kritikfähigkeit ihrer Bürger_innen lebendig sind und sich im konstruk-
tiven Wandel befinden.

„Politische Bildung über Demokratie“ bezieht sich auf die Vermittlung von 
Inhalten und domänenspezifischen Kompetenzen im fachlichen Unter-
richt (s. u.). „Politische Bildung durch Demokratie“ realisiert sich durch de-
mokratiebezogene, partizipatorische Mitbestimmungsangebote als Unter-
richts- und Schulprinzip (vgl. Himmelmann 2005). „Politische Bildung für 
Demokratie“ stellt ein Globalziel der Institution Schule dar, wie durch die 
Integrationsfunktion von Fend formuliert wird (2006, Hahn-Laudenberg/ 
Achour i. E. 2020). Diese drei Dimensionen sind durch Interdependenzen 
gekennzeichnet und verhalten sich komplementär zueinander (vgl. Him-
melmann 2005).

Im Rahmen der Studie werden Indikatoren untersucht, die sowohl Aus-
sagen zu den Voraussetzungen der Schüler_innen („Input“), zum Prozess 
der politischen Bildung als auch zu deren möglichen Wirkungen („output/ 
outcome“) liefern. 

Bezüglich des Inputs wurden die Schüler_innen zur Jahrgangsstufe, Schul-
form sowie zu sozialen und kulturellen Variablen befragt. Nicht erhoben 
wurden ökonomische Variablen, da die Schüler_innen nicht immer dazu 
Auskunft geben können oder möchten und dies zu großen Ausfällen im 
Antwortverhalten führen kann. Es ist aber plausibel anzunehmen, dass 
kulturelles und soziales Kapital in einem engen Zusammenhang mit öko-
nomischen Variablen stehen. Die Lehrkräfte (Ausbildung, Unterrichtsstil, 
Alter etc.) wurden aus forschungsökonomischen Gründen ebenfalls nicht 
befragt, auch wenn es sich hierbei um aufschlussreiche weitere Variablen 
handelt. Die Wahrnehmung des Unterrichtsstils durch die Schüler_innen 
kann diese Facette zumindest teilweise abbilden. 

3.4 Im Rahmen der Studie 
 erhobene Konstrukte
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Insgesamt legt die Untersuchung einen Schwerpunkt auf die prozess- 
und output-bezogenen Aspekte. Als zentrale Indikatoren einer gelun-
genen politischen Bildung und Demokratiebildung (Prozessdimension) 
wurden identifiziert und für den Fragebogen operationalisiert: zeitlicher 
Umfang des Faches Politik, zentrale Inhaltsfelder der politischen Bildung 
in den Lehrplänen und als Querschnittsthemen, Vermittlung domänen-
spezifischer Kompetenzen, Berücksichtigung didaktischer Prinzipien als 
„Gütekriterien“, Angebote außerschulischer Kooperationen, Einsatz hand-
lungsorientierter Methoden, Formate der Demokratiebildung, Partizipa-
tionsmöglichkeiten in Unterricht und Schule. Sie stellen qualitative und 
quantitative Einflussfaktoren auf Lerngelegenheiten der politischen Bil-
dung dar und werden im Folgenden hinsichtlich ihrer Bedeutung und 
Operationalisierung erläutert.

Zur Outcome-Dimension, welche übergeordnet als Politikkompetenz be-
zeichnet wird, lassen sich Wissen, Einstellungen und Verhalten zählen 
(vgl. Geboers et al. 2013; Abs/Hahn-Laudenberg 2017: 258). Das Modell 
der Politikkompetenz nach Detjen et al. (2012) beinhaltet explizit die Ur-
teils- und Handlungskompetenz. Aufgrund begrenzter Ressourcen wur-
de weder ein Wissens- noch ein Kompetenztest bei den Schüler_innen 
durchgeführt. Einstellungen und Verhalten werden in Anlehnung an Det-
jen et al. (2012) sowie an die politische Kulturforschung in Bezug auf 
folgende Elemente erhoben: Politisches Interesse und Selbstwirksamkeit, 
Partizipation(sbereitschaft), Vertrauen in die Demokratie und gesellschaft-
liche Institutionen, Einstellungen zu demokratischen Grundwerten und 
sozialen Gruppen. 

Soweit vorhanden wurden Items und Messinstrumente aus der Forschung 
zur Politikdidaktik, Demokratiebildung und der Einstellungsforschung 
verwendet, andere wurden entlang der politikdidaktischen Theorie im 
Zuge der Untersuchung von Achour/Wagner 2019 entwickelt.

Hervorzuheben ist, dass Abb. 1 kein abschließendes Wirkungsmodell der 
politischen Bildung darstellt, welches alle für die politische Bildung rele-
vanten Aspekte berücksichtigt. Denn sowohl der Prozess als auch der Out-
come werden von verschiedensten Sozialisationsinstanzen beeinflusst, die 
in der Untersuchung vor allem aus forschungsökonomischen Gründen 
nicht berücksichtigt werden und ebenfalls Einfluss auf die Dimensionen 
des Outcomes haben können, wie z.B. Lehrer_innen, Familie, Freund_in-
nen, (soziale) Medien.
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Abb. 1: Modell zur Untersuchung der Relevanz der politischen Bil-
dung an Schulen

Input Prozess Output/Outcome

Voraussetzungen der 
Zielgruppen

Schüler_innen:        
•   Soziale,
•   ökonomische (werden 

nicht erhoben),
•   kulturelle Variablen

Lehrkräfte: 
(wird nicht erhoben)

•   Ausbildung
•   Unterrichtsstil
•   Stellenumfang
•   Tätigkeitsdauer
•   Alter
•   Berufsverständnis
•   Kompetenzprofil
•   Selbstwirksamkeit
 
       

Aspekte der 
Politikkompetenz

Politisches Interesse

Politische Selbstwirk-
samkeit 

Politische Einstellungen
•   Demokratievertrauen
•   Vertrauen in Institutionen, 

Akteure und Gruppen 
•   Einstellungen zu demokra-

tischen Grundwerten
•   Gruppenbezogene Einstel-

lungen

Partizipationsbereitschaft 

(Problembezogene) 
Partizipation
 

Angebote der politischen 
Bildung 
/Demokratiebildung

Politische Bildung als  
Unterrichtsfach: 
•   Zeitlicher Umfang 
•   Inhalte

Politikdidaktik
•   Kompetenzen
•   Methoden
•   Didaktische Prinzipien

Politische Bildung als  
Querschnittsaufgabe: 
•   Inhalte
•   Kompetenzen
•   Außerschulische Angebote

Demokratische Schul- 
/Unterrichtskultur:
•   Demokratisches Unter-

richts-/Schulklima 
•   Außerschulische Angebote
•   Mitbestimmungsmöglich-

keiten

Quelle: Achour/Wagner 2019: 30
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Für die Dimension „Prozess“ wurden die folgenden Indikatoren operatio-
nalisiert: zeitlicher Umfang, Inhalte, Kompetenzen, Methoden, didaktische 
Prinzipien, außerschulische Angebote, demokratisches Unterrichts-/Schul- 
klima und Mitbestimmungsmöglichkeiten in der Schule.

Für die politische Bildung existiert kein Wissenskanon. Aufbauend auf 
einer bundesweiten analysierenden Sichtung der Lehrpläne, welche für 
die Untersuchung von Achour/Wagner (2019) vorgenommen wurde, kann 
zusammengefasst werden, dass Schüler_innen über verschiedene zentrale 
Inhaltsfelder eines weiten Politikbegriffs einen Einblick in das Politische 
erhalten sollen. Bei der Erhebung wurde in Anlehnung an die identifi-
zierten zentralen Inhalte nach folgenden Aspekten gefragt (vgl. 6.1.3, 
6.2.4): Grund- und Menschenrechte, Demokratie in Deutschland, Euro-
päische Union, Recht, Wirtschaft, Globalisierung/Internationale Politik, 
Ökologie/Nachhaltigkeit, Medien/Digitalisierung, verschiedene Formen 
des Zusammenlebens und von Lebensentwürfen, demokratische Werte 
wie Freiheit und Gleichheit, Rassismus, Antisemitismus, Rechtsextremis-
mus/Rechtspopulismus, Muslimfeindlichkeit.

Weder für die politische Bildung noch für die Demokratiebildung existiert 
ein allgemeingültiges Kompetenzmodell (Detjen et al. 2012 „Politikkom-
petenz“; GPJE 2004; Behrmann et al. 2004 „Demokratie-Kompetenzen“, 
Himmelmann 2005; KMK 2018; Schneider/Gerold 2018; Henkenborg 
2014; Achour et al. 2020).10  

Als Minimalkonsens – ohne die Dimension Wissen zu berücksichtigen11 
– und mit Blick auf die existierenden didaktischen und pädagogischen 

Prozess: Angebote der politischen Bildung 
und Demokratiebildung

Inhalte und Themen

Kompetenzen und Fähigkeiten

Der Europarat formuliert 20 „Kompetenzen für eine demokratische Kultur“, welche sich in die 
Kategorien Werte (Wertschätzung von Menschenwürde/Menschenrechte, kultureller Vielfalt, 
Demokratie, Gerechtigkeit, Fairness, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit), Einstellungen, Fähigkeiten 
und Wissen sowie kritisches Denken differenzieren (Europarat 2016). 
Abs und Hahn-Laudenberg (2017) weisen die Bedeutung von Wissen für Kompetenzen, Ein-
stellungen und Haltungen nach. In dieser Untersuchung wird kein Wissenstest durchgeführt 
(vgl. zum Einsatz von Wissenstests z. B. Oberle/Forstmann 2015).

10

11
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Modelle, aber auch auf die (fachlichen und überfachlichen) Lehrpläne 
werden für diese Studie folgende drei Kompetenzbereiche operationali-
siert (vgl. 6.1.4):

1. Analysekompetenz12 als Fähigkeit, sich immer wieder aufs Neue poli-
tische Fragestellungen hinsichtlich (eigener und anderer) Interessen, 
Lösungsmöglichkeiten und Entscheidungen erschließen und verste-
hen zu können. 

2. Urteilskompetenz, um politische Akteure, Lösungen, Entscheidungen 
unter Berücksichtigung von Urteilskategorien und Perspektiven be-
werten und sich „eine eigene Meinung bilden zu können“. So ist z. B.  
für die spätere Bürger_innenrolle auch das Wählen ein basales Urteil 
über Akteure und Politik.

3. Handlungskompetenz, um politische und gesellschaftliche Beteili-
gungsmöglichkeiten kommunikativ, partizipatorisch und prozedural 
nutzen zu können. 

Zur Erhebung domänenspezifischer Kompetenzen existieren für die po-
litische Bildung bisher keine validen Messinstrumente, wie z. B. in Form 
getesteter Skalen. Um einen Einblick zu erhalten, welche Fähigkeiten vor 
allem aus Perspektive der Schüler_innen gefördert werden, wurden sie 
befragt, ob sie im Politikunterricht lernen, (1) politische Probleme zu ver-
stehen (Analysieren), (2) sich eine eigene Meinung zu bilden (Urteilen) 
und (3) wie man sich an politischen und gesellschaftlichen Prozessen be-
teiligen kann (Handeln).

Politisches Urteilen und Handeln wird angeregt durch Lernangebote, die 
kontrovers, problemorientiert, aktuell, schüler_innenorientiert und ex-
emplarisch sind (Achour et al. 2020; Wohnig 2018a/2018b; Petrik 2014; 
Grammes 2014a/b; Goll 2014; Reinhardt 2014: vgl. 6.1.4, 6.1.5). Insbe-
sondere Methoden der Handlungsorientierung trainieren die Fähigkeiten, 
welche politisches Handeln ausmachen: Konflikte austragen, Kompro-
misse schließen, Entscheidungen verhandeln, Perspektiven übernehmen 

Didaktische Prinzipien und Beutelsbacher 
Konsens als „Gütekriterien“ 

Analysekompetenz wird vor allem in den Lehrplänen als eigenständiger Kompetenzbereich 
herausgestellt.

12

Zwischen Status quo und State of the Art: Politische Bildung und Demokratiebildung an Berliner Schulen

32



und Ambiguitätstoleranz einüben. Prinzipien und Methoden sollen einen 
ausschließlich auf Fakten basierenden, institutionenkundlichen Unter-
richt vermeiden und neben politischer Urteils- und Handlungsfähigkeit 
politische Selbstwirksamkeit fördern (vgl. Jasper/Ziemes/Abs 2017).

Schließlich spiegeln sich diese Prinzipien und Ziele, vor allem die Kontro-
versität und Schüler_innenorientierung, auch im Beutelsbacher Konsens 
wider (Wehling 1977): Dieser als Grundstein schulischer und außerschu-
lischer Bildung geltende Konsens verdeutlicht zugleich, dass seine erste 
Forderung, das Indoktrinationsverbot, gerade nicht erfüllt wird, wenn 
Schule „neutral“ ist (Schedler/Achour/Elverich/Jordan 2019a, Koschmie-
der/Koschmieder 2019). Nicht Neutralität schützt vor Indoktrination, son-
dern Kontroversität. Dazu gehören sowohl die Auseinandersetzung mit 
einem breiten Meinungspluralismus als auch das Markieren von Gren-
zen, wenn demokratische Grundwerte verletzt werden: Diskriminierung, 
Rassismus und Ideologien der Ungleichwertigkeit sind keine Meinungen, 
sondern Menschenrechtsverletzungen. Dieser entscheidende Unterschied 
ist der Sockel zur Förderung von Ambiguitätstoleranz und damit zur An-
erkennung von Pluralismus als grundlegendes Merkmal von Demokratie.

Erhoben wird somit der Einsatz verschiedener handlungsorientierter Me-
thoden sowie die Zustimmung zu unterschiedlichen Aussagen im Hinblick 
auf die Anwendung didaktischer Prinzipien durch die Lehrer_innen:13 Auf-
zeigen und Zulassen verschiedener Sichtweisen (Kontroversität), Lösungs-
ansätze (Problemorientierung), Aktualität, Exemplarität, Produktorientie-
rung/Handlungsorientierung versus Überkomplexität, Oberflächlichkeit, 
langweilige Darstellung (vgl. 6.1.4, 6.1.5, 6.3.10). Anhand der Einschätzung 
der Schüler_innen lassen sich schließlich Rückschlüsse auf die Prozessqua-
lität der politischen Bildung ziehen.

Der Beutelsbacher Konsens und die dargestellten didaktischen Prinzipien 
sind zugleich Grundlagen für ein offenes Unterrichts- und Schulklima, da 
sie eine diskursive Gestaltung erfordern (vgl. Watermann 2003) und auf 

Partizipatorisches und offenes Unterrichts- 
und Schulklima

Didaktische Prinzipien sind ebenfalls komplexere Konstrukte, für die allerdings keine Messin-
strumente in der politischen Bildung zur Verfügung stehen. Daher wird sich in vorliegender 
Untersuchung mit ersten, im Zuge der bundesweiten Befragung von Achour/Wagner (2019) 
entwickelten Fragestellungen dem Untersuchungsgegenstand angenähert. 

13

Zwischen Status quo und State of the Art: Politische Bildung und Demokratiebildung an Berliner Schulen

33



Mitbestimmung und Teilhabe angelegt sind (Diedrich 2008). Ein Klima 
der Anerkennung und des respektvollen Miteinanders sind vor allem in 
einer tendenziell hierarchisch organisierten Institution wie Schule grund-
legend, wenn eine konstruktive Lernumgebung und demokratische Struk-
turen des Zusammenlebens geschaffen werden sollen. Gutzwiller-Hel-
fenfinger und Ziemes sehen einen deutlichen Zusammenhang zwischen 
offenem Unterrichtsklima und demokratierelevanten Einstellungen sowie 
zwischen negativ erlebten Sozialbeziehungen (Viktimisierung) und de-
mokratiedistanten Einstellungen (2017: 292). Vor dem Hintergrund, dass 
Schule ein Ort des formellen und informellen Lernens (Scheerens 2009) 
für politische Einstellungen und Verhaltensmuster ist, werden die Schü-
ler_innen befragt, wie sie die Integration demokratischer Elemente in der 
Unterrichts- und Schulkultur wahrnehmen. Als Indikatoren werden er-
hoben: gleiche Rechte, Mitbestimmung, Vielfalt und Begründen von Mei-
nungen, Konfliktfähigkeit, Fairness und Toleranz, Transparenz (vgl. 6.2.5 
in Anlehnung an Items zur Unterrichts- und Schulkultur in: Schneider/
Gerold 2018 und Diedrich 2008).

Neben dem Ermöglichen von Begegnungen mit Akteuren aus Politik und 
Gesellschaft bietet sich insbesondere in der Auseinandersetzung mit 
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit, Mobbing, Fragen nach Iden-
tität sowie politischen und religiösen Deutungsangeboten die Öffnung 
von Schule und die Kooperation mit externen Bildungsträgern, Institu-
tionen und Organisationen an (vgl. 6.2). So können z. B. bei aktuellen 
Entwicklungen (Identitäre Bewegung, salafistische Gruppen) außerschu-
lische Träger mit ihrer spezifischen Expertise kompetent auf Phänomene 
reagieren: Sie eröffnen jenseits von schulischen Bewertungsrastern ande-
re Zugänge zu den Lebenswelten der Schüler_innen (vgl. Elverich 2017), 
greifen Emotionen auf (Besand/Overwien/Zorn 2019; Richter/Frech 2019) 
und erzeugen Multiperspektivität hinsichtlich gesellschaftlicher Diversi-
tät. Insbesondere diese wird von einer immer noch eher homogenen Leh-
rer_innenschaft in der Institution Schule kaum abgebildet (Karakasoglu/ 
Dogmus 2018). Da auch die Wirkungsforschung trotz der Kurzzeitigkeit 
der außerschulischen Angebote auf Möglichkeiten von Nachhaltigkeit 
und Veränderungen verweist (Balzter et al. 2014; Bischoff et al. 2011), 
werden die Schüler_innen danach befragt, ob in den letzten zwölf Mo-
naten Politiker_innen oder Menschen aus Bürgerinitiativen, Menschen-
rechtsorganisationen, Demokratieprojekten etc. eingeladen wurden.

Außerschulische Kooperationen
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Beteiligungsmöglichkeiten in der Schule stehen mit der Annahme im Zu-
sammenhang, dass sie die generelle gesellschaftliche und politische Par-
tizipationsbereitschaft positiv beeinflussen (vgl. Edelstein/Fauser 2001; 
Himmelmann 2001), vor allem wenn ein Transfer auf komplexe soziale 
und politische Zusammenhänge geschaffen wird (vgl. Reinhardt 2010; 
Reinhardt/Tillmann 2002).14 Neben den in den Schulgesetzen verankerten 
Mitbestimmungsmöglichkeiten (Klassen-/Schulsprecher_innen etc., vgl. 
Palentin/Hurrelmann 2003) werden in der Studie daher die Schüler_innen 
auch nach weiteren schulischen und außerschulischen Formaten befragt 
(vgl. 6.2.1): z. B. Klassenrat, Demokratie-/Kinderrechtetag, Projektwochen, 
Streitschlichtungs-/Mentoringprojekte (vgl. zu Formaten der Demokratie-
bildung: Edelstein/Frank/Sliwka 2009 sowie in Anlehnung die daran for-
mulierten Items: Schneider/Gerold 2018: 23).

In Hinblick auf die Dimension „politische Bildung für die Demokratie“ ist 
der Outcome im Sinne der Politikkompetenz von besonderem Interesse: 
das Verhältnis der Schüler_innen zu Aspekten von Politik und Demokra-
tie im Zusammenhang mit den im Unterricht vermittelten Inhalten und 
Kompetenzen, didaktischen Prinzipien und Methoden. Was lässt sich über 
die politische Selbstwirksamkeit der Schüler_innen sagen? Über welche 
Einstellungen und Haltungen zur Demokratie, ihren Werten und gegen-
über verschiedenen sozialen Gruppen verfügen sie? Wie verhält es sich 
mit ihrem gesellschaftlichen Engagement?

Ein zentraler Aspekt politischer Involvierung ist das politische Interesse 
(vgl. 6.3). Damit verbunden wird eine entsprechende Aufmerksamkeit für 
das politische Geschehen und möglicherweise auch eine höhere politische 
Handlungsbereitschaft. Als wesentliche Einflussgrößen auf das politische 
Interesse bestätigen sich in der Forschung immer wieder das Lebensalter, 

Vgl. zur Debatte von Politik und Demokratie-Lernen zusammenfassend: May 2008.14

Partizipationsmöglichkeiten in der Schule

Politisches Interesse

Outcome: Politisches Interesse, 
Partizipation(sbereitschaft) und Einstellungen
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das Geschlecht (Gender Gap) und Bildung (Gille et al. 2016; Schneekloth 
2015). Mit höherem Alter und höherer Bildung steigt das Interesse, wäh-
rend sowohl bei Jugendlichen als auch bei Erwachsenen weibliche Befragte 
häufig weniger politisch interessiert sind als männliche (Gille et al. 2016). 
Anders stellen sich die Ergebnisse in der aktuellen Shell Jugendstudie dar 
(vgl. Schneekloth/Albert 2019). Für diese Studie wird sowohl das Inter- 
esse als Form politischer Involvierung erhoben als auch danach gefragt, mit 
wem die Schüler_innen aus ihrem sozialen Umfeld wie häufig Gespräche 
über Politik führen: Eltern, Geschwister, Freund_innen, Social Media, Mit-
schüler_innen, Lehrer_innen (vgl. 6.3.2).15

 

Die Forschung belegt einen bedeutsamen Zusammenhang zwischen po-
litischer Kompetenz und Selbstwirksamkeitseinschätzungen (Jasper et 
al. 2017, vgl. 6.3.10). Die politische Selbstwirksamkeit ist dabei nicht nur 
mit der Bewertung der eigenen politischen Handlungsfähigkeit verknüpft 
(Gille 2016: 40), sondern scheint auch mit dem Engagement in politischen 
Institutionen im Zusammenhang stehen zu können (Oberle 2017). Um 
Aussagen zur Selbstwirksamkeit der Schüler_innen vornehmen zu kön-
nen, werden deren Selbsteinschätzungen hinsichtlich verschiedener po-
litischer Aktivitäten untersucht: Diskussion über einen Zeitungsartikel, 
Einnahme eines Diskussionsstandpunktes (öffentlich und vor der Klasse), 
aktive Schüler_innenvertretung, Organisation einer Schüler_innengrup-
pe, Verfolgen einer politischen Diskussion im Fernsehen, Schreiben eines 
Briefs/E-Mail an die Zeitung, Posting zu politischen Themen.

Partizipation und gesellschaftliches Engagement sind relevant für die 
Schaffung von Legitimität von Demokratie und als soziales Kapital (Ver-
trauen und Kontakte) für gesellschaftliches Zusammenleben (Putnam 
1995). Darunter lassen sich Aktivitäten für politische und soziale Ziele 
und Interessen fassen, aber auch das Eintreten für und das Unterstützen 
von anderen Menschen. 

Die Formulierung der Items zur Erhebung der Diskussion von Schüler_innen mit verschie-
denen Akteuren erfolgte in Anlehnung an Gille 2016.

15

Politische Selbstwirksamkeit 

Partizipation(sbereitschaft)
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Mit van Deth lässt sich politische Partizipation von sozialer Partizipation 
abgrenzen, einem Engagement, das auf soziale, lokale Probleme und Zi-
vilgesellschaft gerichtet ist wie z. B. Aktivitäten in Jugendorganisationen, 
der Feuerwehr oder in Vereinen. Politische Partizipation hat das Ziel, poli-
tische Entscheidungen zu beeinflussen (vgl. van Deth 2009). 

Eine weitere Differenzierung bezieht sich auf konventionelle und unkon-
ventionelle Formen (z. B. parteibezogene Aktivitäten vs. Demonstrationen, 
Bürgerinitiativen). Davon unterschieden werden Formen des politischen 
Konsums (z. B. Boykott von Waren) und politischer Kommunikation (Un-
terschriftensammlungen, E-Mails/Briefe mit politischen Positionen verfas-
sen) (vgl. van Deth 2014). 

Um die Vielfalt und auch den Wandel von Engagement bei Kindern und 
Jugendlichen möglichst weit zu erfassen, ist es zielführend, einen breiten 
Partizipationsbegriff zu verwenden, welcher sich hier insbesondere auch 
auf die problembezogene Partizipation bezieht. So erlangen z. B. Protest-
bewegungen, kollektive Partizipationsgelegenheiten und Beteiligungs-
formen im Rahmen von Social Media eine neue Bedeutung (Gille et al. 
2016; Kahne et al. 2014; Hasebrink/Lampert/Thiel 2020). 

Schule soll zu Partizipation befähigen und für Beteiligung motivieren. Ein-
fluss auf Engagement und Partizipation haben das politische Interesse, so-
ziale, vor allem politisch aktive Netzwerke und die Ressource Bildung (Gai-
ser/Rijke 2016). Konkret wird in Bezug auf die Partizipation(sbereitschaft) 
gefragt: Sind die Schüler_innen für politische und soziale Ziele aktiv (vgl. 
6.3.7, 6.3.9) und welche Formen der politischen, problembezogenen Inte-
ressenbekundung bzw. -durchsetzung (vgl. 6.3.8) nehmen sie wahr?16

Für die Demokratie ist eine prinzipielle Akzeptanz und ein Mindestmaß 
an Vertrauen relevant (Almond/Verba 1963). Ebenso gilt Vertrauen als 
ein entscheidender Aspekt sozialen Kapitals (Putnam 1995). Vor diesem 
Hintergrund wird das Vertrauen der Schüler_innen in die Institutionen 
der etablierten Politik, Exekutive, Judikative, der Wirtschaft, Interessen-
gruppen und Organisationen der Zivilgesellschaft, in NGOs (Nichtregie-

Die Items wurden verwendet in Anlehnung an: Gaiser/Rijke 2016; Deimel/Hahn-Laudenberg 
2017; Schneekloth 2015.

16

Haltungen und Einstellungen 
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rungsorganisationen) und (soziale) Medien erhoben. Diese Akteure ge-
währleisten unter anderem die Interessenartikulation und -durchsetzung 
und schließlich beruht die Gewaltenteilung auf ihrem Zusammenspiel. 
Ein permanentes Misstrauen würde langfristig auch die repräsentative De-
mokratie per se in Frage stellen.

Um die Zufriedenheit der Schüler_innen mit der „Idee der Demokratie“ 
und deren Verfassungsrealität vergleichen zu können, werden in der Stu-
die beide Aspekte erhoben (vgl. 6.3.4, 6.3.5, Decker/Brähler 2018; Schnee-
kloth 2015). In der Regel liegt die Zustimmung höher, je abstrakter nach 
dem Demokratiekonzept gefragt wird (Decker/Kiess/Schuler/Handke/ 
Brähler 2018). Mit Demokratiekonzepten können unterschiedliche Vorstel-
lungen verbunden sein, die in der Verfassung in der Form nicht verankert 
sein müssen. In dieser wahrgenommenen Diskrepanz können Misstrau-
en und Distanz begründet sein, z. B. hinsichtlich Transparenz, Kommu-
nikation, Entscheidungsfindung und Teilhabemöglichkeiten. Als Folge 
kann die Responsivität, die Offenheit des politischen Systems in Frage  
gestellt werden. Politische Bildung kann solche kognitiven Dissonanzen 
„zwischen Idee und Wirklichkeit“ aufgreifen.  In der Studie werden daher 
beide Dimensionen – abstrakte Demokratiekonzepte und Zufriedenheit 
mit der Praxis – erhoben. Ein gewisses Misstrauen kann schließlich auch 
– z. B. angestoßen durch Prozesse politischer Bildung – als konstruktive 
Kritik zu politischem Engagement und zur Weiterentwicklung von Demo-
kratie beitragen (Inglehart 1977; vgl. Fuchs 2002). 

Ein genaueres Bild zu Einstellungen, Vertrauen und Misstrauen gegen-
über Demokratie ermöglicht Aussagen zu Grundwerten und Normen, wie 
sie in der Verfassung verankert sind: Daher werden die Einstellungen der 
Schüler_innen zur Demonstrations-, Meinungs- und Pressefreiheit, zu 
Minderheitenrechten und zum Streikrecht erhoben. Vor dem Hintergrund 
zunehmender rechtspopulistischer Einstellungen werden in Anlehnung 
an die Autoritarismusforschung ebenfalls so genannte Law-and-order-
Orientierungen bei den Schüler_innen untersucht, welche von einem 
großen Teil der „erwachsenen“ Bevölkerung geteilt werden. So sind mehr 
als drei Viertel der Ansicht, Verbrechen sollten härter bestraft werden (vgl. 
Zick/Küpper/Krause 2016; vgl. Zick/Küpper/Berghan 2019).

Die Akzeptanz von Pluralismus und Freiheitsrechten für alle zeigt sich 
auch an den Einstellungen gegenüber sozialen Gruppen, die als anders 
oder fremd markiert bzw. wahrgenommen werden: Migrant_innen, Asyl-
suchende, Menschen muslimischen und jüdischen Glaubens. Insbeson-
dere diesen Gruppen gegenüber haben abwertende Einstellungen in den 
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letzten Jahren zugenommen, wie Untersuchungen unter Erwachsenen 
zeigen. (Decker/Brähler 2018; Zick/Küpper/Krause 2016; Zick/Küpper/ 
Berghan 2019). Vor diesem Hintergrund sind für die Untersuchung die 
Einstellungen der Schüler_innen, der nächsten Generation, für das Zu-
sammenleben in Vielfalt von besonderem Interesse.

Wir fragen deswegen in der Studie danach, wie hoch das Vertrauen der 
Schüler_innen in die Demokratie als Staatsform allgemein und in ihre Um-
setzung ist (vgl. 6.3.5). Welchen Institutionen, Gruppen und Organisati-
onen vertrauen Sie (vgl. 6.3.3, in Anlehnung an Albert/Hurrelmann et al. 
2011; Schneekloth 2015; Ziemes et al. 2017)? Welche Haltungen haben 
Sie gegenüber demokratischen Werten, wie sie in den Grundrechten ver-
ankert sind (vgl. 6.3.6) und gegenüber verschiedenen sozialen Gruppen, 
die besonders von Diskriminierung und menschenfeindlichen Einstel-
lungen betroffen sind (vgl. 6.3.11)?

 

Items wurden übernommen aus der Forschung zu Autoritarismus, Rechtspopulismus, Grup-
penbezogener Menschenfeindlichkeit (Antisemitismus und Muslimfeindlichkeit): Decker/ 
Brähler 2018; Zick/Küpper/Krause 2016; Brettfeld/Wetzels 2007.

17
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Die im Folgenden dargestellte Analyse basiert auf an Berliner Schulen 
erhobenen Befragungsdaten, die im Rahmen einer bundesweiten Paper-
Pencil-Befragung für eine FES-Studie zur Relevanz politischer Bildung 
und Demokratiebildung an Schulen von Sabine Achour und Susanne 
Wagner im Zeitraum von Ende 2018 bis Sommer 2019 erfasst wurden. 
Bei dieser Befragung wurden Fragebögen an Schulen verschickt, durch 
die Lehrkräfte in den Klassen verteilt und von den Schüler_innen ausge-
füllt (vgl. Achour/Wagner 2019: 39 f.). Es handelte sich hierbei also um 
eine Klassenzimmerbefragung, die den Vorteil mit sich bringt, dass die 
Schüler_innen keine weiteren Daten preisgeben mussten und die Befra-
gung schulorganisatorisch leicht umsetzbar war. Nachteilig ist zu bewer-
ten, dass das Befragungssetting keine gänzlich unabhängige Situation 
darstellte, da die Befragung stets von Lehrkräften methodisch gerahmt 
bzw. angeleitet wurde. Die Teilnahme an der Befragung erfolgte freiwillig 
und anonym. Im Anschluss an die Erhebung wurden die Fragebogen-
daten digital eingegeben (vgl. ebd.: 40). 

Die Ansprache der Lehrkräfte und Schulen, deren Lernende an der Be-
fragung teilnahmen, erfolgte über die Netzwerke der Friedrich-Ebert-
Stiftung und des Arbeitsbereiches Politikdidaktik/Politische Bildung des 
Otto-Suhr-Instituts für Politikwissenschaft der Freien Universität Berlin. 
Somit handelt es sich um keine repräsentative Studie: Die Stichprobe ist 
als Convenience Sample einzuordnen (vgl. Döring/Bortz 2016: 305). Dies 
ist bei der Interpretation der Ergebnisse der folgenden Analyse zu be-
rücksichtigen: Der Anspruch einer Populationsbeschreibung wird nicht 
erhoben (Döring/Bortz 2016: 307), auf inferenzstatistische Verfahren so-
wie die Berechnung bzw. Angabe von Signifikanzen wurde entsprechend 
verzichtet. Nichtsdestotrotz bieten die Ergebnisse aufschlussreiche Hin-
weise im Hinblick auf die politische Bildung und Demokratiebildung an 
Schulen, welche Rückschlüsse und das Formulieren von Handlungsemp-
fehlungen zulassen (vgl. Achour/Wagner 2019: 42; vgl. zur Methodik 
auch Döring/Bortz 2016: 307). 

4 METHODE
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Die Auswertung der Daten erfolgte deskriptiv, je nach Skalenniveau mit-
tels Häufigkeits-18 bzw. Mittelwertberechnungen. An ausgewählten, für 
das Forschungsinteresse besonders relevanten Stellen wurden zudem Zu-
sammenhänge – in Abhängigkeit vom Skalenniveau der Bravais-Pearson-
Korrelationskoeffizient bzw. Eta – sowie einfache lineare Regressionen be-
rechnet. Die Details der Berechnungen werden aus Gründen der besseren 
Nachvollziehbarkeit jeweils an entsprechender Stelle beschrieben.

Bei den Prozentangaben sind geringe Abweichung von 100 Prozent im Total rundungsbedingt.18

Zwischen Status quo und State of the Art: Politische Bildung und Demokratiebildung an Berliner Schulen

41



Da einige Fragebögen zu einem späteren Zeitpunkt postalisch zurückgesendet wurden als an-
dere, konnten diese nicht mehr in die Auswertung der bundesweiten Befragung einbezogen 
werden. Daher ist die Anzahl der befragten Berliner Schüler_innen, deren Angaben in dieser 
Auswertung berücksichtigt werden konnten, größer als in der bundesweiten Studie. 
In Berlin entstand bei der Schulstrukturreform 2010 aus den bisherigen Haupt-, Real- und 
Gesamtschulen die Integrierte Sekundarschule. Sofern eine gymnasiale Oberstufe oder eine 
Kooperation mit einem Gymnasium vorhanden ist, kann an ihr neben dem Mittleren Schulab-
schluss auch das Abitur erlangt werden. 
Im Folgenden werden an gegebenen Stellen Bezüge zur bundesweiten Befragung hergestellt. 
Dort sind die Schularten mit mehreren Bildungsgängen, Integrierten Gesamtschulen und Re-
alschulen in der Gruppe „Sonstige allgemeinbildende Schulen“ zusammengefasst (vgl. Achour/ 
Wagner 2019: 47). Diese bildet hier die Referenzgruppe für die Integrierten Sekundarschulen.
Zusätzlich nahmen Schüler_innen eines Förderzentrums sowie einer Berufsfachschule teil. Die-
se wurden jedoch aufgrund der geringen Fallzahlen nicht in der Auswertung berücksichtigt.

19

An der Untersuchung in Berlin nahmen insgesamt 596 Schüler_innen19  
aus sechs Gymnasien und drei Integrierten Sekundarschulen (ISS)20 
teil.21  Damit liegt der Anteil der Befragten an den Gymnasien bei 62,6%, 
an den ISS bei 37,4% (vgl. Tabelle 1). Diese unterschiedlich großen Be-
fragungsgruppen müssen bei der Interpretation der Ergebnisse berück-
sichtig werden. 

Befragt wurden Schüler_innen der Klassenstufen 9–13, wobei in der 
Sekundarstufe II mit 79,4% deutlich mehr Gymnasialschüler_innen als 
Schüler_innen von Integrierten Sekundarschulen (34,1%) teilgenommen 
haben. Umgekehrt ist die Verteilung der Befragten zwischen den beiden 
Schultypen in der Sekundarstufe I durch einen Überhang von Schüler_
innen an Integrierten Sekundarschulen (64,6%) im Vergleich zu Gymna-
sialschüler_innen (20,6%) gekennzeichnet. Auch diese unterschiedliche 
Verteilung ist bei der Interpretation der Ergebnisse der genannten Grup-
pen im Vergleich zu beachten (vgl. Tabelle 2).

5 BESCHREIBUNG DER STICHPROBE

20

21
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Etwas mehr als die Hälfte der Gesamtkohorte der 596 Schüler_innen 
besteht aus weiblichen Befragten (53,9%), 39,1% aus männlichen Be-
fragten, die restlichen 7,0% der Befragten wählen die Antwortmöglich-
keiten „Anderes“, „keine Angaben“ oder machen ungültige oder keine 
Angaben22 (vgl. Tabelle 3). Hinsichtlich der Religionszugehörigkeit ge-

Ungültige und fehlende Werte werden im Folgenden unter der Bezeichnung „Missing Values“ 
zusammengefasst.

22

Tabelle 2: Stichprobe nach Schulform und Jahrgangsstufe, 
Angaben in Prozent

Jahrgangsstufen/ 

Schulform

Jahrgangsstufen 9–10

Jahrgangsstufen 11–13

Missing Values

Gesamt

Gymnasium 

Absolut (Anteil 

an jeweiliger 

Schulform)

77 (20,6%)
 

296 (79,4%)
 

0 (0%)
 

373 

ISS 

Absolut (Anteil 

an jeweiliger 

Schulform)

144 (64,6%)
 

76 (34,1%)
 

3 (1,3%)
 

223

Quelle: Befragung FU Berlin

Tabelle 1: Schüler_innen nach Schulform, Angaben in Prozent

Gymnasium

ISS

Gesamt

 

Häufigkeit 

373

223

596

in Prozent

62,6%

37,4%

100%

Quelle: Befragung FU Berlin
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Quelle: Befragung FU Berlin

Tabelle 3: Geschlecht der befragten Schüler_innen, 
Angaben in Prozent

Weiblich

Männlich

Anderes

Keine Angaben

Missing Values

Gesamt

Häufigkeit 

321

233

11

20

11

596

in Prozent

53,9%

39,1%

1,8%

3,4%

1,8%

100,0%

Tabelle 4: Vertretene Religionsgemeinschaften, Angaben in Prozent

Evangelisch

Katholisch

Freikirchlich

Andere christliche Glaubensgemeinschaft

Muslimisch (Sunniten, Schiiten, Alewiten)

Fernöstliche Glaubensgemeinschaft

Jüdisch

Andere

Keine

keine Angaben

Missing Values

Gesamt

Häufigkeit 

148

67

8

14

75

1

2

7

227

29

18

596

in Prozent

24,8%

11,2%

1,3%

2,3%

12,6%

0,2%

0,3%

1,2%

38,1%

4,9%

3,0%

100,0%

Quelle: Befragung FU Berlin

Zwischen Status quo und State of the Art: Politische Bildung und Demokratiebildung an Berliner Schulen

44



Dieser wurde analog zu Achour/Wagner 2019 und in Anlehnung an die NRW-Schulstatistik 
wie folgt operationalisiert: „[Es] liegt ein Migrationshintergrund vor, wenn der/die Schüler_in 
entweder selbst zugewandert ist oder mindestens ein Elternteil zugewandert ist oder in der 
Familie eine andere Sprache als deutsch gesprochen wird (vgl. IT.NRW 2013).“ (vgl. Achour/ 
Wagner 2019: 44).

23

ben 39,6% der Befragten als größte Gruppe an, einer christlichen Glau-
bensgemeinschaft anzugehören, 12,6% beschreiben sich als muslimisch 
und etwas mehr als ein Drittel (38,1%) gehört keiner Religionsgemein-
schaft an (vgl. Tabelle 4).  

Knapp die Hälfte der Gesamtkohorte (ca. 43 %) der Befragten macht Anga-
ben, die auf einen sogenannten Migrationshintergrund schließen lassen.23 
Der Anteil der Schüler_innen mit Migrationshintergrund unterscheidet 
sich in der Stichprobe je nach Schulform: Von den befragten Gymnasi-
alschüler_innen haben 33,2% einen Migrationshintergrund, von den Be-
fragten an Integrierten Sekundarschulen 58,7% (vgl. Tabelle 5). 

Einfluss auf politische Einstellungen und das Engagement von Jugend-
lichen können neben der Schule auch andere, individuelle und häusliche 
Umstände haben, die als politische Sozialisationsinstanzen wirken (vgl. 
Meyer 2013: 565). In der Untersuchung wurden daher auch diese Voraus-
setzungen betrachtet, die als Indikatoren für das soziale und kulturelle 
Kapital der Schüler_innen somit für die Einordnung des Bildungshinter-
grunds der Schüler_innen genutzt werden können.  Dabei zeigt sich ein 
deutlicher Zusammenhang zwischen besuchter Schulform und Bildungs-
grad der Eltern sowie dem vorhandenen kulturellen Kapital. 

Tabelle 5: Schüler_innen mit/ohne Migrationshintergrund, Angaben 
in Prozent

Migrationshintergrund

Kein Migrationshintergrund

Missing Values

 

Gymnasium (n=373)

33,2 %

65,1 %

1,6 %

ISS (n=223)

58,7 %

35,0 %

6,3 %

Gesamt (n=596)

42,8%

53,9%

3,4%

Quelle: Befragung FU Berlin
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Um das soziale Kapital zu erfassen, wurden die Befragten gebeten, den 
höchsten Bildungsabschluss beider Elternteile anzugeben. Hierbei zeigt 
sich ein deutlicher Unterschied zwischen der Schüler_innenschaft an 
Gymnasien und Sekundarschulen: Der Anteil der Befragten, von denen 
mindestens ein Elternteil einen Universitäts- oder Fachhochschulab-
schluss besitzt, ist am Gymnasium mit 73,7% fast dreimal so hoch, wie 
bei den Befragten an den Sekundarschulen mit 26,0%24 (vgl. Tabelle 6). An 
den Gymnasien haben den Angaben der Befragten zufolge lediglich 0,5% 
der Eltern einen geringen Bildungsgrad, einen hohen Bildungsgrad ha-
ben 87,6%. Bei den Befragten an den Integrierten Sekundarschulen macht 
ebenfalls ein geringer Anteil von 4% Angaben, die auf einen geringen Bil-
dungsgrad der Eltern schließen lassen. Aber auch nur bei 47,1% der Eltern 
der Befragten dort ist ein hoher Bildungsgrad festzustellen.

Auffällig ist, dass die Diskrepanz in Bezug auf das soziale Kapital ent-
lang der Schulformen im Vergleich zu den Ergebnissen der bundesweiten 
Untersuchung noch einmal größer ausfällt. Dort beträgt der Anteil der 
Schüler_innen, bei denen mindestens ein Elternteil einen Universitäts-
abschluss oder Fachhochschulabschluss besitzt, an den Gymnasien ca. 
46% und an den „sonstigen allgemeinbildenden Schulformen“ knapp 18% 
(Achour/Wagner 2019: 213).
  

Für die weiteren Berechnungen wurden die Angaben zu zwei Kategorien zusammengefasst: 
Geringer und hoher Bildungsgrad der Eltern (soziales Kapital). Wurde von beiden Elternteilen 
maximal ein Hauptschulabschluss erlangt, wird von einem geringen Bildungsgrad gesprochen. 
Erreichte mindestens ein Elternteil ein (Fach-)Abitur, so wird dies unter einem hohen Bildungs-
grad klassifiziert. Nicht ausgewertet wurde der Realschulabschluss. (Achour/Wagner 2019: 47)

24

Quelle: Befragung FU Berlin

Tabelle 6: Schulabschluss der Eltern, Angaben in Prozent

Keinen Schulabschluss, Sonderschulabschluss

Hauptschule, 8. Klasse POS

Mittlere Reife, Realschulabschluss

Abitur, Fachabitur

Universitätsabschluss, Fachhochschulabschluss

Missing Values

Gymnasium (n=373)

0,5%

0,0%

8,0%

13,9%

73,7%

3,8%

ISS (n=223)

2,7%

1,3%

23,3%

21,1%

26,0%

25,6%
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Das kulturelle Kapital wurde mit der Anzahl der Bücher erfasst, die nach 
Angaben der Schüler_innen zuhause vorhanden sind (in Anlehnung an 
Abs/Hahn-Laudenberg 2017). Auch für diesen Indikator für den Bildungs-
hintergrund zeigt sich ein deutlicher Unterschied mit Blick auf  die Zu-
gehörigkeit zu Schulformen: An den Integrierten Sekundarschulen liegt 
der Anteil der befragten Schüler_innen mit einem geringen kulturellen 
Kapital (maximal 25 Bücher zuhause) bei 28,2%, bei den Befragten am 
Gymnasium bei lediglich 4,9%.25 Über ein hohes kulturelles Kapital (mind. 
101 Bücher und mehr) verfügen an den Sekundarschulen 37,3%, an den 
Gymnasien 83,7% (vgl. Tabelle 7). Auch hinsichtlich des kulturellen Ka-
pitals unterscheiden sich die Berliner Ergebnisse beachtlich im Vergleich 
von den Werten der bundesweiten Untersuchung: Von einem hohen kul-
turellen Kapital berichten 47% der Befragten am Gymnasium und damit 
deutlich weniger als in Berlin mit fast 84%. 22% der Befragten an den 
sonstigen allgemeinbildenden Schulen bei der Bundesbefragung verfügen 
über ein hohes kulturelles Kapital – ein deutlicher Kontrast zu den 37% 
in Berlin also (vgl. Achour/Wagner 2019: 214). Auch der Anteil der Ler-
nenden, bei denen jeweils weniger als 26 Bücher zuhause existieren, ist 
bei den Berliner Befragten geringer als in der bundesweiten Umfrage (dort 
machen diese Gruppe am Gymnasium 10,7% aus, an den „sonstigen allge-
meinbildenden Schulen“ 33,0% (vgl. Achour/Wagner 2019: 214). 

Damit lässt sich für die in Berlin befragten Schüler_innen festhalten, dass 
der soziale Hintergrund und Bildungshintergrund der Lernenden an den 
Gymnasien deutlich höher ist als an den Integrierten Sekundarschulen 
und auch höher ist als an den Gymnasien, die an der bundesweiten Be-
fragung teilgenommen haben. Mit Blick auf den Anteil der Befragten mit 
einem geringen kulturellen Kapital ist zudem festzustellen, dass dieser 
bei den Lernenden an den Berliner Sekundarschulen im Vergleich zu den 
„sonstigen allgemeinbildenden Schulen“ bundesweit geringer ist (vgl. 
Achour/Wagner 2019: 214). 

Die Anzahl der Bücher wurde ebenfalls zwei Kategorien zugeordnet: Sind maximal 25 Bücher 
im Elternhaus der Schüler_innen vorhanden, wird dies als geringes kulturelles Kapital definiert. 
Haushalten, in denen mindestens 101 Bücher existieren, wird ein hohes kulturelles Kapital 
zugewiesen. (Achour/Wagner 2019: 47)

25
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Quelle: Befragung FU Berlin

Tabelle 7: Angaben zum kulturellen Hintergrund der Schüler_innen, 
(Anzahl der Bücher zuhause), Angaben in Prozent

Keine oder ein paar 
(0–10 Bücher)

Genug, um ein halbes Regal 
zu füllen (11–25 Bücher)

Genug, um ein Bücherregal 
zu füllen (26–100 Bücher)

Genug, um zwei Bücherregale 
zu füllen (101–200 Bücher)

Genug, um drei oder mehr Bücherregale 
zu füllen (mehr als 200 Bücher)

Missing Values

Gymnasium (n=373)

1,1%

3,8%

9,1%

16,9%

66,8%

2,4%

ISS (n=223)

13,9%

14,3%

22,9%

11,7%

25,6%

11,7%

Zwischen Status quo und State of the Art: Politische Bildung und Demokratiebildung an Berliner Schulen

48



In Anlehnung an die 2019 von der Friedrich-Ebert-Stiftung veröffentli-
chte Studie „Wer hat, dem wird gegeben“ (Achour/Wagner 2019) werden 
im Folgenden die Ergebnisse zu den zuvor vorgestellten Fragestellungen 
beschrieben. Um sich der Frage nähern zu können, welche Angebote 
politischer Bildung und von Demokratiebildung an den Berliner Schulen 
ab der Jahrgangsstufe 9 bis in die Oberstufe existieren (Leitfrage 1), steht 
zunächst die Prozessdimension politischer Bildung im Fokus. Anschlie-
ßend wird die Outcome-Dimension betrachtet, um Aussagen dazu tref-
fen zu können, über welche politische Kompetenz und Selbstwirksam-
keit, Haltungen und Einstellungen die Schüler_innen verfügen (Leitfrage 
2). Hinweise zu Rückschlüssen auf und Handlungsempfehlungen für die 
Angebote der politischen Bildung und Demokratiebildung in der Berli-
ner Schule (Leitfrage 3) werden dabei an passender Stelle herausgestellt 
und mit den Befunden aus der Befragung verknüpft.

Differenziert wird in der gesamten Ergebnisdarstellung nach den beiden 
Schulformen Gymnasium und Integrierte Sekundarschule (ISS) sowie 
nach den Jahrgangsstufen 9–10 und 11–13. Hingewiesen wird an die-
ser Stelle noch einmal auf die Grenzen der Verallgemeinerbarkeit dieser 
Ergebnisse, da sich die Gruppen insgesamt nur auf wenige, nichtzufäl-
lig ausgewählte Schulen verteilen und zudem unterschiedlich groß sind. 
Die Ergebnisse können somit nur unter Beachtung dieser Tatsache in-
terpretiert werden, können jedoch nichtsdestotrotz Tendenzen zur Re-
levanz der politischen Bildung an Schulen aufzeigen, aus denen Hand-
lungsempfehlungen abgeleitet werden können.

6 DARSTELLUNG DER ERGEBNISSE 
ZU DEN FRAGESTELLUNGEN
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Zunächst wurden die Schüler_innen befragt, in welchem Fach Politik-
unterricht hauptsächlich stattfindet. Bei ihren Antworten konnten die 
Befragten zwischen den Möglichkeiten „in einem eigenständigen Fach 
(wie z. B. Politik, Sozialkunde oder Gemeinschaftskunde)“, „zusammen 
mit einem anderen Fach (z. B. Politik/Wirtschaft, Gesellschaftspolitik)“, 
„in einem anderen Fach“26 oder „gar nicht“ wählen.27 Vorab muss zur 
Interpretation und Einordnung der Ergebnisse darauf verwiesen werden, 
dass zum Befragungszeitraum im Schuljahr 2018/19 Politikunterricht le-
diglich als Wahlpflichtunterricht bzw. als Profilkurs und insbesondere an 
den Gymnasien als eigenständiges Fach unterrichtet wurde. Politische 
Bildung stellte sonst mit dem Fach Geschichte ein sogenanntes Integra-
tionsfach dar und sollte zu einem Anteil von einem Drittel unterrichtet 
werden. Die Umsetzung gestaltete sich aufgrund der begrenzten zeit-
lichen Ressourcen für die historischen Inhalte im Rahmenlehrplan oft 
schwierig. Politische Bildung (bis 2017/18: Sozialkunde) wurde als Unter-
richtsfach in den Klassen 7–10 in Berlin kaum noch realisiert. Seit 2010 
setzte sich die Schüler_inneninitiative „Politik als Schulfach“ mit Unter-
stützung des Landesschüler_innenausschusses, der deutschen Vereini-
gung für politische Bildung DVPB (Landesverband Berlin), der Friedrich-
Ebert-Stiftung, Bildungspolitiker_innen, dem Kinder- und Jugendbüro 
Steglitz-Zehlendorf und weiteren Akteuren, aber auch mit Unterstüt-
zung der Bildungssenatorin Sandra Scheeres und des Staatssekretärs 
a.D. Mark Rackles für eine Stärkung des Faches ein.28 Damit politische 
Bildung im Rahmen des Integrationsfaches unterrichtet wird, sollte die-
ses als erster Schritt im Schuljahr 2018/19 mit einer Teilnote auf dem 
Zeugnis ausgewiesen werden, was bis dato seit vielen Jahren nicht mehr 
der Fall gewesen war. Seit dem Schuljahr 2019/20 soll nach Vorgabe der 
Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie Politische Bildung mit 
mindestens zwei Wochenstunden pro Doppeljahrgangsstufe im Rahmen 

Wurde diese Antwortmöglichkeit angekreuzt, wurden die Befragten zudem gebeten, das ent-
sprechende Fach in ein Freifeld einzutragen. 
Es sei darauf hingewiesen, dass diese Auswahlmöglichkeiten zur besseren überregionalen Ver-
gleichbarkeit der Ergebnisse auf dem Fragebogen bundesweit einheitlich formuliert waren und 
nicht berlinspezifisch als Integrationsfach Geschichte/Politik angepasst wurden.
Vgl.: https://lsaberlin.de/politik-als-schulfach/ (zuletzt abgerufen am 19.03.2020); https://dvpb-
berlin.de/2019/09/16/nach-9-jahren-loest-sich-politik-als-schulfach-initiative-fuer-politische-
bildung-an-schulen-auf/ (zuletzt abgerufen am 19.03.2020).

26

6.1.1 In welchem Fach wird Politik überwiegend unterrichtet?

6.1 Politik als Unterrichtsfach

27

28
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einer Kontingentlösung für die gesellschaftswissenschaftlichen Fächer 
unterrichtet werden.29 An den Integrierten Sekundarschulen stehen für 
die Fächer Politik, Geschichte, Geographie und Ethik acht Wochenstun-
den pro Doppeljahrgangsstufe zur Verfügung, an den Gymnasien zehn. 

Da diese Vorgabe zum Befragungszeitraum noch nicht an den Berliner 
Schulen realisiert war, erklären sich die Angaben zu politischer Bildung 
in einem eigenen Fach vor allem durch die Angebote von Wahlpflicht-
kursen bzw. Profilkursen. 

So geben an den Gymnasien die Befragten der Jahrgangsstufen 9–10 
auch mehrheitlich (45,5%) an, dass der Politikunterricht zusammen 
mit einem anderen Fach (z.B. Politik/Wirtschaft, Gesellschaftspolitik) 
stattfindet. 37,7% der Befragten dieser Gruppe haben Politikunterricht 
als ein eigenständiges Fach (wie z.B. Politik, Sozialkunde oder Gemein-
schaftskunde), was sich auf das Angebot als Wahlpflicht- oder Profilkurs 
zurückführen lässt (vgl. Abb. 2). In deutlichem Gegensatz dazu stehen 
die Angaben der befragten Schüler_innen an den Integrierten Sekundar-
schulen: Hier berichtet ein Großteil der Befragten, 93,1% in den Jahr-
gangsstufen 9–10, Politikunterricht zusammen mit einem anderen Fach 
erteilt zu bekommen. Dies lässt sich im Zusammenhang mit der Vorgabe 
des Integrationsfaches Geschichte/Politik verstehen oder im Kontext der 
Situation, dass Geschichte, Politik, Erdkunde und teils auch Ethik an den 
Sekundarschulen häufig zusammengefasst werden, z.B. zum Fach Gesell-
schaftswissenschaften. 

Vgl.: Verordnung über die Schularten und Bildungsgänge der Sekundarstufe I. Verfügbar unter: 
http://gesetze.berlin.de/jportal/?quelle=jlink&query=SekIV+BE&psml=bsbeprod.psml&max= 
true&aiz=true (zuletzt abgerufen am 19.03.2020).

29
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In den Jahrgängen 11–13 geben sowohl die befragten Schüler_innen der 
Gymnasien als auch der Integrierten Sekundarschulen mehrheitlich an, 
dass Politik in einem eigenständigen Fach unterrichtet wird (86,5% in den 
Gymnasien und 93,4% in den Integrierten Sekundarschulen) (vgl. Abb. 3).   

Quelle: Befragung FU Berlin

Abb. 2: „In welchem Fach findet hauptsächlich Politikunterricht 
statt?“ — Aussagen der Schüler_innen der Jahrgangsstufen 9–10 
nach Schulform, in Prozent
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Dies entspricht auch der Logik der Grund- und Leistungskurse für das 
Fach Politikwissenschaft in der gymnasialen Oberstufe. Die Angaben zum 
Unterricht in einem anderen Fach lassen sich möglicherweise mit dem 
Angebot Sozialwissenschaften in der gymnasialen Oberstufe erklären.

Quelle: Befragung FU Berlin

Abb. 3: „In welchem Fach findet hauptsächlich Politikunterricht 
statt?“ — Aussagen der Schüler_innen der Jahrgangsstufen 11–13 
nach Schulform, in Prozent
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Starke Unterschiede lassen sich auch hinsichtlich des zeitlichen Umfangs 
des Politikunterrichts pro Woche zwischen den verschiedenen Schul-
formen sowie den Jahrgängen erkennen. Zur Interpretation der Angaben 
sei noch einmal darauf hingewiesen, dass sich die folgenden Ergebnisse 
auf das Fach beziehen, in dem hauptsächlich Politikunterricht stattfin-
det (vgl. 6.1.1). Das heißt, die Angaben für die Klassen 9–10 beziehen 
sich nicht auf den Politikunterricht allein, sondern in der Regel auf das 
Integrationsfach Politik/Geschichte oder auch an den Sekundarschulen 
Geschichte/Politik/Geographie (teils auch Ethik). Dieses findet in den 
Jahrgängen 9–10 laut den Befragten an Integrierten Sekundarschulen 
größtenteils im Rahmen einer Unterrichtsstunde (51,4%) oder auch zwei 
Unterrichtsstunden (39,6%) statt (vgl. Abb. 4). An den Gymnasien hin-
gegen haben in diesen Jahrgangsstufen nur 14,3% der Befragten eine 
Unterrichtsstunde für das Fach, in dem hauptsächlich Politikunterricht 
stattfindet, zur Verfügung, 37,7% zwei Stunden. Die Angabe von drei 
Unterrichtsstunden bei 29,9% der Befragten an den Gymnasien lässt sich 
möglicherweise mit spezifischen Verteilungen an den Schulen für den 
gesellschaftswissenschaftlichen Bereich erklären.

6.1.2 Zeitlicher Umfang von Politikunterricht bzw. 
 Geschichte/Politik (Integrationsfach)
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In den Jahrgängen 11–13 ist ebenfalls ein großer Unterschied zwischen 
den Antworten der Befragten an Gymnasien und Integrierten Sekundar-
schulen erkennbar (vgl. Abb. 5). Die befragten Gymnasialschüler_innen 
geben überwiegend an, drei Unterrichtsstunden (56,1%) Politikunterricht 
in der Woche zu haben, 27,4% sogar mehr als drei Stunden. Dies ent-
spricht den Stundenverteilungen für Grund- und Leistungskurse. An den 
Integrierten Sekundarschulen sind es zwar ähnlich viele, deren Politik- 
unterricht mehr als drei Unterrichtsstunden umfasst (26,3%), jedoch  

Quelle: Befragung FU Berlin

Abb. 4: „In welchem zeitlichen Umfang findet das entsprechende 

Fach (z.B. Sozialkunde, Politik oder Politik/Wirtschaft) pro Woche 

statt?“ — Aussagen der Schüler_innen der Jahrgangsstufen 9–10 
nach Schulform, in Prozent
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haben 28,9% der Schüler_innen nur zwei Unterrichtsstunden, 19,7% sogar 
nur eine Stunde. Die Angaben der Sekundarschüler_innen hinterlassen 
ein uneindeutiges Bild, was sich mit den üblichen Stundenverteilungen 
auf Grund- und Leistungskurse mit drei bzw. fünf Stunden nicht deckt. 
Möglicherweise wurden Doppelstunden z. B. als einstündig angegeben.

Quelle: Befragung FU Berlin

Abb. 5: „In welchem zeitlichen Umfang findet das entsprechende 

Fach (z.B. Sozialkunde, Politik oder Politik/Wirtschaft) pro Woche 

statt?“ — Aussagen der Schüler_innen der Jahrgangsstufen 11–13 
nach Schulform, in Prozent
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Diese Uneindeutigkeit zeigt sich auch in den Angaben der Sekundarschü-
ler_innen zu den Leistungskursen, welche von 46,1% besucht werden. 
Diese umfassen fünf Stunden, was mit den Angaben der Sekundarschü-
ler_innen zum Stundenumfang allerdings nicht übereinstimmt. Mehr als 
drei Stunden Politikunterricht wird lediglich von 26,3% angegeben. 

Dagegen stimmen die Angaben der Schüler_innen am Gymnasium über-
ein: 28,4% der Befragten der Jahrgänge 11–13 am Gymnasium gaben an, 
dass sie Politik als Leistungskurs haben und 27,4% haben mehr als drei 
Stunden Politikunterricht.

Abb. 6: „Wenn Du in der gymnasialen Oberstufe bist: Hast Du 

Politik, bzw. das Fach, in dem es hauptsächlich um politische Inhalte 

geht, als Leistungsfach?“ — Aussagen der Schüler_innen der Jahr-
gangsstufen 11–13 nach Schulform, in Prozent
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Um einen umfangreichen Einblick in die Gestaltung des Fachs Politik an 
Berliner Schulen zu bekommen, wurden die Schüler_innen gebeten an-
zugeben, wie häufig zentrale Inhaltsfelder politischer Bildung in ihrem 
Politikunterricht Thema waren (vgl. Kapitel 3.4). Generell lässt sich sa-
gen, dass laut den Antworten der Befragten sowohl an den verschiedenen 
Schulformen als auch in den unterschiedlichen Jahrgängen alle Inhalte 
thematisiert werden. 

In den Jahrgängen 9–10 werden an Gymnasien und gleichsam an Integrier-
ten Sekundarschulen den Antworten der Befragten zufolge in hohem Maße 
demokratische Werte (wie Freiheit, Gleichheit, usw.) im Politikunterricht 
thematisiert. Die befragten Schüler_innen der Gymnasien geben des Wei-
teren für die Themenfelder „Demokratie in Deutschland“ und „Europäische 
Union“ an, dass diese in sehr hohem Maße30 behandelt werden (vgl. Abb. 
7). An den Integrierten Sekundarschulen ist dies vor allem für die Themen 
„Grund- und Menschenrechte“ und „Rassismus“ der Fall. Sechs Themen-
felder werden nur teilweise31 an Gymnasien der Jahrgänge 9–10 unterrich-
tet, an den Integrierten Sekundarschulen sind es neun. Laut Angaben der 
Befragten werden an beiden Schulformen die Themen „Ökologie und Nach-
haltigkeit“, „Verschiedene Formen des Zusammenlebens und Lebensentwür-
fe“ und „Muslimfeindlichkeit“ nur wenig bis überhaupt nicht32 unterrichtet. 
Die Schüler_innen der Gymnasien geben zudem noch bei den Themenbe-
reichen „Globalisierung/Internationale Politik“, „Recht“ sowie „Medien/Di-
gitalisierung“ an, dass diese kaum im Unterricht besprochen werden. Dass 
vor allem „Standardthemen“ wie Demokratie und EU Eingang in den Un-
terricht finden, mag auch mit dem geringen Stundenumfang für die poli-
tische Bildung im Rahmen des Integrationsfaches erklärt werden können. 
Interessanterweise erfahren die Themen Digitalisierung und Globalisierung 
nach Angaben der Befragten aber an den Sekundarschulen eine häufigere 
Behandlung. Insgesamt erscheint der Unterricht dort zwar weniger tief auf 
Demokratie und EU einzugehen, dafür thematisch breiter, wenn auch nur 
mit „teilweise“ angegeben, als an den Gymnasien konzipiert zu werden. 

6.1.3 Inhalte des Politikunterrichts: Schwerpunkte, 
 Unterschiede, offene Potentiale 

Inhalte, denen Mittelwerte von mind. 3,5 bescheinigt werden, werden den Kategorien „in ho-
hem Maße“ und „in sehr hohem Maße“ zugeordnet (vgl. ebd.: 60).
Inhalte, denen Mittelwerte zwischen 2,5 und 3,4 zugeordnet werden, werden der Kategorie 
„teilweise“ zugeordnet (vgl. ebd.: 61).
Inhalte mit Mittelwerten von 2,4 und weniger werden wenig bzw. überhaupt nicht vermittelt 
(vgl. ebd.).

30

31

32
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Quelle: Befragung FU Berlin

Abb. 7: „Wenn Du an Deinen bisherigen Politikunterricht denkst, 

wie häufig waren folgende Inhalte bisher innerhalb des Unterrichts 

Thema?“ — Aussagen der Schüler_innen der Jahrgangsstufen 9–10 
nach Schulform, in Mittelwerten 
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pulismus

3,3 (SD=1,3)
2,7 (SD=1,3)

6. Arbeit mit Quellen 3,1 (SD=1,1)
2,5 (SD=1,2)

7. Rassismus 3,0 (SD=1,2)
3,5 (SD=1,3)

8. Wirtschaft 2,8 (SD=1,0)
3,1 (SD=1,0)

9. Grund- und Menschenrechte 2,8 (SD=0,9)
3,6 (SD=1,0)

10. Recht 2,4 (SD=0,9)
3,1 (SD=1,0)

11. Globalisierung/Internationale 
Politik

2,4 (SD=1,2)
3,1 (SD=1,1)

12. Medien/Digitalisierung 1,9 (SD=1,0)
2,5 (SD=1,1)

13. Ökologie und Nachhaltigkeit 1,9 (SD=1,1)
2,3 (SD=1,1)

14. Muslimfeindlichkeit 1,9 (SD=1,0)
2,3 (SD=1,3)

15. Verschiedene Formen des 
Zusammenlebens und Lebens-
entwürfe

1,8 (SD=0,8)
2,4 (SD=1,1)

Gymnasium (n=56–66) ISS (n=112–133) SD = Standardabweichung
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Diese Befunde sind besonders hervorzuheben, weil es sich bei Nachhaltig-
keit, Digitalisierung und Formen des Zusammenlebens um Themenfelder 
handelt, die zurzeit nicht nur eine große gesellschaftliche Relevanz haben, 
sondern auch besondere Interessenschwerpunkte junger Menschen dar-
stellen. Laut Shell Jugendstudie von 2019 handelt es sich dabei ebenfalls 
um Themen, die Jugendliche als besonderes Problem einschätzen bzw. die 
ihnen besondere Angst machen: Umweltverschmutzung, Terroranschlä-
ge, Klimawandel, wachsende Feindlichkeit zwischen Menschen mit un-
terschiedlichen Meinungen, „Ausländerfeindlichkeit“ (vgl. Schneekloth/ 
Albert 2019: 56 ff.). Eine Stärkung des Faches sollte vor dem Hintergrund 
der Ergebnisse der Befragung in Kombination mit den Aussagen in der 
Shell Jugendstudie zu einer umfassenderen Behandlung der vernachlässi-
gten Themenfelder führen.

In den Jahrgängen 11–13 lassen sich deutlich geringere Unterschiede be-
züglich der Behandlung der Inhalte im Unterricht feststellen (vgl. Abb. 8). 
Alle Themen werden im Unterricht behandelt, wobei der Inhalt „Muslim-
feindlichkeit“ in beiden Schulformen sowie die Themen „Ökologie und 
Nachhaltigkeit“ und „Medien/Digitalisierung“ an Gymnasien ebenfalls als 
wenig thematisiert wahrgenommen werden. In sehr hohem Maße werden 
„Demokratie in Deutschland“, „Demokratische Werte“, die „Grund- und 
Menschenrechte“ sowie die „Arbeit mit Quellen“ wahrgenommen. Die ver-
bleibenden Themen werden der Kategorie „teilweise“ zugeordnet. 

Positiv hervorzuheben ist, dass die Inhaltsfelder des Politikunterrichts ab 
Klasse 11 umfassender behandelt werden. Aber dies erreicht nicht die 
Schüler_innen, die nicht das Abitur ablegen, sondern in die berufliche 
Bildung gehen. In den Rahmenlehrplänen verschieben sich die Inhalte im 
Hinblick auf die Abschlussprüfungen an den beruflichen Schulen. Inso-
fern bleibt einem Teil der Schüler_innenschaft der Zugang zu bestimmten 
gesellschaftlich relevanten Themen in den Klassen 9–10 verwehrt und 
wird schulisch möglicherweise nicht mehr kompensiert.
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Quelle: Befragung FU Berlin

Abb. 8: „Wenn Du an Deinen bisherigen Politikunterricht denkst, 

wie häufig  waren folgende Inhalte bisher innerhalb des Unterrichts 

Thema?“ — Aussagen der Schüler_innen der Jahrgangsstufen 11–13 
nach Schulform, in Mittelwerten 

<  überhaupt nicht in sehr hohem Maße  >

1 2 3 4 5

1. Demokratie in Deutschland 4,0 (SD=1,0)
3,9 (SD=1,0)

2. Demokratische Werte (wie 
Freiheit, Gleichheit usw.) 

3,9 (SD=1,0)
3,9 (SD=0,9)

3. Arbeit mit Quellen 3,7 (SD=1,1)
3,6 (SD=1,2)

4. Grund- und Menschenrechte 3,5 (SD=1,0)
3,6 (SD=1,2)

5. Europäische Union 3,4 (SD=1,3)
3,1 (SD=1,3)

6. Rechtsextremismus/Rechtspo-
pulismus

3,3 (SD=1,2)
3,0 (SD=1,2)

7. Globalisierung/Internationale 
Politik

2,9 (SD=1,0)
3,0 (SD=1,2)

8. Rassismus 2,9 (SD=1,0)
3,1 (SD=1,2)

9.  Recht 2,7 (SD=1,0)
3,1 (SD=0,9)

10. Wirtschaft 2,8 (SD=1,1)
3,2 (SD=0,9)

11. Antisemitismus 2,8 (SD=1,1)
2,7 (SD=1,1)

12. Verschiedene Formen des 
Zusammenlebens und Lebens-
entwürfe

2,5 (SD=1,1)
2,9 (SD=1,3)

13. Ökologie und Nachhaltigkeit 2,4 (SD=0,9)
2,5 (SD=1,2)

14. Medien/Digitalisierung 2,4 (SD=0,9)
2,8 (SD=1,2)

15. Muslimfeindlichkeit 2,4 (SD=1,1)
2,1 (SD=1,0)

Gymnasium (n=243–266) ISS (n=54–63)
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Zentrale Zielsetzungen des Politikunterrichts sind die Förderung der 
politischen Urteils- und Handlungsfähigkeit sowie der Analysefähigkeit 
(vgl. Detjen et al. 2012; Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Wis-
senschaft Berlin/Ministerium für Bildung, Jugend und Sport des Landes 
Brandenburg 2015a). Die Lernenden wurden gebeten, auf einer 5-stu-
figen Skala einzuschätzen33, inwiefern diese Fähigkeiten ihrer Ansicht 
nach in ihrem Politikunterricht gefördert werden. Dabei handelt es sich 
lediglich um eine Annäherung, um einen Einblick in die Kompetenzför-
derung zu erhalten. Es sei darauf verwiesen, dass mit den Lernenden 
kein Kompetenztest durchgeführt wurde. Für das Messen von komple-
xen Konstrukten wie Kompetenzen sind valide Messinstrumente not-
wendig, die für die politische Bildung in dieser Form nicht vorliegen. 
(Achour/Wagner 2019: 66). 

Laut Aussagen der Lernenden werden die drei Fähigkeiten politische 
Urteils-, Handlungs- und Analysekompetenz sowohl an Gymnasien als 
auch an den Integrierten Sekundarschulen in den Jahrgangsstufen 9–10 
teilweise34 gefördert, an den Gymnasien liegt die Zustimmung bezüglich 
der Förderung der Urteilskompetenz knapp im hohen Bereich (vgl. Abb. 
9). Die Schüler_innen beider Schulformen stimmen am ehesten der Aus-
sage zu, dass sie im Politikunterricht lernen, sich eine eigene Meinung 
zu bilden (Item 2: Urteilsfähigkeit) (Mittelweg (MW) Gym: 3,5; MW ISS: 
3,2). Die Wahrnehmung der Förderung der Urteilskompetenz erreicht bei 
den Schüler_innen der Integrierten Sekundarschulen mit einem Mittel-
wert von 3,2 einen gleich hohen Wert wie die Förderung der Analyse-
fähigkeit (Item 1 „Im Politikunterricht lerne ich, politische Probleme zu 
verstehen“). Die Wahrnehmung der befragten Gymnasialschüler_innen 
zu diesem Item unterscheidet sich mit 3,3 nur marginal. Die Handlungs-
kompetenz (Item 3 „Im Politikunterricht lerne ich, wie ich mich an po-
litischen und gesellschaftlichen Prozessen beteiligen kann“) wird den 
befragten Schüler_innen zufolge an beiden Schulformen am wenigsten 
gefördert, wobei die Werte immer noch im mittleren Bereich liegen (MW 
Gym: 2,9; MW ISS: 2,6).

6.1.4 Kompetenzen im Politikunterricht: 
 Politisches Urteilen als Schwerpunkt  

Die Skala reicht von „stimme gar nicht zu“ (Wert 1) bis „stimme völlig zu“ (Wert 5). 
Mittelwerte zwischen 2,5 und 3,4 auf der fünfstufigen Skala werden hier als „teilweise Zu-
stimmung“ eingeordnet, Mittelwerte unter 2,5 als „wenig bis überhaupt keine Zustimmung“ 
und Mittelwerte ab 3,5 als „hohe bis sehr hohe Zustimmung“.

33

34
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Dieser Befund lässt sich möglicherweise mit zeitlichen Herausforderungen 
einordnen, die für handlungsorientierte Methoden wie Planspiele, Talk-
shows, Debatten bzw. für Formen realen politischen Handelns im Kontext 
von Schule und Unterricht (z.B. Diskussionen mit politischen Akteuren, 
Expertenbefragungen, Exkursionen) zur Verfügung stehen müssen (vgl. 
auch 6.1.5). Aber insbesondere die Möglichkeiten der Digitalisierung stel-
len etliche niederschwellige Beteiligungsformate und Kommunikations-
möglichkeiten dar, die simulativ, aber auch real – soweit die Lernenden 
dies möchten – erprobt werden können. Politische Kommunikation, vor 
allem online, begleitet durch Lernprozesse zu fördern, ist eine zentrale 
Herausforderung von Medienbildung und Digitalisierung in der Institu-
tion Schule. 

So verweist das Hans-Bredow-Institut für Medienforschung35 auf folgende 
Kriterien für Ansätze zur Förderung digitaler, gesellschaftlicher Teilhabe 
von Kindern und Jugendlichen: Diese müsse erstens an den Online-Aktivi-
täten der Kinder und Jugendlichen ansetzen und aktive, partizipative Nut-
zungsmöglichkeiten aufzeigen. Zweitens müsse im Gespräch mit Kindern 
eruiert werden, welche gesellschaftlichen und politischen Themen für die-
se Altersgruppe relevant sind, drittens müsse aufgezeigt werden, welche 
Beteiligungsmöglichkeiten es online und offline gibt, welche Reichweite 
und Wirkung die verschiedenen Möglichkeiten haben (z. B. Unterschied 
zwischen Liken, Kommentieren und Sich-Positionieren in Form von E-
Mails, Blogs, Online-Petitionen) und welche Formen von Beteiligung unter 
den gegebenen Bedingungen und mit Blick auf unterschiedliche Themen 
realisierbar sind, und viertens daraus resultierende Ideen und Aktivitäten 
begleiten und unterstützen. (Hasebrink/Lampert/Thiel 2020: 20).

Seit 2019 Leibniz Institut für Medienforschung/Hans-Bredow-Institut (HBI). 35
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Quelle: Befragung FU Berlin

1. Im Politikunterricht lerne ich, 
politische Probleme zu verstehen.

2. Im Politikunterricht lerne 
ich, mir eine eigene politische 
Meinung zu bilden.

3. Im Politikunterricht lerne ich, 
wie ich mich an politischen und 
gesellschaftlichen Prozessen 
beteiligen kann. 

Gymnasium (n=66–67) ISS (n=137–138)

Abb. 9: „Welche Fähigkeiten werden Deiner Meinung nach im Po-

litikunterricht von Deiner Lehrerin/Deinem Lehrer vor allem vermit-

telt?“ — Zustimmung der Schüler_innen der Jahrgangsstufen 9–10 
nach Schulform, in Mittelwerten

<  gar nicht völlig >

1 2 3 4 5

3,3 (SD=1,1)
3,2 (SD=1,1)

3,5 (SD=1,3)
3,2 (SD=1,2)

2,9 (SD=1,1)
2,6 (SD=1,0)

In den Jahrgängen 11–13 nimmt laut Aussage der Lernenden die Förde-
rung der Fähigkeiten im Politikunterricht zu (vgl. Abb. 10). Sowohl die 
befragten Schüler_innen der Gymnasien als auch der Integrierten Sekun-
darschulen stimmen den Items zur Förderung der Analysefähigkeit (MW 
Gym: 4,2; MW ISS: 4,0) und der Urteilsfähigkeit (MW Gym: 4,0; MW ISS: 
4,1) stark zu. Auch bezüglich der Handlungsfähigkeit sind jeweils deut-
lich höhere Zustimmungswerte als in den niedrigeren Jahrgangsstufen zu 
erkennen (MW Gym: 3,2; MW ISS: 3,4). Da auch die Stundenzahl ab Klasse 
11 im Schnitt zunimmt und Politik nicht mehr integriert mit anderen Fä-
chern unterrichtet wird, könnte die wahrgenommene bessere Förderung 
der domänenspezifischen Fähigkeiten hiermit im Zusammenhang stehen, 
da schließlich auch mehr Unterrichtszeit zur Verfügung steht.

Zwischen Status quo und State of the Art: Politische Bildung und Demokratiebildung an Berliner Schulen

64



Quelle: Befragung FU Berlin

1. Im Politikunterricht lerne ich, 
politische Probleme zu verstehen.

2. Im Politikunterricht lerne 
ich, mir eine eigene politische 
Meinung zu bilden.

3. Im Politikunterricht lerne ich, 
wie ich mich an politischen und 
gesellschaftlichen Prozessen 
beteiligen kann. 

Gymnasium (n=264–266) ISS (n=62–64)

Abb. 10: „Welche Fähigkeiten werden Deiner Meinung nach im Po-

litikunterricht von Deiner Lehrerin/Deinem Lehrer vor allem vermit-

telt?“ — Zustimmung der Schüler_innen der Jahrgangsstufen 11–13 
nach Schulform, in Mittelwerten

<  gar nicht völlig >

1 2 3 4 5

4,2 (SD=0,9)
4,0 (SD=1,2)

4,0 (SD=1,0)
4,1 (SD=1,1)

3,2 (SD=1,0)
3,4 (SD=1,1)

Besonderheit des Politikunterrichts ist, dass es eine Vielzahl von Metho-
den gibt, die das politische Urteilen und Handeln unterstützen können. 
Daher wurden die Schüler_innen befragt, welche der vorgegebenen fünf 
häufig im Politikunterricht eingesetzten Methoden bei ihnen durchge-
führt werden. Die Skala reichte hierbei von „nie“ (Wert 1), über „manch-
mal“ (Wert 2) zu „häufig“ (Wert 3).36 Sofern sie die Methode nicht kannten, 
konnten sie auch dies ankreuzen. Diese Angaben wurden in der weiteren 
Auswertung nicht weiter berücksichtigt. 

In der Auswertung zeigt sich, dass zwar allen gelisteten Methoden – Pro/
Contra-Debatte, Talkshow, Zukunftsszenario, Expertenbefragungen, Rol-

6.1.5 Methodeneinsatz im Politikunterricht: Luft nach oben 
 für mehr Handlungsorientierung 

Klassifiziert wurden die Werte mit „nie eingesetzte Methode“ (<= 1,4), „manchmal eingesetzt“ 
(1,5–2,4) und „häufig eingesetzte Methode“ (>=2,5) (vgl. Achour/Wagner 2019: 70f.).

36
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len-/Planspiel – zumindest von einigen Befragten ein Einsatz im Unterricht 
attestiert wird. Mittelwerte von 1,3 für die Methoden „Zukunftsszenarien“ 
und „Talkshows“ in den Jahrgangsstufen 9–10 am Gymnasium deuten al-
lerdings darauf hin, dass diese beiden Methoden von den dort Befragten 
nur vereinzelt angegeben wurden und somit insgesamt als „nie eingesetz-
te Methode“ kategorisiert werden können (vgl. Abb. 11). Alle anderen Me-
thoden werden in der Sekundarstufe I sowohl an den Gymnasien als auch 
an den Integrierten Sekundarschulen „manchmal“ eingesetzt, wobei sich 
die Werte bezüglich der meisten Methoden im Mittel eher am unteren 
Rand dieser Kategorie befinden. Am ehesten bescheinigen die Schüler_in-
nen beider Schulformen hier den Einsatz von Pro/Contra-Debatten (MW 
Gym: 2,4; MW ISS: 2,3).

Im Vergleich zur Sekundarstufe II sind nur geringfügige Unterschiede 
festzustellen. Hier werden alle genannten Methoden mit Ausnahme der 
Pro/Contra-Debatte an beiden Schulformen den Schüler_innen zufolge 
„manchmal“ durchgeführt (MW 1,6–1,9) (vgl. Abb. 12). Für Pro-/Contra-
Debatten geben die Befragten hier hingegen einen häufigen Einsatz an 
(MW Gym: 2,5; MW ISS: 2,6).

Abb. 11: „Wie häufig werden folgende Methoden in Deinem Poli-

tikunterricht eingesetzt?“ — Aussagen der Schüler_innen der Jahr-
gangsstufen 9–10 nach Schulform, in Mittelwerten

<  nie häufig >

1 2 3

5. Pro/Contra-Debatten 2,4 (SD=0,6)
2,3 (SD=0,7)

1. Zukunftsszenarien 1,3 (SD=0,5)
1,6 (SD=0,6)

2. Talkshows 1,3 (SD=0,5)
1,7 (SD=0,7)

3. Expertenbefragungen (z.B. Politiker_innen, 
Vertreter_innen von Menschenrechtsorgani-

sationen oder Demokratieprojekten)

1,7 (SD=0,7)
1,6 (SD=0,7)

4. Rollen-/Planspiele 1,8 (SD=0,6)
1,7 (SD=0,7)

Gymnasium (n=64–66) ISS (n=118–135) Quelle: Befragung FU Berlin
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Es sei an dieser Stelle jedoch darauf hingewiesen, dass bei den offenen Antworten keine Aussa-
gen über die Häufigkeiten gemacht werden können.

37

Die offenen Antworten geben zudem Aufschluss darüber, welche anderen 
Methoden Anwendung finden, genannt wurden beispielsweise: Stations-
arbeit, Debatten, Vorträge und Gruppendiskussionen.37

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass sich, insbesondere aufgrund der 
Angaben zu anderen Methoden, eine gewisse Methodenvielfalt im Politik-
unterricht erkennen lässt. Politische Handlungsfähigkeit zeichnet sich al-
lerdings nicht nur durch Argumentieren aus, wie es in Pro/Contra-Debatten 
geübt werden kann. Auch Verhandeln, Entscheiden, Konflikte aushalten 
und Kompromisse finden sind zentrale Facetten politischen Handelns (vgl. 
Achour et al. 2019; Detjen et al. 2012; Behrmann et al. 2004). Hier können 
Methoden wie Zukunftsszenarien, Rollen-/Planspiele sowie Expertenbefra-
gungen Möglichkeiten eröffnen, diese Dimensionen von politischer Hand-
lungsfähigkeit ebenfalls bei den Lernenden zu fördern und „das Politische“ 
in seiner Komplexität und Konflikthaftigkeit zu erfahren (vgl. zu Wirkungen 
von Planspielen auf Einstellungen und Kenntnisse z.B. Oberle/Leunig 2018).

Abb. 12: „Wie häufig werden folgende Methoden in Deinem Poli-

tikunterricht eingesetzt?“ — Aussagen der Schüler_innen der Jahr-
gangsstufen 11–13 nach Schulform, in Mittelwerten

<  nie häufig >

1 2 3

5. Pro/Contra-Debatten 2,5 (SD=0,6)
2,6 (SD=0,6)

1. Zukunftsszenarien 1,6 (SD=0,7)
1,7 (SD=0,7)

4. Talkshows

1,8 (SD=0,6)
1,9 (SD=0,7)

2. Expertenbefragungen (z.B. Politiker_innen, 
Vertreter_innen von Menschenrechtsorgani-

sationen oder Demokratieprojekten)

1,8 (SD=0,6)
1,9 (SD=0,7)

3. Rollen-/Planspiele

1,9 (SD=0,7)
1,8 (SD=0,7)

Gymnasium (n=252–262) ISS (n=61–64) Quelle: Befragung FU Berlin
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Die Qualität politischer Bildung hängt auch mit der Berücksichtigung 
didaktischer Prinzipien wie der Kontroversität, Aktualität, Problemori-
entierung oder Exemplarität zusammen. Ihre hohe Bedeutung für den 
Politikunterricht erfahren sie auch dadurch, dass sie auf die Förderung 
der domänenspezifischen Kompetenzen abzielen (vgl. Achour et al. 2019; 
Sander 2015). Schließlich werden aktuelle Probleme und Kontroversen 
exemplarisch analysiert und beurteilt sowie Handlungsmöglichkeiten 
thematisiert, simuliert oder erprobt. Darüber hinaus handelt es sich hier 
um leitende Prinzipien für eine demokratische Unterrichtskultur, die auf 
Meinungsaustausch und Partizipation angelegt ist. 

Um Hinweise zu erhalten, inwieweit der Politikunterricht aus Sicht der 
Befragten im Sinne der fachdidaktischen Prinzipien gestaltet wird, wur-
den sie um ihre Einschätzung38 zu diesen Aspekten gebeten. Nicht zuletzt 
geht mit der Berücksichtigung dieser Prinzipien die Annahme einher, Un-
terricht motivierend durchzuführen. Daher hatten die Befragten die Mög-
lichkeit, anhand von drei ausgewählten Kriterien (Items 8–10: langweilig, 
oberflächlich oder zu kompliziert) den Politikunterricht zu bewerten. 

Die Ergebnisse zeigen, dass die Befragten entlang der Jahrgangsstufen und 
der Schulformen im Mittel eher den Aussagen zustimmen, dass der Politik-
unterricht sich an den didaktischen Prinzipien orientiert (vgl. Abb. 13 und 
Abb. 14).39 Zudem wird im Mittel den Aussagen eher weniger zugestimmt, 
dass der Unterricht langweilig, oberflächlich oder zu kompliziert sei. Laut 
Aussagen der Befragten kommen didaktische Prinzipien etwas mehr an 
den Gymnasien zum Tragen. So stimmen die befragten Gymnasialschüler_
innen - zum Teil deutlich - stärker der Aussage zu, im Unterricht würden 
verschiedene Produkte erarbeitet, um sich mit Politik auseinanderzuset-
zen (MW Gym 9-10: 4,2; MW ISS 9-10: 3,0; MW Gym 11-13: 4,0; MW ISS 
11-13: 3,8). Aus Sicht der Befragten an Gymnasien wird dort zudem mehr 

6.1.6 Prinzipien im Politikunterricht: kontrovers, 
 aktuell und nicht allzu langweilig

Diese Einschätzung erfolgte mittels einer fünfstufigen Skala zwischen 1=„stimme gar nicht zu“  
und 5=„stimme völlig zu“ . Analog zum bisherigen Vorgehen werden die Mittelwerte wie folgt 
klassifiziert: <=2,4: „wenig bis überhaupt keine Zustimmung“; 2,5–3,4: „teilweise Zustimmung“ 
und >3,4: „hohe bis sehr hohe Zustimmung“.    
Eine Ausnahme bildet der gemittelte Zustimmungswert der Befragten der Jahrgangsstufen 
9–10 an Integrierten Sekundarschulen zu dem Item „Im Unterricht werden verschiedene Pro-
dukte wie Plakate, Referate, Präsentationen erarbeitet, um sich mit Politik auseinanderzuset-
zen.“ Hier liegt der Mittelwert mit 3,0 genau in der Mitte der Skala.

38

39
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an konkreten Beispielen und Fällen gearbeitet (MW Gym 9-10: 3,9; MW ISS 
9-10: 3,5; MW Gym 11-13: 4,3; MW ISS 11-13: 4,0) und es werden aktuelle 
Ereignisse thematisiert (MW Gym 9-10: 3,4; MW ISS 9-10: 3,1; MW Gym 
11-13: 4,1; MW ISS 11-13: 3,9). Zugleich nehmen die Lernenden am Gym-
nasium den Unterricht etwas seltener als langweilig, oberflächlich oder 
kompliziert wahr, während die befragten Schüler_innen an den Integrier-
ten Sekundarschulen jahrgangsstufenübergreifend ihren Politikunterricht 
diesbezüglich etwas negativer bewerten. Beide Befunde zum Einsatz di-
daktischer Prinzipien und zur Wahrnehmung des Unterrichts hinsichtlich 
der Motivation mögen die Annahmen in der Politikdidaktik zur Wirkung 
dieser Prinzipien bestätigen (vgl. Petrik 2014; Reinhardt 2014; Grammes 
2014a; Grammes 2014b; Reinhardt 2018). Für diesen (vorläufigen) Befund 
bedarf es allerdings weiterer Untersuchungen. 

Besonders hohe Zustimmungswerte, die sich zwischen den Schultypen 
nicht unterscheiden, sind in allen vier Befragtengruppen zu dem Item „Im 
Unterricht sind unterschiedliche Meinungen zugelassen“ zu verzeichnen 
(MW Gym & ISS 9–10: 4,2; MW Gym & ISS 11–13: 4,5). Demnach nehmen 
die Befragten in allen Schulformen ihre Schule als Ort des offenen Mei-
nungsaustausches wahr. Dieser Befund ließ sich auch in der bundeswei-
ten Befragung feststellen (vgl. Achour/Wagner 2019: 76, 78).
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Abb. 13: „Welche Aussagen treffen auf Deinen Politikunterricht zu?“ 
— Zustimmung der Schüler_innen der Jahrgangsstufen 9–10 nach 
Schulform, in Mittelwerten 

Gymnasium (n=65–67) ISS (n=136–138)

<  gar nicht völlig >

1 2 3 4 5

1. Im Unterricht werden verschie- 
dene Produkte wie Plakate, Re-
ferate, Präsentationen erarbeitet, 
um sich mit Politik auseinander-
zusetzen.

4,2 (SD=0,8)
3,0 (SD=1,1)

4. Lehrkräfte ermutigen uns, uns 
selbst  eine eigene Meinung zu 
bilden. 

3,6 (SD=1,2)
3,6 (SD=1,2)

5. Im Unterricht diskutieren wir 
Lösungen zu politischen und 
gesellschaftlichen Fragen.

3,5 (SD=1,1)
3,3 (SD=1,1)

6. Wir thematisieren aktuelle 
Ereignisse.

3,4 (SD=1,1)
3,1 (SD=1,2)

7. Lehrkräfte stellen ein Problem 
im Unterricht vor und zeigen 
verschiedene Sichtweisen auf.

3,2 (SD=1,1)
3,1 (SD=1,1)

8. Der Unterricht ist langweilig. 2,6 (SD=1,1)
2,8 (SD=1,2)

9. Der Unterricht ist zu ober-
flächlich.

2,4 (SD=1,1)
2,6 (SD=1,1)

10. Der Unterricht ist zu kom-
pliziert.

2,3 (SD=1,1)
2,4 (SD=1,2)

3. Wir arbeiten an konkreten 
Beispielen und Fällen.

3,9 (SD=1,0)
3,5 (SD=1,0)

2. Im Unterricht sind unter-
schiedliche Meinungen zuge-
lassen.

4,2 (SD=1,1)
4,2 (SD=0,9)

Quelle: Befragung FU Berlin
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In den höheren Jahrgangsstufen erfährt nach Angaben der Befragten die 
Umsetzung didaktischer Prinzipien eine noch größere Berücksichtigung 
als in der Sekundarstufe I. Zugleich wird der Unterricht noch weniger 
als langweilig, oberflächlich oder kompliziert bewertet. Die Mittelwerte 
sind im Schnitt bei beiden Schulformen in den Jahrgangsstufen 11–13 um 
0,4 niedriger als in den Klassen 9–10. Die Befragten in der Sekundarstufe 
I sehen die politikdidaktischen Prinzipien im Unterricht tendenziell we-
niger umgesetzt als die Befragten in der Sekundarstufe II. So liegen die 
Zustimmungswerte der Schüler_innen an Integrierten Sekundarschulen 
in den Jahrgangsstufen 9–10 zu den folgenden Items im Mittel eher im 
Bereich der nur teilweisen Zustimmung: „Im Unterricht werden verschie-
dene Produkte wie Plakate, Referate und Präsentationen erarbeitet, um 
sich mit Politik auseinanderzusetzen“ (MW 3,0), „Im Unterricht diskutie-
ren wir Lösungen zu politischen und gesellschaftlichen Fragen“ (MW 3,3), 
„Wir thematisieren aktuelle Ergebnisse“ (MW 3,1) und „Lehrkräfte stellen 
ein Problem im Unterricht vor und zeigen verschiedene Sichtweisen auf“ 
(MW 3,1). In den höheren Jahrgangsstufen finden diese Items eine zum 
Teil deutlich höhere Zustimmung mit Mittelwerten zwischen 3,6 bis 4,0 
(vgl. Abb. 14). 

Prinzipiell lässt sich zusammenfassen, dass es wünschenswert ist, dass die 
Schüler_innenorientierung zum Beispiel durch den Einsatz didaktischer 
Prinzipien auch an den Sekundarschulen verstärkt und mindestens im 
vergleichbaren Ausmaß umgesetzt wird. Dieses erhält in den Sekundar-
schulen aufgrund der größeren Heterogenität der Lernenden zudem eine 
besondere Relevanz, denn gerade hier sollte der Unterricht so wenig lang-
weilig, oberflächlich und überkomplex wie möglich sein, um den Zugang 
zu politischer Bildung so motivierend wie möglich zu gestalten. 
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Quelle: Befragung FU Berlin

Abb. 14 : „Welche Aussagen treffen auf Deinen Politikunterricht 

zu?“ — Zustimmung der Schüler_innen der Jahrgangsstufen 11–13 
nach Schulform, in Mittelwerten

Gymnasium (n=257–263) ISS (n=62–64)

<  gar nicht völlig >

1 2 3 4 5

1. Im Unterricht sind unter-
schiedliche Meinungen zuge-
lassen.

4,5 (SD=0,8)
4,5 (SD=0,7)

4. Im Unterricht diskutieren wir 
Lösungen zu politischen und 
gesellschaftlichen Fragen.

4,1 (SD=0,8)
4,0 (SD=1,0)

5. Wir thematisieren aktuelle 
Ereignisse.

4,1 (SD=1,0)
3,9 (SD=1,1)

6. Im Unterricht werden verschie- 
dene Produkte wie Plakate, Re-
ferate, Präsentationen erarbeitet, 
um sich mit Politik auseinander-
zusetzen.

4,0 (SD=1,1)
3,8 (SD=1,2)

7. Lehrkräfte stellen ein Problem 
im Unterricht vor und zeigen 
verschiedene Sichtweisen auf.

3,8 (SD=1,0)
3,6 (SD=1,0)

8. Der Unterricht ist langweilig. 2,2 (SD=1,0)
2,3 (SD=1,2)

9. Der Unterricht ist zu ober-
flächlich.

2,0 (SD=1,0)
2,2 (SD=1,1)

10. Der Unterricht ist zu kom-
pliziert.

2,0 (SD=1,0)
2,1 (SD=1,1)

3. Lehrkräfte ermutigen uns, uns 
selbst  eine eigene Meinung zu 
bilden. 

4,2 (SD=1,0)
4,0 (SD=1,0)

2. Wir arbeiten an konkreten 
Beispielen und Fällen.

4,3 (SD=0,9)
4,0 (SD=1,2)
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Politische Bildung ist nicht allein eine Sache des Schulfachs Politische 
Bildung. Politische Inhalte und Themen sollten auch im Rahmen ande-
rer Fächer unterrichtet werden, und politische Bildung als Prinzip aller 
Fächer bzw. in Form einer demokratischen Unterrichts- und Schulkultur 
für die gesamte Schule gelten (Henkenborg 2014; Himmelmann 2001; 
Lechner-Amante 2014; Diedrich 2008). Es existiert eine Vielfalt von For-
maten der außerunterrichtlichen Demokratiebildung. Um zu erfahren, 
wie sich die Umsetzung entsprechender Formate ausprägt, wurde den 
Schüler_innen eine Auswahl von 18 verschiedenen Formaten der Demo-
kratiebildung außerhalb des Politikunterrichts vorgelegt, deren Häufig-
keit sie für die letzten zwölf Monate an ihrer Schule rückmelden sollten 
(vgl. Achour/Wagner 2019: 81). 

Den Aussagen der Befragten zufolge können schulform- und jahrgangs-
übergreifend deutliche Unterschiede bezüglich der Durchführung der 
Angebote festgestellt werden. Manche der Formate werden gar nicht 
oder nur äußerst selten wahrgenommen, beispielsweise das Format Kin-
derrechtetag oder Demokratietag an Gymnasien in der Sekundarstufe I 
oder Schulparlament und Demokratietag an Integrierten Sekundarschu-
len in der Sekundarstufe II. Andere Formate finden offenbar in rund drei 
Viertel der Fälle statt, darunter Schulversammlung an Gymnasien in der 
Sekundarstufe I oder Schüler_innenzeitung an Gymnasien in der Sekun-
darstufe II. 

Neben den im Fragebogen genannten Angeboten konnten die Befragten 
unter „Anderes“ noch weitere Formate notieren, die an ihren Schulen 
durchgeführt wurden. Die hier gemachten offenen Angaben beinhalten 
z. B. Podiumsdiskussionen mit Politiker_innen des Wahlkreises, Projekt-
tage zu politischen Themen (z.B. Europäische Union) oder einen Nach-
haltigkeitskongress.   

Im Schulformenvergleich wird deutlich, dass die befragten Gymnasial-
schüler_innen in der Sekundarstufe I in den meisten Fällen deutlich häu-
figer von der Durchführung demokratiebezogener Angebote berichten 
(vgl. Abb. 15). Darunter fallen unter anderem: Politisches Planspiel (Gym 
15,6%, ISS 5,6%), Schülermentoren-Programm (Gym 18,2%, ISS 6,3%), 
Kinder- und Jugendparlament (Gym 26,0%, ISS 9,7%), Streit-schlichtung 

6.2.1 Angebote der Demokratiebildung: Gymnasien profitieren

6.2 Demokratiebildung als schulische Gesamtaufgabe
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und Mediation (Gym 49,4%, ISS 18,8%), die Beteiligung an Präventions- 
und Aufklärungsprogrammen (Gym 58,4%, ISS 41,7%) sowie Exkursi-
onen zu Organisationen und Erinnerungsstätten der Demokratie (Gym 
70,1%, ISS 36,8%). 

Nur ein Drittel der Formate wird offenbar etwas häufiger an Integrierten 
Sekundarschulen durchgeführt. Darunter fallen die Formate Demokra-
tietag, Schulparlament, Projektwoche zu politischen Themen, Sozialprak-
tikum, Klassenrat und Kinderrechtetag – dieser wird am Gymnasium in 
den Jahrgangsstufen 9–10 nicht angegeben, in den Integrierten Sekun-
darschulen jedoch von 15,3% der Befragten.

Zu den insgesamt am häufigsten angebotenen demokratiebezogenen For-
maten der Jahrgänge 9–10 zählen sowohl an Gymnasien als auch Integ-
rierten Sekundarschulen die Schulversammlung (Gym 75,3%, ISS 56,9%), 
Versammlungen der Schülervertreter_innen (Gym 54,5%, ISS 50,0%), Be-
teiligung an Präventions- und Aufklärungsprogrammen (Gym 58,4%, ISS 
41,7%) und die Schüler_innenzeitung (Gym 66,2%, ISS 46,5%). Exkursi-
onen zu Organisationen oder Erinnerungsstätten der Demokratie werden 
in diesen Jahrgangsstufen zwar sehr häufig an Gymnasien (70,1%), aber 
deutlich seltener an Integrierten Sekundarschulen (36,8 %) angeboten. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass sowohl unterrichtsspezifische-
re Angebote wie Exkursionen zu Erinnerungsstätten der Demokratie im 
Rahmen von Politik/Geschichte bzw. den gesellschaftswissenschaftlichen 
Fächern insgesamt (somit auch Geographie und Ethik) als auch fach- 
übergreifende Formate (Präventions- und Aufklärungsprogramme) bzw. 
institutionalisierte Beteiligungsmöglichkeiten in der Institution Schule 
(Schulversammlung, Schüler_innenzeitung) häufiger an Gymnasien als 
an Integrierten Sekundarschulen stattfinden. Dies kann möglicherweise 
mit der etwas umfangreicheren Stundenzahl für die Gesellschaftswis-
senschaften am Gymnasium im Zusammenhang stehen.  Die Ergebnisse 
zeigen jedoch, dass eine Stärkung demokratischer Beteiligung in der 
Schule an den Sekundarschulen für die Jahrgangsstufen 9–10 nötig ist. 
Neben zeitlichen Ressourcen spielt auch die Lehrkräftebildung eine zen-
trale Rolle. Die Wahrscheinlichkeit, dass demokratiebildende Elemente 
in der Schule umgesetzt werden, hängen stark mit dem diesbezüglichen 
Kompetenzprofil und der Selbstwirksamkeit der Lehrenden zusammen 
sowie mit dem Stellenwert der Demokratiebildung in der Aus- und Fort-
bildung. Ebenfalls bedeutsam ist das Verhältnis zur Schulleitung und 
zum Kollegium. (Schneider/Gerold 2018).

Zwischen Status quo und State of the Art: Politische Bildung und Demokratiebildung an Berliner Schulen

74



Abb. 15: „Welche der folgenden demokratiebezogenen Angebote 

gab es in den letzten zwölf Monaten an Deiner Schule außerhalb 

des Politikunterrichts?“ — Aussagen der Schüler_innen der Jahr-
gangsstufen 9–10 nach Schulform, in Prozent

10%0% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80%

1. Kinderrechtetag 0,0%
15,3%

2. Demokratietag 1,3%
9,0%

3. Schulparlament 13,0%
22,9%

4. Politisches Planspiel 15,6%
5,6%

5. Schülermentoren-Programm

6. Projektwoche zu politischen 
Themen

18,2%
6,3%

22,1%
24,3%

7. Hilfsprojekte/Service Learning 26,0%
20,1%

8. Kinder- und Jugendparlament 26,0%
9,7%

9. Arbeitsgemeinschaft mit 
politischem/sozialem Bezug

26,8%
18,8%

10. Sozialpraktikum 32,5%
34,7%

11. Klassenrat 41,6%
49,3%

12. Streitschlichtung/Mediation 49,4%
18,8%
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In den Jahrgängen 11–13 divergieren die Werte zwischen den Schul-
formen etwas weniger stark, aber die Unterschiede sind weiterhin vor-
handen (vgl. Abb. 16). Bis auf den Kinderrechtetag (Gym 1,4%, ISS 7,9%), 
das politische Planspiel (Gym 24,3%, ISS 25,0%) und das Sozialpraktikum 
(Gym 16,2%, ISS 39,5%) werden jedoch die meisten Formate den Anga-
ben der Befragten zufolge häufiger an Gymnasien angeboten. Zu den am 
häufigsten durchgeführten Angeboten in den höheren Jahrgangsstufen 
zählen zudem die Angebote Exkursionen zu Organisationen oder Erin-
nerungsstätten der Demokratie, Schulversammlung, Beteiligung an Prä-
ventions- und Aufklärungsprogrammen, Versammlung der Schülerver-
treter_innen und Exkursionen zu Ausstellungen zu politischen Themen. 
Das an den Gymnasien am stärksten vertretene Format ist mit einem 
Wert von 73,6% die Schüler_innenzeitung, von der jedoch nur 34,2% der 
befragten Schüler_innen der Integrierten Sekundarschulen berichten. In 
Anlehnung an die vergleichbaren Ergebnisse für die Klassenstufen 9–10 
zeigt sich, dass hier insbesondere für die Lernenden mit geringerem kul-
turellen und sozialen Kapital an den Integrierten Sekundarschulen in 
Formate der Demokratiebildung stärker investiert werden könnte. 

Quelle: Befragung FU Berlin

18. Schulversammlung

14. Versammlung der Schüler-
vertreter_innen (in Bezirk, Land, 
Gemeinde)

15 . Beteiligung an Präventions- 
und Aufklärungsprogrammen 
(z.B. gegen Rassismus, Antisemi-
tismus, Gewalt)

17. Exkursion zu Organisationen 
oder Erinnerungsstätten der 
Demokratie

13. Exkursion zu Ausstellungen 
zu politischen Themen

16. Schüler_innenzeitung

10%0% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80%

51,9%
30,6%

54,5%
50,0%

58,4%
41,7%

66,2%
46,5%

70,1%
36,8%

75,3%
56,9%

Gymnasium (n=77)

ISS (n=144)
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Abb. 16: „Welche der folgenden demokratiebezogenen Angebote 

gab es in den letzten zwölf Monaten an Deiner Schule außerhalb 

des Politikunterrichts?“ — Aussagen der Schüler_innen der Jahr-
gangsstufen 11–13 nach Schulform, in Prozent

10%0% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80%

1. Kinderrechtetag 1,4%
7,9%

2. Kinder- und Jugendparlament 6,4%
3,9%

3. Schulparlament 7,4%
2,6%

4. Schülermentoren-Programm 10,1%
7,9%

5. Demokratietag

6. Sozialpraktikum

13,5%
2,6%

16,2%
39,5%

7. Hilfsprojekte/Service Learning 24,0%
18,4%

8. Politisches Planspiel 24,3%
25,0%

9. Klassenrat 26,4%
26,3%

10. Projektwoche zu politischen 
Themen

27,4%
26,3%

11. Arbeitsgemeinschaft mit 
politischem/sozialem Bezug

28,7%
25,0%

12. Streitschlichtung/Mediation 37,2%
23,7%
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Quelle: Befragung FU Berlin

18. Schüler_innenzeitung

14. Versammlung der Schüler-
vertreter_innen (in Bezirk, Land, 
Gemeinde)

15 . Beteiligung an Präventions- 
und Aufklärungsprogrammen 
(z.B. gegen Rassismus, Antisemi-
tismus, Gewalt)

17. Exkursion zu Organisationen 
oder Erinnerungsstätten der 
Demokratie

13. Exkursion zu Ausstellungen 
zu politischen Themen

16. Schulversammlung

10%0% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80%

45,9%
35,5%

54,1%
46,1%

58,8%
39,5%

65,5%
59,2%

66,2%
51,3%

73,6%
34,2%

Gymnasium (n=296)

ISS (n=76)

Neben der Frage, welche demokratiebezogenen Formate an den Schulen 
angeboten werden, wurde auch nach der Teilnahme der befragten Schü-
ler_innen an diesen gefragt. Bei der Auswertung wurden nur die Schü-
ler_innen einbezogen, die bereits bei der Frage nach der Durchführung 
an der Schule das jeweilige Angebot angegeben hatten. Das bedeutet, 
dass sich die angegebenen Prozentzahlen für die Teilnahme immer auf 
die 100%-Marke der Schüler_innen beziehen, die geäußert haben, dass 
das Angebot durchgeführt wurde. Zu beachten ist hierbei, dass es sich 
teilweise um deutlich geringere Fallzahlen handelt als die ursprüngliche 
Anzahl aller Schüler_innen der jeweiligen Vergleichsgruppe. Ein nach 
Schulformen und Jahrgangsstufen differenzierender, prozentualer Grup-
penvergleich, bei dem die Fallzahlen noch einmal reduziert würden, 

6.2.2 Demokratiebildung: 
 Das Angebot-Teilnahme-Prinzip
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wäre entsprechend an dieser Stelle kaum sinnvoll zu interpretieren.40 

Aus diesem Grund erfolgt die Auswertung für diese Frage ausschließlich 
in Bezug auf die Berliner Gesamtkohorte.

Insgesamt lässt sich feststellen, dass alle Angebote, die durchgeführt 
werden, von den Schüler_innen auch genutzt werden. An acht der 18 
abgefragten Formate nimmt den Angaben zufolge sogar die Mehrheit der 
befragten Schüler_innen teil (vgl. Abb. 17). Am häufigsten frequentiert 
sind demnach politische Planspiele (82,0%), Exkursionen (76,9% bzw. 
75,7%), Sozialpraktika (73,4%) sowie Präventions- und Aufklärungspro-
gramme (71,9%). Auch Schulversammlungen (46,8%) sowie Arbeitsge-
meinschaften mit politischem/sozialen Bezug (43,8%) haben hohe Teil-
nahmequoten zu verzeichnen. Nur an drei Formaten nimmt weniger als 
ein Fünftel der Befragten teil: Kinder- und Jugendparlamente (12,5%), 
die Versammlungen der Schülervertreter_innen (11,7%) und Schüler_in-
nenzeitungen (7,1%) werden den Angaben zufolge am seltensten fre-
quentiert.

Ob die unterschiedliche Teilnahmebereitschaft mit dem jeweiligen For-
mat selber, mit dem Engagement der Schüler_innen oder möglicherwei-
se anderen Faktoren zusammenhängt, muss an dieser Stelle jedoch of-
fenbleiben, da aus den Daten nicht ersichtlich ist, welche Angebote für 
die Schüler_innen verpflichtend bzw. freiwillig sind.41 Einerseits könnte 
vermutet werden, dass die am häufigsten besuchten Angebote wie das 
politische Planspiel, Exkursionen sowie ein Sozialpraktikum fester Be-
standteil des Unterrichts sind. Gegen diese Annahme spricht jedoch, 
dass wiederum bei keinem Angebot alle Befragten angeben, daran teil-
genommen zu haben.

So hatten beispielsweise in der Sekundarstufe II nur 1,4% der Gymnasialschüler_innen, also 
vier Befragte, angegeben, dass das Angebot „Kinderrechtetag“ durchgeführt wurde. Zwei die-
ser Befragten geben ferner an, daran teilgenommen zu haben, sodass für diese Gruppe eine 
50-prozentige Teilnahme zu verzeichnen ist. Für die Schulversammlung ergibt sich mit 48,5% 
eine ähnliche hohe Teilnahmequote in dieser Gruppe – hier hatten allerdings 194 von einer 
Durchführung berichtet.
Es ist zu beachten, dass eine Durchführung bzgl. der Items „Schülermentoren-Programm“, 
„Demokratietag“, „Kinderrechtetag“, „Schulparlament“ und „Kinder- und Jugendparlament“ 
vergleichsweise selten angegeben wird: Die Bezugsgröße (die Anzahl derjenigen, die angeben, 
dass Angebote stattgefunden haben) liegt hier unter 100. Die entsprechenden Angaben sind 
somit mit Vorsicht zu interpretieren. 

40

41

Zwischen Status quo und State of the Art: Politische Bildung und Demokratiebildung an Berliner Schulen

79



Quelle: Befragung FU Berlin

Abb. 17: „An welchen demokratiebezogenen Angeboten hast Du 

teilgenommen?“ — Aussagen aller befragten Schüler_innen, in 
Prozent

18. Politisches Planspiel

14 . Präventions- und 
Aufklärungsprogramme

15. Sozialpraktikum

17. Exkursion zu Organisationen oder 
Erinnerungsstätten der Demokratie

13. Klassenrat

16. Exkursion zu Ausstellungen 
zu politischen Themen
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Politik wird zudem erfahrbar, wenn Schüler_innen mit Mandatsträger_
innen oder Engagierten aus der Zivilgesellschaft ins Gespräch kommen 
können. Ein weiteres demokratiebezogenes Format, welches auch zur 
Öffnung der Schule beitragen kann, ist also die Möglichkeit, Politiker_in-
nen oder Akteure aus Bürgerinitiativen, Menschenrechtsorganisationen 
oder aus Demokratieprojekten in den Unterricht einzuladen. 

In der Befragung wurden daher die Schüler_innen gefragt, ob dies in ih-
rem Unterricht in den letzten zwölf Monaten der Fall war. In den Jahr-
gangsstufen 9–10 verneinen dies 32,5% der Befragten an den Gymnasien, 
an den Integrierten Sekundarschulen 42,4% der Schüler_innen (vgl. Abb. 
18). Etwas mehr als die Hälfte der Gymnasialschüler_innen dieser Alters-
gruppe gibt an, dass in ihren Unterricht gesellschaftspolitische Akteure 
eingeladen wurden, der Großteil davon in den Politikunterricht (31,2%). 
An den Integrierten Sekundarschulen hingegen waren den Befragten zu-
folge deutlich seltener externe Akteure zu Gast: 32,6% der Schüler_innen 
dort berichten von externen Besucher_innen, für den Politikunterricht so-
gar nur 9,7%. Immerhin berichten 21,5% der Schüler_innen der Sekundar-
stufe I an den Integrierten Sekundarschulen, dass in einem anderen Fach 
gesellschaftspolitische Akteure eingeladen wurden. 

6.2.3 Politiker_innen an Schulen: 
 Ein Angebot insbesondere an Gymnasien
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Quelle: Befragung FU Berlin

Abb. 18: „Wurden in Deinem Unterricht in den letzten zwölf Mona-

ten Politiker_innen oder Menschen aus Bürgerinitiativen, Menschen-

rechtsorganisationen, Demokratieprojekten (z.B. Schule ohne Ras-

sismus) oder ähnliches eingeladen?“ — Aussagen der Schüler_innen 
der Jahrgangsstufen 9–10 nach Schulform, in Prozent

Gymnasium 
(n=77)

ISS 
(n=144)

= Ja, im Politikunterricht

= Nein

= Ja, in einem anderen Fach

= Weiß nicht

= Im Politikunterricht und in einem anderen Fach

= Missing Values

10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80% 90% 100%0%
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In den Jahrgängen 11–13 wurden an den Integrierten Sekundarschulen 
nach Angaben der Schüler_innen externe Akteure und Politiker_innen 
noch seltener eingebunden als in der Sekundarstufe I: Insgesamt nur 
gut ein Fünftel (26,3%) dieser Befragten gibt an, dass externe Akteure 
die Schule besucht haben. Dieser Anteil setzt sich aus den 14,5% zusam-
men, die angeben, dass in einem anderen Fach Gäste eingeladen wurden, 
9,2%, die dies für den Politikunterricht angeben, sowie 2,6 %, die von 
externen Akteuren sowohl im Politikunterricht als auch in einem ande-
ren Fach berichten (vgl. Abb. 19).

An den Gymnasien zeigt sich ein deutlich anderes Bild. Nur 15,9% der 
Schüler_innen der Jahrgänge 11–13 geben hier an, dass keine Gäste in 
den Unterricht eingeladen wurden. In den Politikunterricht (39,9%) und 
in andere Fächer (24,3%) wurden Politiker_innen und weitere gesell-
schaftspolitische Akteure den Befragten zufolge deutlich häufiger ein-
gebunden als es die Gymnasialschüler_innen in den unteren Jahrgangs-
stufen berichten. 

Generell zeigt sich also im Vergleich der Schulformen ein deutlicher Un-
terschied zugunsten der Lernenden am Gymnasium. Die Unterschiede 
zwischen den Schulformen fallen dabei in Berlin stärker aus als in der 
bundesweiten Befragung zwischen den Gymnasien und den „sonstigen 
allgemeinbildenden Schulen“ (Achour/Wagner 2019: 95–97). Abgese-
hen von den Schüler_innen an den Integrierten Sekundarschulen in den 
Jahrgängen 11–13 geben alle Berliner Befragtengruppen häufiger an, 
dass Gäste in ihren Unterricht eingeladen wurden als die entsprechende 
Befragtengruppe bundesweit (ebd.). 
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Quelle: Befragung FU Berlin

Auffällig ist jahrgangsstufenübergreifend der an beiden Schulformen re-
lativ hohe Anteil an Befragten, die auf diese Frage keine Antwort wuss-
ten: Von den befragten Gymnasialschüler_innen war dies bei jeweils gut 
einem Zehntel der Fall, von den befragten Schüler_innen der Integrier-
ten Sekundarschulen sogar knapp ein Viertel in den Jahrgangsstufen 
11–13 und knapp ein Fünftel in der Sekundarstufe I. 

Abb. 19: „Wurden in Deinem Unterricht in den letzten zwölf Mona-

ten Politiker_innen oder Menschen aus Bürgerinitiativen, Menschen-

rechtsorganisationen, Demokratieprojekten (z.B. Schule ohne Ras-

sismus) oder ähnliches eingeladen?“ — Aussagen der Schüler_innen 
der Jahrgangsstufen 11–13 nach Schulform, in Prozent
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Mittelwerte über 3,5 werden mit „in einem hohen Maße“, Mittelwerte von 3,4–2,5 mit „teilwei-
se“ und Mittelwerte unter 2,5 mit „wenig bis gar nicht“ angegeben.

42

Im Zuge der Einführung neuer Rahmenlehrpläne für Berlin/Branden-
burg, die mit dem Schuljahr 2017/2018 in den Jahrgangsstufen 1–10 un-
terrichtswirksam wurden, wurde der Stellenwert von Demokratiebildung 
als fächerübergreifende Aufgabe deutlich gestärkt. Um einen Eindruck 
davon zu bekommen, inwieweit dies bereits in Form von politischer Bil-
dung als Prinzip aller Fächer (Henkenborg 2014) in Bezug auf politische 
Inhalte geschieht, wurden den Schüler_innen verschiedene demokratie-
bezogene Inhalte aufgezeigt. Zu diesen sollten sie auf einer fünfstufigen 
Skala angeben, wie häufig der jeweilige Inhalt Gegenstand ihres Unter-
richts in Fächern außerhalb des Politikunterrichts war (1=„überhaupt 
nicht“ bis 5=„in sehr hohem Maße“). 

Im Allgemeinen zeigt sich dabei, dass sowohl an den Gymnasien als auch 
an den Integrierten Sekundarschulen verschiedene demokratiebezogene 
und politische Themen bereits teilweise in anderen Fächern aufgegriffen 
werden. Es zeigt sich jedoch auch, dass politische Inhalte eher an den 
Gymnasien in einem hohen Maße42 zum Tragen kommen als an den In-
tegrierten Sekundarschulen.

In der Sekundarstufe I geben die Schüler_innen der Gymnasien an, dass 
sowohl die Themen „Globalisierung/Internationale Politik“ und „Ökolo-
gie und Nachhaltigkeit“ als auch die Methode „Arbeit mit Quellen“ in 
hohem Maße aufgegriffen werden (vgl. Abb. 20). In den Integrierten Se-
kundarschulen gibt es nur ein Thema, welches laut der Schüler_innen 
in hohem Maße behandelt wird: „Grund- und Menschenrechte“. Weitere 
Inhalte wie „Demokratische Werte“, „Medien/Digitalisierung“, „Antisemi-
tismus“, „Rassismus“ und „Rechtsextremismus/Rechtspopulismus“ wer-
den teilweise in anderen Fächern besprochen. Nur „Verschiedene Formen 
des Zusammenlebens und Lebensentwürfe“ sowie „Muslimfeindlichkeit“ 
werden in beiden Schulformen in der Sekundarstufe I wenig besprochen.

6.2.4 Politische Inhalte in anderen Fächern: 
 Potentiale für Querschnittsthemen
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Quelle: Befragung FU Berlin

Abb. 20: „Wenn Du an Deine anderen Fächer in der Schule denkst, 

wie stark waren folgende Inhalte bisher im Unterricht vertreten?“ — 
Aussagen der Schüler_innen der Jahrgangsstufen 9–10 nach Schul-
form, in Mittelwerten

<  überhaupt nicht in sehr hohem Maße  >

1 2 3 4 5

1. Globalisierung/Internationale 
Politik

3,7 (SD=1,0)
3,3 (SD=1,1)

2. Ökologie und Nachhaltigkeit 3,6 (SD=1,1)
2,9 (SD=1,2)

3. Arbeit mit Quellen 3,6 (SD=1,0)
2,9 (SD=1,3)

4. Demokratische Werte (wie 
Freiheit, Gleichheit, usw.) 

3,3 (SD=1,0)
3,4 (SD=1,0)

5. Medien/Digitalisierung 3,2 (SD=1,1)
2,8 (SD=1,1)

6. Grund- und Menschenrechte 3,2 (SD=0,9)
3,6 (SD=1,0)

7. Antisemitismus 3,0 (SD=1,3)
3,0 (SD=1,3)

8. Rassismus 2,9 (SD=1,1)
3,4 (SD=1,1)

9. Rechtsextremismus/Rechtspo-
pulismus 

2,6 (SD=1,1)
2,9 (SD=1,2)

10. Verschiedene Formen des 
Zusammenlebens und Lebens-

entwürfe

2,2 (SD=1,0)
2,4 (SD=0,9)

11. Muslimfeindlichkeit 1,8 (SD=0,9)
2,3 (SD=1,2)

Gymnasium (n=73–77) ISS (n=108–133)
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In der Sekundarstufe II verändert sich dieses Bild kaum (vgl. Abb. 21). 
Auch dort werden nur wenige Themen in hohem Maße außerhalb des 
Politikunterrichts in andere Fächer integriert. Zu erkennen ist jedoch eine 
Verschiebung der Inhalte. Sowohl in den Gymnasien als auch in den Integ-
rierten Sekundarschulen geben die Befragten an, dass „Medien/Digitalisie-
rung“ in hohem Maße auch in anderen Fächern einen Platz finden. Neben 
der Arbeit mit Quellen ist an Gymnasien Antisemitismus ein Inhalt, der 
in hohem Maße in anderen Fächern besprochen wird. Alle weiteren The-
men werden sowohl in den Integrierten Sekundarschulen als auch an den 
Gymnasien teilweise Gegenstand des Unterrichts. Muslimfeindlichkeit 
wird dabei nach den Angaben der Schüler_innen in beiden Schulformen 
und den jeweiligen Jahrgangsstufen am seltensten behandelt.

Anhand der Angaben der Schüler_innen lässt sich festhalten, dass eine 
inhaltliche Auseinandersetzung mit verschiedenen politischen Inhalten 
in anderen Fächern zu erkennen ist. Jedoch lassen sich nicht nur im Sinne 
einer Vermittlung demokratiebezogener Inhalte, sondern auch mit Blick 
auf andere Querschnittsthemen noch offene Potentiale für übergreifende 
Themen des Rahmenlehrplanes Berlin/Brandenburg erkennen (vgl. Se-
natsverwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft Berlin/Ministerium 
für Bildung, Jugend und Sport des Landes Brandenburg 2015b): zum Bei-
spiel „Bildung zur Akzeptanz von Vielfalt“, „Interkulturelle Bildung“ sowie 
in Bezug auf den in allen Schularten und Jahrgangsstufen wenig aufgegrif-
fenen Inhalt Muslimfeindlichkeit, aber auch Rassismus und Rechtsextre-
mismus. Auch vor dem Hintergrund zunehmender menschenfeindlicher 
Einstellungen handelt es sich hierbei um zentrale Inhalte für Schule und 
Bildungsinstitutionen (vgl. zu den Inhalten: Schedler/Achour/Elverich/
Jordan 2019; Achour 2019; Becker/Schmitt 2019; Fereidooni 2016) von 
größter Dringlichkeit und Relevanz. Auffällig ist zudem die seltene Be-
handlung von Themen wie Ökologie und Nachhaltigkeit vor dem Hin-
tergrund der Querschnittsaufgaben „Nachhaltige Entwicklung/Lernen in 
Globalen Zusammenhängen“. Positiv herauszustellen ist das verstärkte 
Aufgreifen von Medien und Digitalisierung in den Jahrgangsstufen 11–13. 
Da Jugendliche allerdings sehr viel früher schon mit den Herausforde-
rungen digitaler Medien in Kontakt treten und viel Zeit damit verbringen 
(Hasebrink/Lampert/Thiel 2020; DAK 2018), wäre es auch den Zielset-
zungen des Basiscurriculums Medienbildung für die Jahrgänge angemes-
sen, Digitalisierung viel früher als Querschnittsthema in den Fächern zu 
berücksichtigen.
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Quelle: Befragung FU Berlin

Abb. 21: „Wenn Du an Deine anderen Fächer in der Schule denkst, 

wie stark waren folgende Inhalte bisher im Unterricht vertreten?“ 
— Aussagen der Schüler_innen der Jahrgangsstufen 11–13 nach 
Schulform, in Mittelwerten

<  überhaupt nicht in sehr hohem Maße  >

1 2 3 4 5

1. Medien/Digitalisierung 4,1 (SD=0,9)
3,9 (SD=1,2)

2. Antisemitismus 3,5 (SD=1,0)
3,4 (SD=1,2)

3. Arbeit mit Quellen 3,5 (SD=1,2)
3,0 (SD=1,2)

4. Demokratische Werte (wie 
Freiheit, Gleichheit, usw.) 

3,4 (SD=1,0)
3,4 (SD=1,3)

5. Globalisierung/Internationale 
Politik

3,2 (SD=1,0)
3,3 (SD=1,0)

6. Rassismus 3,1 (SD=1,0)
3,2 (SD=1,2)

7. Ökologie und Nachhaltigkeit 3,1 (SD=1,1)
3,0 (SD=1,2)

8. Verschiedene Formen des 
Zusammenlebens und Lebens-

entwürfe

3,0 (SD=1,1)
2,8 (SD=1,2)

9. Rechtsextremismus/Rechtspo-
pulismus

2,9 (SD=1,2)
2,8 (SD=1,2)

10. Grund- und Menschenrechte 2,6 (SD=1,0)
2,8 (SD=1,1)

11. Muslimfeindlichkeit 2,2 (SD=1,1)
1,9 (SD=1,0)

Gymnasium (n=274–294) ISS (n=64–72)
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Politische Bildung kann nicht nur im Fachunterricht und als „Prinzip aller 
Fächer“, sondern zusätzlich auch als ein Unterrichts- und Schulprinzip 
im Rahmen einer demokratischen Schulentwicklung und- kultur wirksam 
werden (vgl. 3.3). Neben den bisher genannten Aspekten wurde in der Be-
fragung daher ebenfalls erhoben, inwieweit die Schüler_innen ihre Schul-
kultur bzw. ihr Schulklima als demokratisch wahrnehmen (vgl. Achour/
Wagner 2019: 102). Für acht Items, welche „unterschiedliche Dimensionen 
einer demokratischen Schulkultur abbilden“ (ebd.), wurden die Schüler_
innen um die Einschätzung des Grads ihrer Zustimmung zu Aussagen auf 
einer fünfstufigen Skala (1=„stimme gar nicht zu“; 5=„stimme völlig zu“) 
gebeten. Des Weiteren wurde das Konstrukt „Schulklima“ in Form eines 
Mittelwertindex quantifiziert (vgl. ebd.). 

Grundsätzlich sind für alle Einzelitems sowie entsprechend für den Mit-
telwertindex hohe Zustimmungswerte zu verzeichnen. Dieses lässt da-
rauf schließen, dass die befragten Schüler_innen das Schulklima an ihrer 
Schule als demokratisch wahrnehmen. Dieses Ergebnis der befragten 
Schüler_innen in Berlin fällt somit vergleichbar aus wie das Ergebnis in 
der bundesweiten Befragung (vgl. Achour/Wagner 2019: 104 f.).  

Insbesondere zu den Items, die mit einem Meinungsaustausch innerhalb 
der Schulgemeinschaft in Zusammenhang stehen, zeigt sich eine starke 
Zustimmung: So empfinden die Befragten ihre Schule als einen Ort, an 
dem sie lernen, dass es zu einer Sache verschiedene Meinungen geben 
kann (MW Gym: 4,4; MW ISS: 4,2) und ihre Meinung gegenüber anderen 
zu begründen (MW Gym: 4,4; MW ISS: 4,1). Zudem sehen sie ihre Schule 
als einen Ort, an dem bei gemeinsamen Entscheidungen verschiedene 
Meinungen gehört werden (MW Gym: 4,0; MW ISS: 3,9). Nichtsdesto-
trotz ist der unmittelbare Einbezug in Entscheidungen bzw. die tatsächli-
che Mitbestimmung an ihren Schulen den Befragten nicht unbedingt er-
sichtlich, wie die Ergebnisse der beiden Items „Meine Schule ist für mich 
ein Ort, an dem ich mitbestimmen kann“ und „Meine Schule ist für mich 
ein Ort, an dem bei gemeinsamen Entscheidungen verschiedene Mei-
nungen gehört werden“ zeigen. Diesen Items stimmen die Schüler_innen 
im Mittel am wenigsten zu (vgl. ähnliche Befunde: Andresen/Wilmes/
Möller 2019).

Auch die Werte der Items, die das Lernen des Umgangs mit Konflikten 
sowie das Lernen von Fairness und Toleranz an der Schule messen, lie-

6.2.5 Schulklima: Demokratisches Miteinander
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gen etwas unter dem Indexwert für das Schulklima (vgl. Abb. 22). Das 
heißt, dass hinsichtlich der demokratischen Schulentwicklung insbeson-
dere Mitbestimmungs- und Beteiligungsmöglichkeiten sowie der Fokus 
auf den Umgang mit Konflikten mit Bezug auf den entwickelten Ori-
entierungs- und Handlungsrahmen (Senatsverwaltung für Bildung, Ju-
gend und Familie 2018a) unterstützt werden können. Dies muss jeweils 
auch immer für die Lehrkräftebildung berücksichtigt werden, inwiefern 
hier professionelle Handlungskompetenzen in den drei Phasen gefördert 
werden.

Ungeachtet dessen kann insgesamt festgehalten werden, dass die be-
fragten Schüler_innen das Klima an ihrer Schule mit einem Indexwert 
von 3,9 (Gym) bzw. 3,7 (ISS) im Mittel als demokratisch bewerten.
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Quelle: Befragung FU Berlin

Abb. 22: „Im Folgenden geht es um das Klima in Deiner Schule. Wie 

nimmst Du Deine Schule wahr?“ — Zustimmung der Schüler_innen 
aller Jahrgangsstufen nach Schulform, in Mittelwerten

1. Meine Schule ist für mich ein Ort, 
an dem ich lerne, dass alle Schüler 
und Schülerinnen die gleichen Rech-
te haben.

2. Meine Schule ist für mich ein Ort, 
an dem ich mitbestimmen kann.

3. Meine Schule ist für mich ein Ort, 
an dem ich lerne, dass es zu einer 
Sache verschiedene Meinungen 
geben kann.

4. Meine Schule ist für mich ein Ort, 
an dem ich lerne, meine Meinung 
gegenüber anderen zu begründen.

1 2 3 4 5

4,0 (SD=1,0)
3,7 (SD=1,2)

3,6 (SD=1,1)
3,3 (SD=1,2)

4,4 (SD=0,9)
4,2 (SD=0,9)

4,4 (SD=0,8)
4,1 (SD=1,0)

3,6 (SD=1,0)
3,7 (SD=1,1)

3,8 (SD=1,0)
3,6 (SD=1,2)

4,0 (SD=1,0)
3,9 (SD=1,1)

3,4 (SD=1,0)
3,5 (SD=1,1)

3,9 (SD=0,7)
3,7 (SD=0,8)

<  gar nicht völlig >

6. Meine Schule ist für mich ein Ort, 
an dem ich Fairness und Toleranz 
lerne.

7. Meine Schule ist für mich ein Ort, 
an dem bei gemeinsamen Entschei-
dungen verschiedene Meinungen 
gehört werden.

8. Meine  Schule ist für mich ein 
Ort, an dem Entscheidungen, die 
alle betreffen, nachvollziehbar sind.

Indexwert Schulklima

5. Meine Schule ist für mich ein Ort, 
an dem ich lerne, mit Konflikten 
umzugehen.

Gymnasium (n=366–370) ISS (n=215–217)
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Im Vergleich der beiden Schulformen43 sind bei den Gymnasialschüler_in-
nen tendenziell etwas höhere Zustimmungsmittelwerte zu den Aussagen 
zur demokratischen Schulkultur zu verzeichnen, wobei die Mittelwerte der 
Schüler_innen an den Integrierten Sekundarschulen maximal um 0,3 ab-
weichen. Ausnahmen bilden die Items „Meine Schule ist für mich ein Ort, 
an dem ich lerne mit Konflikten umzugehen“ und „Meine Schule ist für 
mich ein Ort, an dem Entscheidungen, die alle betreffen, nachvollziehbar 
sind“, die bei den Befragten an Integrierten Sekundarschulen jeweils eine 
leicht höhere Zustimmung finden. Dies soll an dieser Stelle herausgestellt 
werden, da sich hier ein besonderes Engagement an den an dieser Unter-
suchung beteiligten Integrierten Sekundarschulen hinsichtlich der Trans-
parenz demokratischer Prozesse ablesen lässt. Ebenfalls scheint die Profes-
sionalität im Umgang mit Konflikten an dieser Schulform eine besondere 
Bedeutung zu haben. 

Unabhängig von der Schulform lässt sich im Jahrgangsstufenvergleich be-
züglich aller Items in der Sekundarstufe II eine etwas stärkere Zustimmung 
zu den Aussagen erkennen, wobei die Differenz zwischen den Werten nur 
minimal ist (0,1–0,3) (vgl. Abb. 23). Der Indexwert Schulklima fällt entspre-
chend in den unteren Jahrgangsstufen mit 3,7 geringfügig kleiner aus als in 
den höheren Jahrgängen mit 3,9. Bezüglich der hierarchischen Reihenfol-
ge der Zustimmung zu den Items zeigen sich weder Unterschiede zu dem 
oben beschriebenen Gesamtbefund noch zwischen den Sekundarstufen I 
und II: In beiden Jahrgangsstufen stimmen die Befragten am meisten den 
Aussagen zu: „Meine Schule ist für mich ein Ort, an dem ich lerne, dass es 
zu einer Sache verschiedene Meinungen geben kann.“ (Sek I: 4,1; Sek II: 4,4) 
und „Meine Schule ist für mich ein Ort, an dem ich lerne, meine Meinung 
gegenüber anderen zu begründen.“ (Sek I: 4,1; Sek II: 4,4). Am wenigsten 
stimmen die Schüler_innen beider Jahrgänge den Items „Meine Schule ist 
für mich ein Ort, an dem Entscheidungen, die alle betreffen, nachvollzieh-
bar sind“ (Sek I: 3,3; Sek II: 3,5) sowie „Meine Schule ist für mich ein Ort, an 
dem ich mitbestimmen kann“ (Sek I: 3,3; Sek II: 3,5) zu.

Da grundsätzlich davon ausgegangen werden kann, dass sich das Schulklima auf die Schule als 
Ganzes bezieht, steht an dieser Stelle zunächst der reine Schulformenvergleich im Fokus, wobei 
nicht parallel nach Jahrgangsstufen differenziert wird. In den Ergebnissen wurde jedoch, wie 
oben beschrieben, im Allgemeinen die Tendenz deutlich, dass Items, die sich auf tatsächliche 
Mitbestimmung der Schüler_innen beziehen, die geringste Zustimmung verzeichnen. Vor dem 
Hintergrund der Tatsache, dass politische Partizipationsmöglichkeiten mit zunehmendem Alter 
steigen (z.B. durch das Wahlrecht), wäre es interessant zu betrachten, ob möglicherweise auch 
die wahrgenommenen innerschulischen Partizipationsmöglichkeiten in der Sekundarstufe II 
gegenüber der Sekundarstufe I zunehmen. Daher wird dem reinen Schulformvergleich zudem 
ein Jahrgangsstufenvergleich angeschlossen.

43
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Quelle: Befragung FU Berlin

Abb. 23: „Im Folgenden geht es um das Klima in Deiner Schule. Wie 

nimmst Du Deine Schule wahr?“ — Zustimmung der Schüler_innen aller 
Schulformen nach Jahrgangsstufen 9–10 und 11–13, in Mittelwerten

1. Meine Schule ist für mich ein Ort, 
an dem ich lerne, dass alle Schüler 
und Schülerinnen die gleichen Rech-
te haben.

1 2 3 4 5

3,7 (SD=1,2)
4,0 (SD=1,1)

2. Meine Schule ist für mich ein Ort, 
an dem ich mitbestimmen kann.

3,3 (SD=1,2)
3,5 (SD=1,1)

3. Meine Schule ist für mich ein Ort, 
an dem ich lerne, dass es zu einer 
Sache verschiedene Meinungen 
geben kann.

4,1 (SD=1,0)
4,4 (SD=0,8)

4. Meine Schule ist für mich ein Ort, 
an dem ich lerne, meine Meinung 
gegenüber anderen zu begründen.

4,1 (SD=1,0)
4,4 (SD=0,8)

<  gar nicht völlig >

3,6 (SD=1,1)
3,8 (SD=1,1)

6. Meine Schule ist für mich ein Ort, 
an dem ich Fairness und Toleranz 
lerne.

3,7 (SD=1,1)
4,1 (SD=0,9)

7. Meine Schule ist für mich ein Ort, 
an dem bei gemeinsamen Entschei-
dungen verschiedene Meinungen 
gehört werden.

3,3 (SD=1,1)
3,5 (SD=1,0)

8. Meine  Schule ist für mich ein 
Ort, an dem Entscheidungen, die 
alle betreffen, nachvollziehbar sind.

3,7 (SD=0,8)
3,9 (SD=0,7)

Indexwert Schulklima

3,6 (SD=1,1)
3,7 (SD=1,0)

5. Meine Schule ist für mich ein Ort, 
an dem ich lerne, mit Konflikten 
umzugehen.

Jahrgangsstufen 9–10 (n=215–218)

Jahrgangsstufen 11–13 (n=364–368)
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Vor dem Hintergrund dieser Ergebnisse stellt sich die Frage, ob schulbe-
zogene Faktoren identifiziert werden können, die mit der Wahrnehmung 
der Schüler_innen ihres Schulklimas als mehr oder weniger demokratisch 
zusammenhängen. Im Hinblick darauf, dass sich zahlreiche Formate, die 
in dieser Untersuchung als demokratiebezogene Angebote an Schulen 
abgefragt wurden (vgl. 6.2.1), im Zuge demokratischer Schulentwicklung 
etabliert haben, kann die Vermutung aufgestellt werden, dass das Vorhan-
densein solcher Angebote mit einem demokratischen Schulklima in Zusam-
menhang steht. Um dies zu überprüfen, wurde eine Korrelationsanalyse des 
Indexwertes Schulklima und der wahrgenommenen Anzahl demokratiebe-
zogener Angebote44 durchgeführt. Deren Ergebnis zeigt, dass die wahrge-
nommene Anzahl der demokratiebezogenen Angebote an der Schule und 
die Wahrnehmung des Schulklimas als demokratisch miteinander korrelie-
ren (r=.238, n=567). Je höher die angegebene Anzahl der Angebote ist, desto 
positiver nehmen die Schüler_innen das Klima an ihrer Schule wahr.45 Die 
Effektstärke ist eher im schwachen Bereich einzuordnen (vgl. Döring/ Bortz 
2016: 820), verweist aber dennoch auf einen positiven Zusammenhang. 

Auch im Gruppenvergleich der Schüler_innen mit und ohne Migrations-
hintergrund nehmen alle das Schulklima als demokratisch wahr. Die Wer-
te der Befragten mit Migrationshintergrund liegen lediglich 0,2 unter dem 
Mittelwert der Gruppe ohne Migrationshintergrund (vgl. Tabelle 8). Da an 

Es ist zu beachten, dass an dieser Stelle keine Aussage über den Zusammenhang zwischen 
der tatsächlichen Anzahl der Angebote an einer Schule und dem Schulklima gemacht werden 
kann, da die berücksichtigte Anzahl der Angebote auf den Angaben und damit der subjektiven 
Wahrnehmung der befragten Schüler_innen basiert.
Zugleich gilt: Je stärker die Wahrnehmung des Schulklimas als demokratisch, desto höher 
die wahrgenommene Anzahl der demokratiebezogenen Angebote. Eine gerichtete Aussage 
ist auf der Grundlage der hier durchgeführten Berechnung nicht möglich.

44

Tabelle 8: Wahrnehmung des Schulklimas der Schüler_innen 
mit/ohne Migrationshintergrund, Mittelwert

Indexwert Schulklima

 

Befragte mit 
Migrationshintergrund 

(n=251)

Quelle: Befragung FU Berlin

Befragte ohne
Migrationshintergrund 

(n=320)

3,7 3,9

Skala: 1 = „stimme gar nicht zu“; 5 = „stimme völlig zu“

45
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Schulen wie auch in anderen gesellschaftliche Institutionen Diskriminie-
rung und Rassismus vorkommen können (vgl. Fereidooni 2016), ist dieses 
Ergebnis als positiv für das Klima an den befragten Schulen hervorzuheben.

Ein umfassendes Verständnis von Aufgaben der politischen Bildung richtet 
den Fokus der Untersuchung nicht nur auf Input-Faktoren und die schu-
lischen Inhalte und Angebote (Prozess), sondern auch auf den Output bei 
den Schüler_innen, also auf deren „Politikkompetenz“, politische Einstel-
lungen und ihre politische sowie soziale Partizipation. Hierzu gehören das 
Interesse an politischen Fragen im Allgemeinen, das Vertrauen in politische 
Gruppen und Organisationen, die Zufriedenheit mit dem politischen System, 
Einstellungen zu demokratischen Grundwerten und zu sozialen Gruppen. 
Die Untersuchung dieser Aspekte kann erste Annahmen zum Outcome lie-
fern, inwiefern Schüler_innen „politisch gebildet“ sind bzw. wie sie sich durch 
Interesse und Handlungsbereitschaft zu politischen Fragen auszeichnen.

Das politische Interesse gilt als Indikator, ob die Befragten politische Anlie-
gen als so relevant erachten, dass sie sich dazu informieren oder auch aktiv 
werden. So wird in der sozialpsychologisch ausgerichteten Partizipationsfor-
schung davon ausgegangen, dass das politische Interesse auch eine positive 
Wirkung auf die Partizipation(sbereitschaft) hat (vgl. Verba et al. 1995). 

Zunächst wurde daher gefragt, wie sehr sich die Schüler_innen überhaupt 
für Politik interessieren. Um dies zu erfassen, wurden die Schüler_innen 
gebeten, auf einer fünfstufigen Skala (1=„überhaupt nicht“; 5=„sehr stark“) 
einzuschätzen, wie stark sie sich im Großen und Ganzen für Politik interes-
sieren (vgl. Achour/Wagner 2019: 106 f.).

Grundsätzlich zeigt sich, dass das Interesse der befragten Schüler_innen an 
Politik im Allgemeinen mit Mittelwerten zwischen 3,1 (ISS 9–10) und 3,6 
(Gym 11–13) eher im mittleren Bereich zu verorten ist (vgl. Abb. 24). Auf-
fällig ist allerdings, dass das Interesse der befragten Berliner Schüler_innen 
im Schnitt etwas höher ist als bei den bundesweit befragten Schüler_innen. 
Hier liegen die Mittelwerte zwischen 2,9 (Sonstige allgemeinbildende Schu-
len 9–10) und 3,5 (Gymnasien 11–13). 

6.3.1 Interesse für Politik: Das kulturelle Kapital entscheidet

6.3 Politisches Interesse, Engagement 
 und Einstellungen der Schüler_innen
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Quelle: Befragung FU Berlin

Abb. 24: „Wie stark interessierst Du Dich im Großen und Ganzen für 

Politik?“ — Aussagen der Schüler_innen der Jahrgangsstufen 9–10 
und 11–13 nach Schulform, in Mittelwerten

Sehr stark

Überhaupt nicht

Jahrgangsstufen 9–10 Jahrgangsstufen 11–13

5

4

3

2

1

<
  -

--
--
--
--
--
--
--
--
--
--
--
--
--
--
--
--
--
--
--
--
--
--
  >

3,5
(SD=1,0)

n=77 n=140 n=291 n=75

3,1
(SD=1,1)

3,6
(SD=0,9) 3,3

(SD=1,1)

Gymnasium ISS

Die befragten Schüler_innen der Integrierten Sekundarschulen interessie-
ren sich durchschnittlich etwas weniger für Politik (MW 9–10: 3,1; MW 
11–13: 3,3) als die Gymnasialschüler_innen (MW 9–10: 3,5; MW 11–13: 
3,6). Dieser Befund ist insbesondere vor dem Hintergrund bemerkens-
wert, dass von den Oberstufenschüler_innen ein höherer Anteil der Be-
fragten an Integrierten Sekundarschulen Politik oder das Fach, in dem 
es hauptsächlich um politische Inhalte geht, als Leistungsfach hat als an 
den Gymnasien (vgl. 6.1.2). Möglicherweise lässt sich dies damit erklären, 
dass Fächer wie Politik, Deutsch oder Geschichte als „leichtere Fächer“ 
im Gegensatz zu Naturwissenschaften, Mathematik oder Fremdsprachen 
eingeschätzt werden und die Wahlentscheidung für ein Leistungsfach be-
einflusst.

Im Jahrgangsstufenvergleich zeigt sich ein etwas geringeres Interesse 
seitens der Schüler_innen in den unteren Jahrgangsstufen beider Schul-
formen, wobei die Unterschiede im Vergleich zu den differierenden Rah-
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menbedingungen wie Stundenumfang zwischen den Jahrgängen deutlich 
kleiner ausfallen. Insofern ist die politische Entscheidung in Berlin, das 
Fach Politische Bildung in den Klassen 7–10 zu stärken, positiv hervorzu-
heben, da es sich an den Interessen der Lernenden orientiert. Nicht zu-
letzt ist diese Stärkung von den Schüler_innen selbst mit der Initiative 
„Politik als Schulfach“ und mit Unterstützung des Berliner Landesschüler-
ausschusses gefordert worden (Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und 
Familie 2018b).

Für diesen Aspekt wurden weitere Gruppenvergleiche hinsichtlich Ge-
schlecht, Migrationshintergrund, kulturelles Kapital und Bildungsgrad 
der Eltern (soziales Kapital) vorgenommen. Diese zählen zu möglichen 
Einflussgrößen für das politische Interesse. So verweisen Studien darauf, 
dass mit steigendem Alter und höherer Bildung das politische Interesse zu-
nimmt, was mit der Komplexität und dem hohen Abstraktionsniveau von 
Politik erklärt wird. Als weitere Einflussgrößen gelten Geschlecht und Mi-
grationshintergrund. (Gille 2016; Schneekloth/Albert 2019, Schneekloth  
2015, Müssig/Worbs 2012, van Deth 2000). 

In dieser Untersuchung treten bezüglich der Kategorie Gender nur ge-
ringe Unterschiede zutage: So kann festgestellt werden, dass die männ-
lichen Befragten lediglich ein marginal höheres politisches Interesse (MW 
3,5) aufweisen als die weiblichen (MW 3,4) (vgl. Tabelle 9). Dieser prinzi-
pielle Unterschied zwischen den Geschlechtern zeigt sich auch in anderen 
Jugendstudien. Aber auch in der aktuellen Shell Jugendstudie (2019) hat 
sich wie in dieser Untersuchung das Interesse im Geschlechtervergleich 
stark angenähert (vgl. Schneekloth/Albert 2019). Das heißt, dass der vor 
Jahren noch festzustellende Gender Gap46, der Befund, dass Mädchen und 
jüngere Frauen weniger an politischen Themen interessiert sind, hier 
nicht zu erkennen ist.

In einer Studie aus Sachsen-Anhalt von 2002 zeigten sich Jungen z.B. noch dreimal stärker 
politisch interessiert als Mädchen (Reinhardt/Tillmann 2002).

46
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Die Befragten mit Migrationshintergrund interessieren sich minimal weni-
ger für Politik (MW 3,3) als die Schüler_innen ohne Migrationshintergrund 
(MW 3,5) (vgl. Tabelle 9). Dies ist für Fragen politischer Teilhabe im Migra-
tionskontext und häufiger Zuschreibungen wie mangelnder Identifikation 
oder Desinteresse ein positiver und hervorzuhebender Befund. Hier zeigt 
sich die jeweilige Zuwanderungsgeneration häufig als Einflussgröße. Aus 
einer Erwachsenenkohorte in einer Untersuchung von Müssig und Worbs 
aus dem Jahr 2012 gibt die erste Generation häufiger an, gar kein Interesse 
(15,7%) oder wenig Interesse (41,5%) an politischen Themen zu haben als 
Personen der zweiten Generation (7,4% und 33,9%) und Personen ohne 
Migrationshintergrund (7,2% und 32,2%). Mehr als die Hälfte der Befragten 
der zweiten Generation und der Personen ohne Migrationshintergrund 
geben an, ziemlich oder sehr politisch interessiert zu sein. Das politische 
Interesse ist somit – wie auch in dieser Untersuchung – ähnlich gelagert 
(Müssig/Worbs 2012: 21f.). Da sich aber für die politische Teilhabe immer 

Einschränkend sind hier die sehr unterschiedlichen Größen der beiden Vergleichsgruppen zu 
beachten.

47

Tabelle 9: Interesse an Politik nach Geschlecht, Migrationshinter-
grund, Bildungsgrad der Eltern und kulturellem Kapital, Mittelwerte

Weibliche Befragte (n=314)

Männliche Befragte (n=231)

Befragte mit Migrationshintergrund (n=250)

Befragte ohne Migrationshintergrund (n=317)

Geringer Bildungsgrad der Eltern (n=11)

Hoher Bildungsgrad der Eltern (n=428)

Geringes kulturelles Kapital (n=80)

Hohes kulturelles Kapital (n=389)

Wie stark interessierst 

Du Dich im Großen und 

Ganzen für Politik?

3,4 (SD=0,9)

3,5 (SD= 1,1)

3,3 (SD=1,1)

3,5 (SD=1,0)

3,5 (SD=1,0)47

3,5 (SD=1,0)47

3,0 (SD=1,1)

3,5 (SD=1,0)

Quelle: Befragung FU Berlin
Skala: 1 = „überhaupt nicht“; 5 = „sehr stark“
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noch ein deutlicher „Diversity-Gap“ erkennen lässt und z. B. der Anteil von 
Menschen mit einem sogenannten Migrationshintergrund in Deutschland 
nicht in einem vergleichbaren Ausmaß in den Institutionen repräsentiert 
wird (vgl. Roth 2018), kann Schule ein Ort sein, entsprechende Selbstwirk-
samkeiten zu fördern. So kann an dieser Stelle positiv hervorgehoben wer-
den, dass sowohl Schüler_innen mit als auch ohne Migrationshintergrund 
ihre Schule in vergleichbarem Ausmaß als demokratisch empfinden.

Sowohl die bundesweite Studie zur politischen Bildung und Demokratiebil-
dung an Schulen von Achour/Wagner (2019) als auch weitere Studien, un-
ter anderem die aktuelle Shell Jugendstudie (2019), stellen die Bedeutsam-
keit des sozioökonomischen Kapitals von Schüler_innen hinsichtlich ihres 
Zugangs zu Bildung fest (Schneekloth/Albert 2019). Daher sollen auch an 
dieser Stelle die Schüler_innen mit hohem und geringem kulturellen Kapi-
tal sowie mit hohem und geringem Bildungsgrad der Eltern vergleichend 
betrachtet werden. Einschränkend ist jedoch zu beachten, dass die Grup-
pengrößen an dieser Stelle so stark variieren, dass die Ergebnisse lediglich 
als Hinweis auf mögliche Unterschiede betrachtet werden können, zu de-
ren Überprüfung weitere Untersuchungen notwendig wären.

Zwischen den Schüler_innen, deren Eltern einen geringen Bildungsgrad 
aufweisen, und den Schüler_innen, deren Eltern einen hohen Bildungs-
grad haben, ist im Mittel kein Unterschied hinsichtlich des politischen In-
teresses festzustellen (MW 3,5). Dies mag vor dem Hintergrund der oben 
zitierten Studien überraschen – es sei jedoch erneut auf die an dieser Stel-
le sehr unterschiedlichen Gruppengrößen (geringer Bildungsgrad: n=11, 
hoher Bildungsgrad: n=428) verwiesen, welche die Interpretierbarkeit des 
Befundes einschränken.

Hingegen ist hinsichtlich des kulturellen Kapitals festzustellen, dass die be-
fragten Schüler_innen mit hohem kulturellen Kapital ein stärkeres Interes-
se an Politik äußern (MW 3,5; n=389) als die Schüler_innen mit geringem 
kulturellen Kapital (MW 3,0; n=80).

Analysiert man den Einfluss der wahrgenommenen Kompetenzvermittlung48 

An dieser Stelle ist zu beachten, dass die drei Items zur wahrgenommenen Kompetenzvermitt-
lung im Zuge der bundesweiten Befragung (Achour/Wagner 2019) entwickelt wurden und kei-
nem geprüften Instrument entstammen. Allerdings wurde die Faktorstruktur der Items, die die 
Vermittlung unterschiedlicher Kompetenzbereiche im Politikunterricht abfragen, mittels einer 
Faktorenanalyse betrachtet, die eine Ein-Faktor-Lösung ergaben. Die Werte für die Items zur 
wahrgenommenen Kompetenzvermittlung wurden daher zu einem Faktorwert „Kompetenz-
vermittlung“ verrechnet. Diese stellen die unabhängige Variable für die lineare Regression dar.

48
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im Politikunterricht (vgl. 6.1.4) auf das politische Interesse der Schüler_innen 
mittels einer einfachen linearen Regression, zeigt sich, dass das Interesse mit 
zunehmender wahrgenommener Kompetenzvermittlung steigt, allerdings le-
diglich mäßig49 (ß=.37550).

Als eine weitere mögliche Ausdrucksform von politischem Interesse wur-
de die Häufigkeit von Diskussionen über Politik mit verschiedenen Per-
sonengruppen – Freund_innen, Bekannten und Mitschüler_innen, Lehr-
kräften, Eltern sowie Nutzer_innen in den sozialen Medien – abgefragt 
(vgl. Achour/Wagner 2019: 110). Die Befragten konnten diese Häufigkeit 
auf einer vierstufigen Skala mit den Ausprägungen 1=„nie“, 2=„selten“, 
3=„manchmal“, 4=„oft“ einschätzen (ebd.).

Allgemein fällt auf, dass sich die Werte je nach Diskussionspartner_innen-
gruppe – teilweise deutlich – unterscheiden. So diskutieren die Befragten 
nie bis selten mit Nutzer_innen in den sozialen Medien, selten bis manch-
mal mit Lehrer_innen sowie mit Freund_innen und manchmal bis häufig 
mit Eltern oder anderen erwachsenen Familienangehörigen. Die Beobach-
tung, dass die Schüler_innen ihren Angaben zufolge am häufigsten mit 
ihren Eltern über Politik diskutieren und am seltensten mit Nutzer_innen 
in sozialen Medien, gilt gleichermaßen für alle Befragtengruppen.

Vergleicht man die Werte für die beiden Schultypen, zeigt sich, dass die 
befragten Gymnasialschüler_innen im Mittel etwas häufiger über Politik 
diskutieren als die Schüler_innen der Integrierten Sekundarschulen. Zwi-
schen den Schulformen bestehen in den Jahrgangsstufen 11–13 allerdings 
nur äußerst geringfügige Unterschiede (im Mittel je Item max. 0,1), in 
den unteren Jahrgangsstufen sind diese Unterschiede zum Teil – nament-
lich in Bezug auf die Häufigkeit von Diskussionen mit Freund_innen, Be-
kannten, Mitschüler_innen sowie mit Eltern – etwas deutlicher ausgeprägt 
(vgl. Abb. 25).

Es sei jedoch einschränkend darauf hingewiesen, dass dieses Modell nur 10,9 % der Varianz 
erklärt. 
Auf die Darstellung des p- und F-Wertes wird verzichtet, da es sich wie bereits erwähnt um eine 
nicht zufällige Stichprobe handelt. 

49

6.3.2 Diskussionen über Politik: 
 Face to face anstatt online

50
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Die befragten Schüler_innen der Jahrgangsstufen 11–13 diskutieren im 
Mittel etwas häufiger über Politik als die jüngere Befragtengruppe (vgl. Abb. 
26). Für die Gymnasialschüler_innen bleiben diese Unterschiede jedoch 
im marginalen Bereich. Bei den Schüler_innen der Integrierten Sekundar-
schulen sind zwischen den Jahrgangsstufen 9–10 und 11–13 etwas größere 
Unterschiede zu verzeichnen. Wie beschrieben führt dies dazu, dass die 
Unterschiede zwischen den Schulformen in der Sekundarstufe II beinahe 
verschwinden.

Diese Angaben spiegeln wider, dass Eltern, Freunde und Mitschüler_innen 
als politische Sozialisationsinstanzen von besonderer Bedeutung sind. Die 
Politisierung der Eltern und Familie steht im Zusammenhang mit dem poli-
tischen Interesse und der Partizipation(sbereitschaft) der Kinder (Quintelier 
2015). Das soziale Umfeld hat einen Einfluss auf politische Einstellungen 
und auf die politische Teilhabe wie z. B. das Wählen (vgl. Schäfer 2016: 
50). Auffällig sind für die Klassen 9–10 die geringere Bedeutung der El-
tern als Diskussionspartner_innen an den Integrierten Sekundarschulen 
sowie die vergleichbaren Werte für die Diskussion mit Freunden und Mit-
schüler_innen sowie Lehrkräften. Hier zeigt sich die für diese Alterskohor-
te und Schulform vergleichsweise hohe Bedeutung der Institution Schule. 
Wie auch in der bundesweiten Untersuchung verweisen die Ergebnisse 
darauf, dass politische Diskussionen vor allem in direktem Kontakt, also 
face to face, geführt werden und vergleichsweise wenig in Social Media, 
obwohl diese verstärkt als vermeintliche (politische) Sozialisationsinstanz 
gesehen werden (vgl. einschränkend: Paus-Hasebrink 2019). Eine kritische 
Perspektive auf politische Kommunikation in Social Media geht vor allem 
mit Phänomenen wie Hate Speech, Mobbing und so genannten Radikali-
sierungsprozessen einher, wenn junge Menschen dort nach Identität und 
Gemeinschaft suchen. (vgl. Hasebrink/Lampert/Thiel 2020: 5; Neumann et 
al. 2018; Baldauf et al. 2018). 

Insbesondere hier liegt eine besondere Aufgabe in der Institution Schule, 
mit Angeboten der politischen Bildung und Demokratiebildung Alterna-
tiven zu antidemokratischen und homogenen Meinungen (Filterblasen) 
darzustellen und Diskussionsprozesse zu motivieren.
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Quelle: Befragung FU Berlin

Abb. 25: „Wie oft diskutierst Du über Politik?“ — Aussagen der 
Schüler_innen der Jahrgangsstufen 9–10 nach Schulform, in Mittel-
werten

1. Diskussion mit Freund_innen, Be-
kannten, Mitschüler_innen

Gymnasium (n=76–77) ISS (n=141–143)

1 2 3 4

2,9 (SD=0,8)
2,4 (SD=0,9)

2. Diskussion mit Lehrer_innen 2,4 (SD=0,8)
2,4 (SD=0,9)

3. Diskussion mit Eltern oder anderen 
erwachsenen Familienangehörigen

3,2 (SD=0,8)
2,8 (SD=1,1)

4. Diskussion mit Nutzer_innen in 
sozialen Medien

1,6 (SD=0,9)
1,7 (SD=1,0)

<   nie oft   >

Quelle: Befragung FU Berlin

Abb. 26: „Wie oft diskutierst Du über Politik?“ — Aussagen der 
Schüler_innen der Jahrgangsstufen 11–13 nach Schulform, in Mittel-
werten

1. Diskussion mit Freund_innen, Be-
kannten, Mitschüler_innen

Gymnasium (n=291-294) ISS (n=74-75)

1 2 3 4

3,0 (SD=0,8)
2,9 (SD=0,9)

2. Diskussion mit Lehrer_innen 2,6 (SD=0,9)
2,5 (SD=1,0)

3. Diskussion mit Eltern oder anderen 
erwachsenen Familienangehörigen

3,2 (SD=0,8)
3,1 (SD=1,0)

4. Diskussion mit Nutzer_innen in 
sozialen Medien

1,6 (SD=0,9)
1,6 (SD=0,9)

<   nie oft   >
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Neben dem vorhandenen Interesse an politischen Themen und der Dis-
kussion politischer Inhalte wurden die Schüler_innen nach ihrem Ver-
trauen in (politische) Gruppen und Organisationen gefragt. Ein Mindest-
maß an Vertrauen in das politische System ist eine Voraussetzung für das 
Bestehen von Demokratien. Misstrauen und Distanzen bei Jugendlichen 
können aber zugleich Lernanlässe für die politische Bildung und Demo-
kratiebildung darstellen.

Die Schüler_innen wurden nach ihrem Vertrauen in folgende zwölf poli-
tische Akteure und Gruppen gefragt: Politische Parteien, Bundesregierung, 
Gerichte, Bundeswehr, Europäische Union, große Wirtschaftsunternehmen, 
Gewerkschaften, religiöse Einrichtungen (Kirchen, Moscheen, Synagogen, 
Tempel), Polizei, Menschenrechtsgruppen, Bürgerinitiativen und soziale 
Medien (wie z. B. Facebook, Twitter). Die Befragten wurden gebeten, dieses 
Vertrauen auf einer fünfstufigen Skala mit dem Minimum 1=„sehr wenig 
Vertrauen“ und dem Maximum 5=„sehr viel Vertrauen“ einzuschätzen (vgl. 
Achour/Wagner 2019: 113). Die Mittelwerte werden zwecks übersichtlicher 
Zusammenfassung den Kategorien „hohes Vertrauen“ (MW ab 3,5), „teilweise  
vorhandenes Vertrauen“ (MW 2,5 bis 3,4), „geringes Vertrauen“ (MW 1,5 
bis 2,4) und „kein Vertrauen“ (MW unter 1,5) zugeordnet (vgl. ebd.: 114).51 

Insgesamt zeigt sich, dass das Vertrauen der befragten Schüler_innen größ-
tenteils als „teilweise vorhanden“ kategorisiert werden kann. Es existiert 
kein einziger Akteur bzw. keine einzige Institution, die bei allen unter-
suchten Befragtengruppen ein hohes Vertrauen genießt. Geringes Vertrau-
en äußern allerdings die Befragten aller Gruppen im Mittel bezüglich gro-
ßer Wirtschaftsunternehmen sowie – interessanterweise – sozialer Medien. 
Auch im hierarchischen Vergleich der abgefragten Gruppen und Organisa-
tionen sind sich die Schüler_innen aller Befragtengruppen darüber einig, 
wem sie im Mittel am wenigsten (soziale Medien) und wem am meisten 
(Gerichte) vertrauen. Die Ergebnisse entsprechen dabei prinzipiell denen 
in der bundesweiten Befragung und spiegeln sich auch in denen der Shell 
Jugendstudie (2019) wieder (Schneekloth/Albert 2019: 92ff.).

Das geringe Vertrauen in Social Media wird auch durch die Shell Jugendstu-
die bestätigt. Zugleich zeigt diese aber, dass das Vertrauen in die klassischen 

Zur kritischen Reflexion hierzu vgl . Achour/Wagner 2019: 114.51

6.3.3 Politisches Vertrauen: 
 Gerichte top – Social Media flop
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Medien wie ARD-/ZDF-Fernsehnachrichten bzw. in große überregionale Ta-
geszeitungen im Gegensatz dazu relativ groß ist. (Vgl. Schneekloth/Albert 
2019: 54). Auffällig ist allerdings, dass Jugendliche trotz ihres Misstrauens 
in online angebotene Inhalte diese als zentrale Medien der Informationsge-
winnung nutzen (ebd.; Hasebrink/ Lampert/Thiel 2020). Dies unterstreicht 
die Bedeutung der Kompetenzen in Bezug auf Quellenarbeit und Quellen-
kritik in den gesellschaftswissenschaftlichen Fächern und wird auch von 
Kindern und Jugendlichen selbst als Unterstützungsbedarf ausgemacht, 
zum Beispiel in der Unterscheidung von falschen und echten Nachrichten 
(ebd.: 18).

Insgesamt auffällig ist das teils unterschiedlich hohe Vertrauen entlang der 
Schulformen. Insbesondere in der Sekundarstufe I treten bei vielen Items 
deutliche Unterschiede zwischen den Gymnasialschüler_innen und den 
Schüler_innen an den Integrierten Sekundarschulen zutage: Während Letz-
tere den sozialen Medien, großen Wirtschaftsunternehmen und religiösen 
Einrichtungen etwas mehr vertrauen als die Schüler_innen an Gymnasien, 
weicht das Vertrauen bei allen anderen Akteuren im Vergleich teilweise 
sehr deutlich nach unten ab. Vor allem das hohe Vertrauen in Gerichte und 
die Polizei, das die Gymnasialschüler_innen in den Jahrgängen 9–10 zum 
Ausdruck bringen, teilen die Befragten an Integrierten Sekundarschulen 
nicht im vergleichbaren Maße (vgl. Abb. 27). Dieser Befund unterscheidet 
sich von den Ergebnissen der bundesweiten Befragung. Hier liegen die Ver-
trauenswerte in den Jahrgangsstufen 9–10 entlang der Schulformen etwas 
näher beieinander (vgl. Achour/Wagner 2019: 115). 

Da sich zeigte, dass vor allem in den Sekundarschulen deutlich seltener 
politische Akteure eingeladen wurden bzw. seltener Exkursionen zu demo-
kratiebezogenen Institutionen stattfinden, lassen sich hier Potentiale mög-
licher Lehr-Lern-Angebote identifizieren, die Kontakt und Diskussionen 
zwischen diesen und den Schüler_innen ermöglichen. Diese können eine 
Möglichkeit darstellen, Misstrauen zu reduzieren. 
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Quelle: Befragung FU

Abb. 27: „Wie viel Vertrauen hast Du in folgende Gruppen und Or-

ganisationen?“ — Aussagen der Schüler_innen der Jahrgangsstufen 
9–10 nach Schulform, in Mittelwerten
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<   sehr wenig sehr viel   >
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Quelle: Befragung FU

Abb. 28: „Wie viel Vertrauen hast Du in folgende Gruppen und Or-

ganisationen?“ — Aussagen der Schüler_innen der Jahrgangsstufen 
11–13 nach Schulform, in Mittelwerten
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In der Sekundarstufe II sind die Unterschiede zwischen den Schulformen 
deutlich geringer, doch auch hier ist das Vertrauen der Schüler_innen an 
Gymnasien tendenziell höher ausgeprägt – mit Ausnahme großer Wirt-
schaftsunternehmen, sozialer Medien, religiöser Einrichtungen und der 
Bundeswehr. Eine auffällige Diskrepanz besteht jedoch auch in den Jahr-
gangsstufen 11–13 zwischen den Schulformen, was das Vertrauen in Ge-
richte betrifft: Dieses ist auch hier bei den Schüler_innen der Integrierten 
Sekundarschulen geringer (vgl. Abb. 28).

Für das Vertrauen wurde zudem das Antwortverhalten der weiblichen und 
männlichen Befragten im Vergleich betrachtet sowie das der Schüler_innen 
mit und ohne Migrationshintergrund. Da sich die Mittelwerte der weiblichen 
und männlichen Befragten nur äußerst geringfügig – um maximal 0,2 – un-
terscheiden und sich bei einem Viertel der Items anhand der Mittelwerte 
gar kein Unterschied zwischen der Beurteilung seitens der Schülerinnen und 
Schüler feststellen lässt, wird an dieser Stelle nur auf die Werte im Überblick 
verwiesen (vgl. Tabelle 10).

Tabelle 10: Vertrauen der Schüler_innen in Gruppen und Organisa-
tionen nach Geschlecht und Migrationshintergrund, in Mittelwerten

Politische Parteien

Bundesregierung

Gerichte

Bundeswehr

Europäische Union

Große Wirtschafts-
unternehmen

Gewerkschaften

Religiöse Einrichtungen 
(Kirchen, Moscheen, 
Synagogen, Tempel)

Polizei

Menschenrechtsgruppen

Bürgerinitiativen

Soziale Medien (wie z.B. 
Facebook, Twitter)

2,8 (SD=0,7)

3,2 (SD=0,8)

3,7 (SD=0,9)

3,2 (SD=1,1)

3,5 (SD=0,9)

2,3 (SD=0,8)

2,9 (SD=0,8)

2,9 (SD=1,1)

3,6 (SD=1,1)

3,4 (SD=0,9)

3,2 (SD=0,8)

2,1 (SD=1,0)

2,8 (SD=0,9)

3,2 (SD=1,0)

3,8 (SD=1,1)

3,0 (SD=1,3)

3,4 (SD=1,0)

2,3 (SD=1,0)

3,0 (SD=0,9)

2,7 (SD=1,3)

3,4 (SD=1,2)

3,2 (SD=1,1)

3,0 (SD=0,9)

2,0 (SD=1,0)

2,6 (SD=0,9)

2,9 (SD=1,0)

3,5 (SD=1,1)

3,2 (SD=1,2)

3,1 (SD=1,1)

2,4 (SD=1,0)

2,7 (SD=0,9)

2,9 (SD=1,4)

3,4 (SD=1,2)

2,9 (SD=1,0)

2,8 (SD=0,9)

2,1 (SD=1,1)

3,0 (SD=0,7)

3,2 (SD=0,9)

3,9 (SD=0,8)

3,0 (SD=1,1)

3,6 (SD=0,9)

2,2 (SD=0,9)

3,0 (SD=0,8)

2,7 (SD=1,1)

3,6 (SD=1,1)

3,6 (SD=1,0)

3,3 (SD=0,8)

2,0 (SD=0,9)

Weibliche 
Befragte 
(n=257–312)

Männliche 
Befragte 
(n=211–228)

Befragte mit  
Migrations-
hintergrund 
(n=208–244)

Befragte ohne 
Migrations-
hintergrund 
(n=276–314)

Quelle: Befragung FU BerlinSkala: 1 = „sehr wenig Vertrauen“; 5 = „sehr viel Vertrauen“
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Einige Unterschiede hinsichtlich des Vertrauens in politische Akteure und 
Gruppen zeigen sich zwischen den Befragten mit und ohne Migrations-
hintergrund. Bei einigen Akteuren und Gruppen bringen die Schüler_in-
nen ohne Migrationshintergrund dabei ein größeres Vertrauen zum Aus-
druck als die Schüler_innen mit Migrationshintergrund. Allerdings gilt 
dies für die Items „Bundeswehr“, „Große Wirtschaftsunternehmen“, „Reli-
giöse Einrichtungen“ sowie „Soziale Medien“ nicht – hier ist das Vertrauen 
der Schüler_innen mit Migrationshintergrund im Mittel etwas – das heißt 
um 0,1 bis 0,2 Einheiten auf der fünfstufigen Skala – stärker ausgeprägt. 
Diese Items verzeichnen – neben der Akteurin Polizei – zugleich die ge-
ringsten Mittelwertunterschiede zwischen den Befragten mit und ohne 
Migrationshintergrund. Am stärksten differieren die Werte der beiden 
Gruppen hingegen hinsichtlich ihres Vertrauens in Menschenrechtsgrup-
pen (MW MGH: 2,9; MW kein MGH: 3,6). Auch bezüglich der Europä-
ischen Union und Bürgerinitiativen unterscheidet sich das Vertrauen der 
Befragten der beiden Gruppen (EU: MW MGH: 3,1; MW kein MGH: 3,6/
Bürgerinitiativen: MW MGH 2,8; MW kein MGH: 3,3). Schüler_innen ohne 
Migrationshintergrund haben somit ein hohes Vertrauen in die EU. Eben-
falls hohe Vertrauenswerte in die EU verzeichnete die Shell Jugendstudie, 
die allerdings nicht nach Migrationshintergrund differenzierte. Vor dem 
Hintergrund euroskeptischer Trends ist dies eine positive Entwicklung, 
da häufig eine EU-Distanz zu beobachten war (TUI Stiftung 2018). Ein 
schulischer Ansatzpunkt an den Interessen der Lernenden stellt hier das 
übergreifende Thema „Europabildung in der Schule“ dar (vgl. Senatsver-
waltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft Berlin/Ministerium für Bil-
dung, Jugend und Sport des Landes Brandenburg 2015b: 27).

Im Schnitt lassen sich die meisten Angaben trotz der Mittelwertunter-
schiede bei beiden Gruppen als „hohes Vertrauen“ (MW ab 3,5) bzw. 
„teilweise vorhandenes Vertrauen“ (MW 2,5 bis 3,4) kategorisieren. Das 
heißt, für die Berliner Schüler_innen können keine diametral unter-
schiedlichen Vertrauenswerte entlang der Kategorie „Migrationshinter-
grund“ behauptet werden. Allerdings stellt sich die Frage, inwiefern eine 
fehlende Repräsentativität von Menschen mit Migrationsbezügen in die-
sen Institutionen und Gruppen (vgl. Roth 2017) eine Ursache für die teils 
etwas geringeren Werte sein kann.

Trotz der Mittelwertunterschiede kann festgehalten werden, dass Schü-
ler_innen mit und ohne Migrationshintergrund Gerichten einvernehm-
lich ein als hoch zu kategorisierendes Vertrauen entgegenbringen (MW 
MGH: 3,5; MW kein MGH: 3,9), den sozialen Medien hingegen ein ge-
ringes Vertrauen (MW MGH: 2,1; MW kein MGH: 2,0).
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Ein weiterer Aspekt, der Hinweise auf das demokratiebezogene Vertrau-
en oder Misstrauen geben kann, ist die Haltung der Schüler_innen zur 
Demokratie – einmal als grundsätzliche Idee (vgl. hierzu 6.3.5), einmal 
bezüglich ihrer aktuellen konkreten Ausgestaltung. Befragt wurden die 
Schüler_innen in diesen Zusammenhang zunächst nach ihrer Zufrieden-
heit mit der Demokratie, so wie sie tatsächlich in Deutschland funk-
tioniert. Diese wurde mittels einer fünfstufigen Skala mit den Ausprä-
gungen „sehr unzufrieden“ (codiert mit 1), „eher unzufrieden“ (2), „teils/
teils“ (3), „eher zufrieden“ (4) und „sehr zufrieden“ (5) erhoben (vgl. 
Achour/Wagner 2019: 123). 

Auffallend ist, dass die befragten Schüler_innen mit der Demokratie, so 
wie sie funktioniert, nur teilweise zufrieden sind. Dabei lässt sich kaum 
ein Unterschied zwischen den Schulformen als auch den Jahrgangsstu-
fen feststellen – die Mittelwerte bewegen sich in einem Spektrum zwi-
schen 3,2–3,5. 

In den Jahrgangsstufen 9–10 ist die Zustimmung etwas geringer (MW 
Gym: 3,4/MW ISS: 3,2) als in den Jahrgangsstufen 11–13 (MW Gym: 3,5 /
MW ISS: 3,4) (vgl. Abb. 29). Diese Werte zeigen auch, dass die Zufrieden-
heit mit der Demokratie in der Sekundarstufe II minimal höher ausfällt 
als in den unteren Jahrgangsstufen (vgl. Abb. 30).

6.3.4 Zufriedenheit mit Demokratie – teilweise
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Quelle: Befragung FU Berlin

Abb. 29: „Wie zufrieden oder unzufrieden bist Du – alles in allem 

– mit der Demokratie, so wie sie in Deutschland tatsächlich funkti-

oniert?“ — Aussagen der Schüler_innen der Jahrgangsstufen 9–10 
nach Schulform, in Mittelwerten

Sehr zufrieden

Sehr unzufrieden

5

4

3

2

1

<
--

--
--

--
--

--
--

--
--

--
--

--
--

->

3,4
(SD=0,9)

n=77 n=143

3,2
(SD=1,0)

Gymnasium ISS

<
--

--
--

--
--

--
--

--
--

--
--

--
--

->

Quelle: Befragung FU Berlin

Abb. 30: „Wie zufrieden oder unzufrieden bist Du – alles in allem 

– mit der Demokratie, so wie sie in Deutschland tatsächlich funktio-

niert?“ — Aussagen der Schüler_innen der Jahrgangsstufen 11–13 
nach Schulform, in Mittelwerten
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Neben der Frage nach der Zufriedenheit mit der Demokratie, so wie sie 
derzeit in Deutschland funktioniert, wurde außerdem die Zufrieden-
heit mit der Demokratie als Staatsform im Allgemeinen erhoben. Die 
Befragten konnten hier angeben, ob sie die Demokratie für eine gute 
oder eine nicht so gute Staatsform halten. Auch die Antwortoption „Weiß 
nicht/keine Meinung“ konnte ausgewählt werden. 

Allgemein zeigt sich, dass die Zustimmung zur Demokratie in den mei-
sten Befragtengruppen hoch ist. Auch wenn die befragten Schüler_innen 
also nur teilweise mit der derzeitigen Ausgestaltung der Demokratie in 
Deutschland zufrieden sind, halten sie die Demokratie dennoch über-
wiegend für eine gute Staatsform. Eine Ausnahme bilden die Schüler_in-
nen der Integrierten Sekundarschulen in den Jahrgangsstufen 9–10, von 
denen nur knapp die Hälfte angibt, die Demokratie für eine gute Staats-
form zu halten (49,3%) (vgl. Abb. 31). 24,3% der Befragten dieser Gruppe 
wissen es nicht oder haben hierzu keine Meinung, die restlichen 25,0% 
sehen die Demokratie als eine nicht so gute Staatsform an.

6.3.5 Demokratie als gute Staatsform: 
 Demokratiezufriedenheit steigt mit dem Alter

Abb. 31: „Jetzt einmal abgesehen davon, wie gut oder schlecht die 

Demokratie in Deutschland funktioniert: Hältst Du die Demokratie 

ganz allgemein für eine gute Staatsform oder für eine nicht so gute 

Staatsform?“ — Aussagen der Schüler_innen der Jahrgangsstufen 
9–10 nach Schulform, in Prozent

Quelle: Befragung FU Berlin 
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Beim vergleichenden Blick auf die Aussagen der Schüler_innen der beiden 
Schulformen wird eine höhere Zustimmung zur Demokratie als Staatsform 
seitens der Gymnasialschüler_innen deutlich. Der Unterschied ist in der 
Sekundarstufe I (Gym: 83,1% & ISS: 49,1%) deutlich stärker ausgeprägt 
als in der Sekundarstufe II (Gym: 94,9% & ISS: 80,3%). Hiermit handelt 
es sich um einen auffälligen Befund, da die Zustimmungswerte zur Idee 
der Demokratie häufig recht hoch sind. In der Regel fällt die Zustimmung 
umso höher aus, je abstrakter die Demokratie gefasst wird (vgl. Decker/ 
Kiess/Schuler/Handke/Brähler 2018: 96). Hier allerdings zeigen sich die 
Schüler_innen an den Sekundarschulen in den Jahrgangsstufen 9–10  im 
Mittel „teilweise“ zufrieden mit der Demokratie, wie sie in Deutschland 
konkret funktioniert,52 die Demokratie als Staatsform grundsätzlich er-
fährt jedoch in dieser Befragtengruppe mit nur knapp 50% eine anteilig 
eher geringe Zustimmung. 

Es stellt sich also die Frage, inwieweit die Einstellung der Schüler_in-
nen zur Demokratie im Allgemeinen überhaupt mit ihrer Zufriedenheit 
mit der Demokratie in Deutschland aktuell in Zusammenhang steht. Um 
dieser Frage nachgehen zu können, wurde der Eta-Koeffizient für diese 
beiden Variablen berechnet ( =.327). Die Haltung zur Demokratie als 
Staatsform im Allgemeinen vermag also nur 10,7% der Varianz bezüg-
lich der Zufriedenheit mit der derzeitigen Demokratie in Deutschland 
zu erklären.

Ein wissenschaftlich plausibler Erklärungsansatz für dieses Antwortver-
halten kann an dieser Stelle nicht gegeben werden. Um entsprechende 
Erkenntnisse zu erhalten, wäre eine qualitative Folgeerhebung, beispiels-
weise in Form von Interviews mit den Schüler_innen, sinnvoll.

Vergleichbare Werte von um die 50% zeigen sich in der Untersuchung von Decker und Brähler, 
allerdings auch in Bezug auf das Funktionieren von Demokratie (Decker/Brähler 2018: 97).

52
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Für beide Schultypen gilt, dass die befragten Schüler_innen der Jahr-
gangsstufen 11–13 eine höhere Zustimmung zur Demokratie als Staats-
form aufweisen als die Schüler_innen der unteren Jahrgangsstufen (vgl. 
Abb. 32).

Gaben die Schüler_innen an, die Demokratie für eine nicht so gute Staats-
form zu halten, wurden sie zudem um ihre Meinung gebeten, wie eine 
bessere Staatsform als die Demokratie aussehen könnte. Hierzu standen 
die Antwortmöglichkeiten „Ein starker Mann oder eine starke Partei re-
gieren alleine“, „Ein sozialistisches System, ähnlich wie in der DDR“ oder 
„Die Demokratie gefällt mir nicht besonders, aber leider gibt es nichts 
Besseres“ zur Auswahl. Auch die Option „Weiß nicht“ konnte angekreuzt 
werden (Achour/Wagner 2019: 220). 

Insgesamt lässt sich keine eindeutige Tendenz erkennen, welche andere  
Staatsform die befragten Schüler_innen, die die Demokratie für eher keine 
gute Staatsform halten, präferieren. Über die Hälfte von diesen 57 Schü-

Abb. 32: „Jetzt einmal abgesehen davon, wie gut oder schlecht die 

Demokratie in Deutschland funktioniert: Hältst Du die Demokratie 

ganz allgemein für eine gute Staatsform oder für eine nicht so gute 

Staatsform?“ — Aussagen der Schüler_innen der Jahrgangsstufen 
11–13 nach Schulform, in Prozent

Quelle: Befragung FU Berlin 
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ler_innen (63,2%) entschied sich für eine der beiden Antwortmöglich-
keiten „Die Demokratie gefällt mir nicht besonders, aber leider gibt es 
nichts Besseres“ oder „Weiß nicht“ oder ließ die Frage gänzlich unbeant-
wortet bzw. machte ungültige Angaben (vgl. Tabelle 11). Lediglich gut 
ein Fünftel dieser Befragten (21,1%) spricht sich für ein sozialistisches 
System aus, ein knappes Sechstel (15,8%) gibt an, eine Regierung durch 
einen starken Mann oder eine starke Partei alleine für eine bessere Staats-
form als die Demokratie zu halten. Ein Vergleich der Befragtengruppen an 
unterschiedlichen Schulformen und in unterschiedlichen Jahrgangsstufen 
wäre aufgrund der teilweise äußerst geringen Fallzahlen in den Gruppen 
(6–8 bzw. 36) an dieser Stelle wenig aussagekräftig. Daher wird auf den 
Vergleich hier verzichtet. 

Die sichtbare Skepsis zur Idee der Demokratie kann als Ansatzpunkt für 
die politische Bildung in den Jahrgängen der Sekundarstufe I an den In-
tegrierten Sekundarschulen aufgegriffen werden. Mit der Stärkung des 
Faches existiert verstärkt Raum, auf die Demokratiekonzepte der Schü-
ler_innen einzugehen und mögliche kognitive Dissonanzen didaktisch 
aufzugreifen.

Tabelle 11: Eine bessere Staatsform als die Demokratie: Zustim-
mungswerte aus der Gruppe derjenigen Schüler_innen, die die 
Demokratie ablehnten, in Prozent

Ein starker Mann oder eine 
starke Partei 

regieren alleine.

Ein sozialistisches System, 
ähnlich wie in der DDR.

Die Demokratie gefällt 
mir nicht besonders, 

aber leider gibt es nichts 
Besseres.

Weiß nicht

Missing Values

Gesamt (n=57)

Quelle: Befragung FU Berlin
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In der Ergebnisdarstellung werden Mittelwerte zwischen 2,5 und 3,4 als teilweise vorhandene 
Zustimmung interpretiert (vgl. Achour/Wagner 2019: 146).

53

Zentrale konkrete Merkmale der Demokratie und ihres Rechtsstaatsprin-
zips sind die ihr zugrundeliegenden Grundrechte wie z. B. die Demons-
trations- und Meinungsfreiheit, das Streikrecht, der Minderheitenschutz 
und die Pressefreiheit. Die Zustimmung zu ihnen sowie die Ablehnung 
von deren Einschränkung ebenso wie ihre Haltungen zu Politiker_innen 
und Parteien illustrieren das Demokratieverständnis der befragten Schü-
ler_innen. Um ein genaueres Bild von den Einstellungen der Schüler_in-
nen zu Demokratie und Rechtsstaat zu erhalten, wurde die Befragung im 
weiteren Verlauf daher diesbezüglich ausdifferenziert. Hierfür wurden 
den Schüler_innen elf entsprechende Items vorgelegt, mit der Bitte um 
Angabe ihrer Zustimmung bzw. Ablehnung. 

Die vorgelegten Items beziehen sich auf die erwähnten im Grundgesetz 
verankerten Grundrechte der Demonstrations- und Meinungsfreiheit 
und des Streikrechts, des Minderheitenschutzes und der Pressefreiheit. 
In Anlehnung an die Autoritarismusforschung schlossen sich die Fra-
gen an, die Einstellungen erheben zu der in Deutschland abgeschafften 
Todesstrafe, zu einer härteren Bestrafung von „Verbrechern“ sowie zu 
einem härteren Vorgehen gegen „Unruhestifter“. Zudem wurde um Ein-
schätzungen zur Politik (Politiker_innen und demokratische Parteien) 
gebeten. Hierfür wurde eine fünfstufige Likert-Skala mit den Werten 
1 („Stimme gar nicht zu“) bis 5 („Stimme völlig zu“) verwendet53 (vgl. 
Achour/Wagner 2019: 145–148). 

Die bezüglich der Grundrechte positiv formulierten Items („Jede_r Bür-
ger_in sollte das Recht haben, für seine Überzeugungen auf die Stra-
ße zu gehen“ sowie „Auch Minderheiten sollten das Recht haben, ihre 
Meinung frei zu äußern“) finden bei den befragten Schüler_innen aller 
Gruppen eine hohe bis sehr hohe Zustimmung, wie die Mittelwerte zwi-
schen 3,9 und 4,8 zeigen. Dem einschränkend formulierten Item „Streiks 
und Demonstrationen gefährden die öffentliche Ordnung und sollten 
verboten werden“ stimmen die Befragten eher nicht zu: Hier reichen die 
Mittelwerte von 1,5 bis 2,3.

Vergleicht man die Zustimmungswerte der Schüler_innen beider Schul-

6.3.6 Demokratiebezogene Einstellungen: Für demokratische 
 Grundrechte, Misstrauen in etablierte Politik  
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formen, zeigt sich seitens der Befragten an den Integrierten Sekundar-
schulen eine etwas geringere Zustimmung zu den Items, die das Streik-
recht und den Minderheitenschutz betreffen (vgl. Abb. 33, Abb. 34). Der 
Aussage, dass Streiks und Demonstrationen die öffentliche Ordnung ge-
fährden und verboten werden sollten, stimmen die Schüler_innen an 
den Integrierten Sekundarschulen hingegen im Mittel etwas mehr zu 
(MW Gym 9–10: 2,0; MW ISS 9–10: 2,3; MW Gym 11–13: 1,5; MW ISS 
11–13: 2,1). 

Da sich das soziale und kulturelle Kapital entlang der Schulformen un-
terscheidet, lassen sich diese Ergebnisse mit Blick auf andere Studien 
interpretieren. Die Zustimmung zu autoritären Aussagen nimmt zu, je 
geringer der Bildungshintergrund ist. Dies zeigt sich nicht nur bei Ju-
gendlichen (vgl. Schneekloth/Albert 2019: 81ff.), sondern auch in den 
Erwachsenenkohorten (vgl. Decker/Brähler 2018; Zick/Küpper/Berghan 
2019; Verkamp/Merkel 2018).
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Quelle: Befragung FU Berlin

Abb. 33: „Was denkst Du zu folgenden Aussagen?“  — Zu-
stimmung der Schüler_innen der Jahrgangsstufen 9–10 nach 
Schulform, in Mittelwerten

<  gar nicht völlig >

1 2 3 4 5

1. Der Staat sollte berechtigt sein, schwere 
Verbrechen mit dem Tod zu bestrafen.

1,6 (SD=1,0)
2,1 (SD=1,3)

2. Der Staat sollte Zeitungen und Fernse-
hen kontrollieren, um Moral und Ordnung 
sicherzustellen.

1,6 (SD=1,0)
2,1 (SD=1,3)

3. Streiks und Demonstrationen gefährden 
die öffentliche Ordnung und sollten verboten 
werden.

2,0 (SD=1,0)
2,3 (SD=1,1)

4. Um Recht und Ordnung zu bewahren, 
sollte man härter gegen Außenseiter und 
Unruhestifter vorgehen.

2,4 (SD=1,1)
2,7 (SD=1,1)

5. Die Medien werden von der Politik 
gelenkt.

2,5 (SD=1,1)
3,1 (SD=1,1)

6. Politiker_innen nehmen sich mehr Rechte 
heraus als normale Bürger_innen.

2,8 (SD=1,0)
3,5 (SD=1,1)

7. Die demokratischen Parteien reden nur 
und lösen die Probleme nicht.

3,1 (SD=0,9)
3,4 (SD=1,0)

8. Verbrechen sollten härter bestraft werden. 3,1 (SD=0,9)
3,4 (SD=1,1)

9. In Deutschland werden die Reichen immer 
reicher und die Armen immer ärmer.

3,3 (SD=1,2)
3,6 (SD=1,1)

10. Jede_r Bürger_in sollte das Recht haben, 
für seine Überzeugungen auf die Straße zu 
gehen.

4,4 (SD=0,8)
3,9 (SD=0,9)

11. Auch Minderheiten sollten das Recht 
haben, ihre Meinung frei zu äußern.

4,6 (SD=0,9)
4,3 (SD=0,9)

Gymnasium (n=73–77) ISS (n=136–142)
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Quelle: Befragung FU Berlin

Abb. 34: „Was denkst Du zu folgenden Aussagen?“  — Zustim-
mung der Schüler_innen der Jahrgangsstufen 11–13 nach Schul-
form, in Mittelwerten

<  gar nicht völlig >

1 2 3 4 5

1. Der Staat sollte Zeitungen und Fernse-
hen kontrollieren, um Moral und Ordnung 
sicherzustellen.

1,4 (SD= 0,8)
1,9 (SD= 1,1)

2. Streiks und Demonstrationen gefährden 
die öffentliche Ordnung und sollten verboten 
werden.

1,5 (SD= 0,8)
2,1 (SD= 1,1)

3. Der Staat sollte berechtigt sein, schwere 
Verbrechen mit dem Tod zu bestrafen.

1,6 (SD= 1,1)
2,0 (SD= 1,3)

4. Um Recht und Ordnung zu bewahren, 
sollte man härter gegen Außenseiter und 
Unruhestifter vorgehen.

2,1 (SD= 1,0)
2,5 (SD= 1,0)

5. Die Medien werden von der Politik 
gelenkt.

2,8 (SD= 1,0)
3,2 (SD= 1,0)

6. Politiker_innen nehmen sich mehr Rechte 
heraus als normale Bürger_innen.

2,8 (SD= 1,0)
3,3 (SD= 1,1)

7. Verbrechen sollten härter bestraft werden. 3,1 (SD= 1,0)
3,7 (SD= 1,0)

8. Die demokratischen Parteien reden nur 
und lösen die Probleme nicht.

3,2 (SD= 0,9)
3,7 (SD= 0,9)

9. In Deutschland werden die Reichen immer 
reicher und die Armen immer ärmer.

3,6 (SD= 1,1)
3,7 (SD= 1,1)

10. Jede_r Bürger_in sollte das Recht haben, 
für seine Überzeugungen auf die Straße zu 
gehen.

4,4 (SD= 0,9)
4,0 (SD= 1,1)

11. Auch Minderheiten sollten das Recht 
haben, ihre Meinung frei zu äußern.

4,8 (SD= 0,6)
4,4 (SD= 0,9)

Gymnasium (n=279–295) ISS (n=73–76)
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Zwischen den Jahrgangsstufen werden hinsichtlich dieser Items gering-
fügige Unterschiede deutlich, die darauf hinweisen, dass die Zustim-
mung zu den Items, die die Grundrechte beschreiben, in den höheren 
Jahrgängen steigt, die Zustimmung zum Streik- und Demonstrationsver-
bot abnimmt.

Die Haltung der Schüler_innen zu Politiker_innen und Parteien ist im 
Allgemeinen von einem gewissen Misstrauen gekennzeichnet. So stim-
men alle Befragtengruppen mindestens teilweise den Aussagen zu, Poli-
tiker_innen nähmen sich mehr Rechte heraus als normale Bürger_innen 
(MW 2,8–3,5), die demokratischen Parteien redeten nur und lösten die 
Probleme nicht (MW 3,1–3,7) und die Medien würden von der Politik 
gelenkt (MW 2,5–3,2). Die stärkste Zustimmung in dieser Kategorie fin-
det das Item „In Deutschland werden die Reichen immer reicher und die 
Armen immer ärmer“ mit Mittelwerten zwischen 3,3 und 3,7.54 

Negative Überzeugungen bezüglich Politiker_innen und Parteien finden 
bei den Schüler_innen der Integrierten Sekundarschulen stärkere Zu-
stimmung als bei den Gymnasialschüler_innen: So sind die Befragten 
an den Integrierten Sekundarschulen insbesondere in den unteren Jahr-
gangsstufen beispielsweise eher der Meinung, die Medien würden von 
der Politik gelenkt (MW Gym 9–10: 2,5; MW ISS 9–10: 3,1; MW Gym 
11–13: 2,8; MW ISS 11–13: 3,2) und Politiker_innen nähmen sich mehr 
Rechte heraus als normale Bürger_innen (MW Gym 9–10: 2,8; MW ISS 
9–10: 3,5; MW Gym 11–13: 2,8; MW ISS 11–13: 3,3).

Im Vergleich der Jahrgangsstufen zeigt sich eine geringfügig stärkere Zu-
stimmung zu den meisten betreffenden Items seitens der älteren Schü-
ler_innen gegenüber den jeweiligen jüngeren Gruppen: Schüler_innen 
der Jahrgangsstufen 11–13 scheinen also Politiker_innen und Parteien 
kritischer zu sehen als die der Jahrgangsstufen 9–10. 

Dies mag als Ergebnis auf den ersten Blick verwundern, da die älteren 
Schüler_innen mehr Angebote politischer Bildung und Demokratiebil-
dung erfahren. In der Gesamtschau der Ergebnisse zeigt sich allerdings, 
dass sich mit einer insgesamt stärkeren Politisierung (zunehmendes Inte-

Allerdings ist zu beachten, dass es sich hierbei um ein Item handelt, bei dem eine hohe Zu-
stimmung nicht nur durch eine generelle Einschätzung erklärt werden kann, sondern mög-
licherweise auch durch empirische Befunde, die die Schüler_innen kennen und in ihr Urteil 
einfließen lassen (vgl. Achour/Wagner 2019: 148). Eine Einstellung wird hier im Gegensatz zu 
den anderen Items entsprechend nicht gemessen (vgl. ebd.).

54
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resse an Politik, Vertrauen in die Demokratie, aber auch in politische Ak-
teure und Organisationen) die besondere Skepsis und mögliche Kritik an 
diesen beiden Akteuren, Parteien und Politiker_innen, weiter ausprägt. 
Mehr Wissen und politische Kompetenz kann auch zu einer fundier-
teren Kritik führen. Auf jeden Fall zeigt sich wiederholt, dass Parteien 
und Politiker_innen adressat_innengerechte Zugänge zu Jugendlichen 
vermehrt nutzen sollten – möglicherweise auch über Angebote der poli-
tischen Bildung und Demokratiebildung in der Institution Schule.

Die Zustimmung zu autoritären staatlichen Eingriffen fällt unterschied-
lich aus. Während die Befragten aller Gruppen die Todesstrafe im Mittel 
ablehnen (MW 1,6–2,1) und sich gegen eine staatliche Medienkontrolle 
positionieren (MW 1,4–2,1), sind die Ergebnisse bezüglich weiterer au-
toritärer staatlicher Eingriffe bereits weniger eindeutig. So stimmen die 
Schüler_innen der Integrierten Sekundarschulen der Aussage, um Recht 
und Ordnung zu bewahren, sollte man härter gegen Außenseiter und 
Unruhestifter vorgehen, teilweise zu (MW 9–10: 2,7; MW 11–13: 2,5). 
Die Zustimmungswerte der Gymnasialschüler_innen zu diesem Item 
sind etwas niedriger und fallen somit nicht mehr in die Kategorie der 
teilweisen Zustimmung (MW 9–10: 2,4; MW 11–13: 2,1). Alle Befragten-
gruppen stimmen hingegen im Mittel teilweise oder sogar mehr zu, dass 
Verbrechen härter bestraft werden sollten: Die Mittelwerte liegen hier 
zwischen 3,1 und 3,7.

Im Vergleich der beiden Schultypen zeigt sich, dass die befragten Schüler_
innen an den Integrierten Sekundarschulen autoritäre staatliche Eingriffe 
im Mittel etwas stärker befürworten als die Befragten an den Gymnasien. 
In den höheren Jahrgangsstufen wird eine allgemein geringere Zustim-
mung zu den entsprechenden Items seitens der Befragten beider Schul-
formen deutlich (vgl. ebd.).55 Die genannten Unterschiede in der Stärke 
der Zustimmung zwischen den Schultypen bleiben jedoch bestehen. 

Dieser Wunsch nach Ordnung lässt sich auch in andere Befragungen 
z.B. unter Erwachsenenkohorten feststellen. Man spricht von einer so 
genannten Law-and-Order-Orientierung (Zick/Küpper/Berghan 2019). 
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass sich die Schüler_innen in 
einem starken Ausmaß für die Grundrechte der Demonstrations- und 

Eine Ausnahme hierzu bildet die Einschätzung der Schüler_innen an den Integrierten Sekun-
darschulen zu dem Item „Verbrechen sollten härter bestraft werden“: Die jüngeren Schüler_in-
nen dieser Gruppe stimmen dem Item etwas weniger zu (MW 3,4) als die Schüler_innen der 
höheren Jahrgangsstufen (MW 3,7).

55
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Meinungsfreiheit, des Streikrechts sowie des Minderheitenschutzes aus-
sprechen. Dies trifft auf beide Schulformen und alle Jahrgangsstufen zu. 
Die Zustimmungswerte steigen mit dem Alter und sind am Gymnasium 
etwas stärker. Festzustellen ist auch ein gewisses Misstrauen der Schü-
ler_innen gegenüber Politiker_innen und Parteien, welches mit dem Al-
ter sogar noch etwas zunimmt. Auch hier sei auf die Möglichkeit verwie-
sen, Lernenden Diskussionsmöglichkeiten mit Akteuren der Politik im 
Rahmen von Expertenbefragungen, Diskussionsrunden an Schulen zu 
ermöglichen. Insbesondere in Berlin stehen den Lehrkräften zahlreiche 
Institutionen, Organisationen und Akteure zu Verfügung. Auffällig ist 
bei allen Befragten die hohe Zustimmung in allen Schulformen und Jahr-
gängen zu der Aussage „In Deutschland werden die Reichen immer rei-
cher und die Armen immer ärmer“, aus der man die Bedeutung der „so-
zialen Frage“ für sie ableiten kann. Hier wirken möglicherweise auch die 
widersprüchlichen Trends auf die Jugendlichen, wie sie z.B. der Social Ju-
stice Index erfasst: Trotz positiver Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt 
und einer geringen Jugendarbeitslosigkeitsquote in Deutschland steige 
dennoch das Armutsrisiko, insbesondere die Altersarmut (Hellmann/
Schmidt/Heller 2019). Dieser Befund könnte zum Ausgangspunkt für 
eine Diskussion über soziale Gerechtigkeit im Politikunterricht genom-
men werden, aber auch Anlass einer breiteren Auseinandersetzung mit 
den Themen Armut/Reichtum – auch im sozialen Stadtzusammenhang 
– schulübergreifend sein.  

Neben ihren Einstellungen zur Demokratie und ihrem Interesse für po-
litische Inhalte wurden die Befragten auch nach ihrem politischen und 
gesellschaftlichen Engagement gefragt (vgl. Achour/Wagner 2019: 126). 
Auffallend ist, dass die befragten Schüler_innen der Gymnasien jahr-
gangsübergreifend deutlich häufiger angeben, politisch aktiv zu sein, 
als die befragten Schüler_innen der Integrierten Sekundarschulen. Unter 
den Befragten geben ca. 40% der Gymnasialschüler_innen beider Jahr-
gangsstufen an, sozial oder politisch aktiv zu sein. Unter den Befragten 
der Integrierten Sekundarschulen sind in der Sekundarstufe I ca. 13% 
und in der Sekundarstufe II ca. 15% weniger Schüler_innen politisch 
aktiv als die Schüler_innen an Gymnasien. 

Im Vergleich mit dem Bundesdurchschnitt ist das Engagement der Ber-
liner Schüler_innen an den Gymnasien in den Jahrgangsstufen 9–10 um 
gut 6% höher (vgl. Abb. 35; vgl. Achour/Wagner 2019: 127). An den In-

6.3.7 Politisch aktiv: Weibliche Partizipation im Vormarsch  
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tegrierten Sekundarschulen sind knapp 2% mehr der Berliner Schüler_in-
nen gesellschaftspolitisch aktiv als an den „sonstigen allgemeinbilden-
den Schulformen“ bundesweit (vgl. Achour/Wagner 2019: 127). Für die 
Jahrgänge 11–13 findet sich an den Gymnasien bundesweit mit 41,3% 
ein vergleichbar hoher Anteil an befragten Schüler_innen, die sich aktiv 
engagieren (vgl. Achour/Wagner 2019: 128), wie an den Berliner Gym-
nasien mit 40,9% (vgl. Abb. 36). Auffällig ist jedoch der Befund, dass die 
Zahlen an den Integrierten Sekundarschulen in der Sekundarstufe II mit 
knapp 12% Differenz vergleichsweise deutlich vom Bundesdurchschnitt 
der „sonstigen allgemeinbildenden Schulen“ nach unten abweichen (vgl. 
Achour/Wagner 2019: 128). Dabei verfügen sie im Vergleich über höheres 
soziales und kulturelles Kapital als die bundesweite Vergleichsgruppe. Bei 
der kleinen Fallzahl dieser Befragungsgruppe lassen sich allerdings keine 
sicheren Rückschlüsse auf die Gründe formulieren.

Abb. 35: „Bist Du in Deiner Freizeit für soziale oder politische Ziele 

oder ganz einfach für andere Menschen aktiv?“ — Aussagen der 
Schüler_innen der Jahrgangsstufen 9–10 nach Schulform, in Prozent

80%

70%

60%

50%
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30%
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Ja Nein Missing Values

64,6%

Quelle: Befragung FU Berlin
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In der bundesweiten Befragung von Achour/Wagner (2019: 126f.) wurde 
im Vergleich der Jahrgangsstufen ein Anstieg des politischen Engage-
ments mit zunehmendem Alter festgestellt. Betrachtet man hingegen die 
Angaben der Berliner Befragten, die sagen, dass sie sich nicht in ihrer 
Freizeit engagieren, so fällt auf, dass im Jahrgangsstufenvergleich bei 
den Gymnasialschüler_innen sogar ein – wenngleich äußerst geringer 
– Anstieg zu verzeichnen ist. Bei den Schüler_innen der Integrierten Se-
kundarschulen ist dieser Anstieg etwas höher. Das bedeutet also, dass 
der Anteil der Schüler_innen, die sich nicht als politisch oder sozial ak-
tiv einordnen, in den höheren Jahrgangsstufen etwas größer ist. Jedoch 
meint dies nicht, dass parallel der Anteil derjenigen, die sich engagieren, 
um den gleichen Prozentsatz sinkt: Für beide Schulformen ist in den 

Quelle: Befragung FU Berlin

Abb. 36: „Bist Du in Deiner Freizeit für soziale oder politische Ziele 

oder ganz einfach für andere Menschen aktiv?“ — Aussagen der 
Schüler_innen der Jahrgangsstufen 11–13 nach Schulform, in 
Prozent
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Jahrgangsstufen 11–13 ein vergleichbar hoher Anteil an gesellschaftspo-
litisch aktiven Schüler_innen zu finden wie in den Jahrgangsstufen 9–10. 
Eine entscheidende Rolle spielen hierbei vermutlich die Missing Values: 
Deren Anteil ist in beiden Schulformen in der Sekundarstufe I mit 5,2% 
(Gymnasium) und 7,6% (ISS) vergleichsweise hoch. In der Sekundarstufe 
II ist dieser Anteil deutlich geringer (Gym 0,7%; ISS 1,3%).

2015 verzeichnete die Shell Jugendstudie erstmals ein stärkeres Engage-
ment von weiblichen als männlichen Jugendlichen (Schneekloth 2015). 
Dieser Unterschied trat hier allerdings dadurch zutage, dass das Enga-
gement der Jungen sich reduziert habe, das der Mädchen jedoch stabil 
geblieben sei. 

Auch hier wird das geschlechtsspezifische Engagement näher betrachtet. 
Tabelle 12 zeigt, dass ca. 40% der weiblichen Befragten dieser Studie po-
litisch und sozial engagiert sind, hingegen nur gut 30% der männlichen. 
Ein geringerer Unterschied hinsichtlich des Anteils gesellschaftspolitisch 
aktiver Schüler_innen zeigt sich zwischen den Befragten mit und ohne 
Migrationshintergrund: Von letzterer Gruppe sind es gut sechs Prozent 
mehr, die angeben, sich in ihrer Freizeit zu engagieren. Die Kategorie 
Migrationshintergrund lässt also eine geringere Differenz erkennen als 
die Kategorie Geschlecht.
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Hatten die Befragten angegeben, sich in ihrer Freizeit zu engagieren, 
wurden sie gebeten, darüber hinaus anzugeben, in welchem Bereich sie 
aktiv sind. Dazu konnten die Schüler_innen aus einer Liste von vorgege-
benen Tätigkeitsfeldern wählen oder „in anderer Weise“ ankreuzen und 
die jeweilige Aktivität selbst benennen (vgl. Achour/Wagner 2019: 222) 
(vgl. Tabelle 13). 

Insgesamt lässt sich festhalten, dass die größten Anteile56 der Befragten 
in einer Gruppe, Funktion oder Amt an der Schule (Gym 27,6%; ISS 
21,7%), in einem Verein (Gym 32,2%; ISS 38,3%) oder in einer Gruppe in 
der Kirchengemeinde, Moschee, Synagoge oder ähnliches (Gym 36,8%; 
ISS 28,3%) aktiv sind. Auch der Einsatz in einer anderen Weise wurde 
recht häufig genannt (Gym 23,7%; ISS 16,7%). In den dazugehörigen of-
fenen Angaben wurden am häufigsten Demonstrationen genannt, aber 
auch das Engagement für bestimmte soziale Gruppen wie beispielswei-
se geflüchtete Menschen, Senior_innen oder obdachlose Menschen. Am 
seltensten waren die Schüler_innen hingegen in einer Bürgerinitiative  
bzw. einem Bürgerverein (Gym 1,3%; ISS 1,7%) oder in einer Partei (Gym 
5,9%; ISS 6,7%) aktiv.

Es sei darauf hingewiesen, dass die im Folgenden angegebenen Prozentangaben Anteile der 
jeweiligen politisch aktiven Gruppe angeben.

56

Bist Du 

in Deiner 

Freizeit 

für soziale 

oder 

politische 

Ziele oder 

ganz einfach 

für andere 

Menschen 

aktiv?

Ja

Nein

Missing 
Values

40,2%

56,7%

3,1%

30,5%

66,5%

3,0%

32,5%

63,5%

3,9%

38,9%

58,6%

2,5%

Weibliche 
Befragte 
(n=321)

Männliche 
Befragte  
(n=233)

Befragte mit  
Migrations-
hintergrund 
(n=255)

Befragte ohne 
Migrations-
hintergrund 
(n=321)

Tabelle 12: Politisches Engagement: Angaben nach Geschlecht und 
Migrationshintergrund, in Prozent

Quelle: Befragung FU Berlin
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Bei genau der Hälfte der angegebenen Aktivitäten ist ein größerer Anteil 
an politisch engagierten Gymnasialschüler_innen im Vergleich zu den 
Schüler_innen an den Integrierten Sekundarschulen beteiligt, bei der 
anderen Hälfte der Aktivitäten ist es umgekehrt: So engagieren sich die 
Befragten an den Gymnasien ihren Angaben zufolge häufiger in einer 
Gruppe, Funktion oder Amt an der Schule (Werte s.o.), bei einer Hilfs-
organisation (Gym 12,5%; ISS 8,3%), in einer Gruppe in der Kirchenge-
meinde, einer Moschee, Synagoge o. ä. (Werte s. o.), in einem Projekt, in 
einer selbstorganisierten Gruppe oder Netzwerk (Gym 17,8%; ISS 16,7%) 
sowie in einer anderen Weise (Werte s. o.). Die Schüler_innen der Integ-
rierten Sekundarschulen sind hingegen öfter in einem Verein (Werte s. 
o.), in einer Bürgerinitiative (Werte s. o.), bei einem Rettungsdienst oder 
der Freiwilligen Feuerwehr (Gym 3,3%; ISS 11,7%), in einer Partei (Wer-
te s. o.) oder in einer Jugendorganisation (Gym 15,8%; ISS 16,7%) aktiv. 
Die Unterschiede sind jedoch alle vergleichsweise gering.
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Tabelle 13: Tätigkeitsfelder politischen Engagements nach Schulform 
und Geschlecht, in Prozent

In einer Gruppe, 
Funktion oder Amt

 an der Schule

In einem Verein 
(z.B. Musikverein, 

Kulturverein) 

In einer Bürgerini-
tiative, einem 
Bürgerverein

Bei einem Rettungs-
dienst, bei derFrei-
willigen Feuerwehr

Bei einer Hilfsorgani-
sation (wie z.B. Green-

peace, Amnesty 
International)

In einer Partei

In einer Jugend-
 organisation

In einer Gruppe in der 
Kirchengemeinde, einer 

Moschee, Synagoge, 
Tempel oder ähnliches

In einem Projekt, in 
einer selbstorganisierten 

Gruppe oder Netzwerk 

In einer anderen 
Weise

27,6%

32,2%

1,3%

3,3%

12,5%

5,9%

15,8%

36,8%

17,8%

23,7%

21,7%

38,3%

1,7%

11,7%

8,3%

6,7%

16,7%

28,3%

16,7%

16,7%

26,4%

34,9%

2,3%

3,9%

14,7%

1,6%

12,4%

34,1%

17,1%

24,8%

23,9%

31,0%

0,0%

8,5%

5,6%

14,1%

22,5%

36,6%

16,9%

14,1%

Gymnasium 
(n=152)

ISS 
(n=60)

Weibliche Be-
fragte (n=129)

Männliche Be-
fragte (n=71)

Quelle: Befragung FU Berlin
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Beim Vergleich der Tätigkeitsfelder, in denen sich die weiblichen und 
männlichen Befragten engagieren (vgl. Tabelle 13), werden zum Teil grö-
ßere Unterschiede deutlich: Dies betrifft das Engagement bei einer Hilfs-
organisation, das 14,7% der weiblichen Befragten angeben, aber nur 
5,6% der männlichen sowie das Engagement „in einer anderen Weise“, 
von dem 24,8% der Schülerinnen berichten und nur 14,1% der Schüler. 
Umgekehrt fallen die Anteile hinsichtlich der Arbeit in einer Partei aus: 
Hier sind 14,1% der politisch engagierten Schüler aktiv, aber nur 1,6% 
der Schülerinnen. Auch in Jugendorganisationen beteiligt sich ein grö-
ßerer Anteil der männlichen Befragten, die gesellschaftlich aktiv sind 
(Schüler 22,5%; Schülerinnen 12,4%). Bezüglich der übrigen abgefragten 
Aktivitäten sind nur geringfügige Unterschiede zwischen den beiden Be-
fragtengruppen zu verzeichnen.

 

Politische Partizipation im engeren Sinne findet selten kontinuierlich statt 
(z. B. in Parteien, Gewerkschaften), sondern spätestens seit der Neuen  
Sozialen Bewegung seit den 1980er Jahren (z. B. Umwelt- und Frauen-
bewegung) häufig kurzfristig und/oder anlassbezogen, z. B. in Form von 
der Teilnahme an einer Demonstration (vgl. 3.4). Um etwas über diese 
Form der Beteiligung, die problembezogene Partizipationsbereitschaft 
der befragten Schüler_innen herauszufinden, wurden ihnen sechs Be-
teiligungsformate vorgelegt, zu denen sie sich positionieren sollten. Sie 
wurden gebeten, auf einer Skala von 1 („auf gar keinen Fall“) bis 4 („auf 
jeden Fall“) anzugeben, ob sie sich in dieser Form beteiligen würden. 
Auch wenn die Schüler_innen dies bereits getan hatten, konnten sie dies 
angeben („habe ich schon gemacht“). Vorgegeben wurden den Befragten 
Angebote wie das Unterschreiben einer Unterschriftenliste (online oder 
in Papierform), das sich Informieren über Aktionen im Internet oder den 
sozialen Netzwerken, die Beteiligung an einer Protestversammlung oder 
Demonstration, das Mitmachen in einer Bürgerinitiative, das aktive Mit-
arbeiten in einer Partei oder anderen politischen Gruppe sowie die Ver-
weigerung des Kaufes von Waren aus ethischen und politischen Grün-
den. (Vgl. Achour/Wagner 2019: 130–132). 

Schulform- und jahrgangsübergreifend wird deutlich, dass sich die be-
fragten Schüler_innen am ehesten vorstellen können, sich an informellen 
und/oder anlassbezogenen Aktionen wie einer Unterschriftenliste (MW 
2,8–3,5), dem Nichtkaufen von Waren aus politischen, ethischen oder 
Umweltgründen (MW 2,7–3,5) oder einer Protestversammlung oder De-

6.3.8 Problembezogene Partizipation: Informell 
 und anlassbezogen  
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monstration (MW 2,6–3,5) zu beteiligen (vgl. Abb. 37, Abb. 38). Instituti-
onalisierte Partizipationsformen wie die Arbeit in einer Partei oder einer 
Bürgerinitiative finden hingegen deutlich weniger Zustimmung. Von den 
beiden letztgenannten Beteiligungsformen abgesehen liegen die Mittel-
werte über 2,5 und können dahingehend interpretiert werden, dass die 
Befragten sich eher vorstellen können, auf diese Art politisch aktiv zu 
werden.

Quelle: Befragung FU Berlin

Abb. 37: „Wenn Du in einer Sache, die Dir wichtig ist, Deine Mei-

nung kundtun oder politisch Einfluss nehmen möchtest: Welche der 

folgenden Möglichkeiten kämen für Dich in Frage?“ — Aussagen 
der Schüler_innen der Jahrgangsstufen 9–10 nach Schulform, in 
Mittelwerten

Gymnasium (n=70–74) ISS (n=131–136)

1 2 3 4

1. Aktiv in einer Partei oder in einer 
sonstigen politischen Gruppe mitar-
beiten

2,4 (SD=0,9)
2,1 (SD=1,0)

2. In einer Bürgerinitiative oder 
ähnlichem mitmachen

2,5 (SD=0,9)
2,3 (SD=1,1)

2,6 (SD=0,9)

3. Mich im Internet oder über Whats-
App, Snapchat, Twitter oder ähnliches 
über Aktionen informieren und dann 
dort mitmachen

2,9 (SD=0,8)

4. Mich an einer Protestversammlung 
oder an einer Demonstration 
beteiligen

3,2 (SD=0,9)
2,6 (SD=0,8)

5. Eine Unterschriftenliste unterschrei-
ben (online oder in Papierform)

3,3 (SD=0,8)
2,8 (SD=1,0)

6. Aus politischen, ethischen oder 
Umweltgründen bestimmte Waren 
nicht mehr kaufen

3,4 (SD=0,9)
2,7 (SD=1,0)

<   auf gar keinen Fall auf jeden Fall   >
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Bezogen auf alle sechs Möglichkeiten der Partizipation können sich die 
befragten Schüler_innen der Gymnasien eher vorstellen, diese Formate 
zu nutzen als die Schüler_innen der Integrierten Sekundarschulen. Der 
Unterschied zwischen den Mittelwerten bewegt sich im Bereich 0,2–0,8. 
Am niedrigsten ist die Differenz bei der Beteiligung in einer Bürgerini-
tiative oder ähnlichem in beiden Jahrgangsstufen (MW-Unterschied 0,2) 
und am höchsten in der Sekundarstufe II bezüglich der Beteiligung an ei-

Quelle: Befragung FU BerlinGymnasium (n=274–282) ISS (n=70–74)

Abb. 38: „Wenn Du in einer Sache, die Dir wichtig ist, Deine Mei-

nung kundtun oder politisch Einfluss nehmen möchtest: Welche der 

folgenden Möglichkeiten kämen für Dich in Frage?“ — Aussagen 
der Schüler_innen der Jahrgangsstufen 11–13 nach Schulform, in 
Mittelwerten

1 2 3 4

1. Aktiv in einer Partei oder in einer 
sonstigen politischen Gruppe mitar-
beiten

2,6 (SD=0,9)
2,4 (SD=1,0)

2. In einer Bürgerinitiative oder 
ähnlichem mitmachen

2,7 (SD=0,7)
2,5 (SD=0,9)

2,7 (SD=1,0)

3. Mich im Internet oder über Whats-
App, Snapchat, Twitter oder ähnliches 
über Aktionen informieren und dann 
dort mitmachen

3,1 (SD=0,9)

4. Mich an einer Protestversammlung 
oder an einer Demonstration 
beteiligen

3,5 (SD=0,8)
2,7 (SD=1,0)

5. Eine Unterschriftenliste unterschrei-
ben (online oder in Papierform)

3,5 (SD=0,8)
3,0 (SD=1,0)

6. Aus politischen, ethischen oder 
Umweltgründen bestimmte Waren 
nicht mehr kaufen

3,5 (SD=0,8)
2,9 (SD=1,0)

<   auf gar keinen Fall auf jeden Fall   >
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ner Protestversammlung oder Demonstration (MW-Unterschied 0,8). In-
teressanterweise ist der Unterschied zwischen den Schulformen bei dem 
Unterschreiben einer Unterschriftenliste (online oder in Papierform), das 
als relativ niedrigschwelliges Angebot betrachtet werden kann, mit 0,5 
in beiden Jahrgängen relativ hoch.

Es zeigt sich, dass die problembezogene Partizipationsbereitschaft bezüg-
lich aller Beteiligungsformate in den höheren Jahrgängen etwas größer 
ausfällt. Die Unterschiede zwischen den Jahrgangsstufen bewegen sich 
jedoch im Gegensatz zu den Schulformunterschieden mit Differenzen in 
Höhe von 0,1 bis 0,3 jedoch in einem äußerst geringfügigen Bereich. Im 
Vergleich mit den Angaben in der bundesweiten Studie fällt auf, dass die 
Schüler_innen an den Gymnasien in Berlin im Schnitt partizipationsfreu-
diger sind, die Schüler_innen an den Sekundarschulen allerdings bis-
weilen etwas weniger (vgl. Achour/Wagner 2019: 132-134). Da die Dis-
krepanz hinsichtlich des kulturellen und sozialen Kapitals entlang der 
Schulformen in Berlin höher ist als im Bundesdurchschnitt, kann hier 
eine Erklärung liegen. Laut Ergebnissen der Partizipationsforschung sind 
für die Partizipation(sbereitschaft) auch das soziale und kulturelle Kapi-
tal empirisch getestete Erklärungsvariablen (vgl. Bödeker 2012; Schäfer 
2015; Gaiser/Rijke 2016). 

Vergleicht man die Partizipationsbereitschaft zwischen den weiblichen 
und den männlichen Befragten, so zeigt sich – ähnlich wie auch in der 
bundesweiten Untersuchung (vgl. Achour/Wagner 2019: 135) –, dass 
sich die Schülerinnen fünf der sechs Angebote eher vorstellen können 
als die Schüler.57 Lediglich in Bezug auf die aktive Arbeit in einer Partei 
ist kein Unterschied zwischen den Geschlechtergruppen festzustellen 
(beide MW 2,4) (vgl. Tabelle 14).

Die Differenz der Mittelwerte bewegt sich zwischen 0,2–0,4 (s. Tabelle 14).57
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Analysiert man den Einfluss der wahrgenommenen Kompetenzvermitt-
lung58 im Politikunterricht (vgl. 6.1.4) auf die Partizipationsbereitschaft 
der Schüler_innen mittels einer einfachen linearen Regression,59 zeigt 
sich, dass die Partizipationsbereitschaft mit zunehmender wahrgenom-
mener Kompetenzvermittlung mäßig steigt60 (  =.233).61

An dieser Stelle ist zu beachten, dass die drei Items zur wahrgenommenen Kompetenzver-
mittlung im Zuge der bundesweiten Befragung (Achour/Wagner 2019) entwickelt wurden und 
keinem geprüften Instrument entstammen. 
Um die Partizipationsbereitschaft als abhängige Variable und die wahrgenommene Kompe-
tenzvermittlung als unabhängige Variable untersuchen zu können, wurde zunächst die Faktor-
struktur der Items, die Aktivitäten problembezogener Partizipation beschreiben, bzw. die die 
Vermittlung unterschiedlicher Kompetenzbereiche im Politikunterricht abfragen, betrachtet. 
Dafür wurde jeweils eine Faktorenanalyse durchgeführt, die beide Ein-Faktor-Lösungen erga-
ben, welche auch den Vorannahmen entsprechen. Die Werte für die Items zur problembezo-
genen Partizipation bzw. die wahrgenommene Kompetenzvermittlung wurden daher zu einem 
Faktorwert „Partizipationsbereitschaft“ bzw. „Kompetenzvermittlung“ verrechnet. Diese stellen 
die abhängige bzw. die unabhängige Variable für die lineare Regression dar.
Es sei jedoch einschränkend darauf hingewiesen, dass dieses Modell nur 5,4 % der Varianz 
erklärt.
Auf die Darstellung des p- und F-Wertes wird verzichtet, da es sich wie bereits erwähnt um eine 
nicht zufällige Stichprobe handelt.

58

Tabelle 14: Partizipationsbereitschaft nach Geschlecht, 
in Mittelwerten

Skala: 1 = „auf gar keinen Fall“; 4 = „auf jeden Fall“

Eine Unterschriftenliste unterschreiben 
(online oder in Papierform)

Mich an einer Protestversammlung oder an einer 
Demonstration beteiligen

In einer Bürgerinitiative oder ähnlichem 
mitmachen

Aktiv in einer Partei oder in einer sonstigen 
politischen Gruppe mitarbeiten

Aus politischen, ethischen oder Umweltgründen 
bestimmte Waren nicht mehr kaufen

Mich im Internet oder über WhatsApp, Snap-
chat, Twitter oder ähnliches über Aktionen 

informieren und dann dort mitmachen

3,4 (SD=0,8)

3,3 (SD=0,9)

2,7 (SD=0,8)

2,4 (SD=0,9)

3,4 (SD=0,8)

3,1 (SD=0,9)

3,1 (SD=0,9)

2,9 (SD=1,0)

2,5 (SD=0,8)

2,4 (SD=1,0)

3,0 (SD=1,0)

2,7 (SD=1,0)

Männlich 

(n=220–228)

Weiblich 

(n=299–303)

Quelle: Befragung FU Berlin

59

60

61
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Im Folgenden werden die Angaben der befragten Schüler_innen vorge-
stellt, welche Partizipationsformate sie bereits genutzt haben.

Allgemein lässt sich feststellen, dass keines der vorgegebenen Formate 
von den Schüler_innen bislang gar nicht genutzt wurde. Der Anteil der 
Schüler_innen, die angeben, die jeweilige Aktivität schon einmal ge-
macht zu haben, variiert jedoch je nach Tätigkeit stark. So spiegelt sich 
die Tendenz des Antwortverhaltens zur Partizipationsbereitschaft, dass 
institutionalisierte Beteiligungsformen wie die aktive Parteiarbeit oder 
das Engagement in einer Bürgerinitiative deutlich weniger Zuspruch bei 
den Schüler_innen erfahren als anlassbezogene Partizipationsformate, 
auch in ihrem Antwortverhalten bezüglich ihrer tatsächlichen bishe-
rigen Beteiligung wider: So haben den Angaben zufolge nur 1,3% (Jahr-
gangsstufen 9–10) bzw. 5,7% (Jahrgangsstufen 11–13) der Befragten an 
den Gymnasien, 1,4% (Jahrgangsstufen 9–10) bzw. 1,3% (Jahrgangsstu-
fen 11–13) an den Integrierten Sekundarschulen bereits in einer Partei 
mitgearbeitet. In einer Bürgerinitiative waren – je nach Befragtengruppe 
– ebenfalls nur geringe Anteile der Schüler_innen von 1,3% bis 3,0% 
bisher aktiv. Im Gegensatz dazu verzeichnen die Beteiligungsmöglich-
keiten „eine Unterschriftenliste unterschreiben (online oder in Papier-
form)“, „mich an einer Protestversammlung oder an einer Demonstra-
tion beteiligen“ und „aus politischen, ethischen oder Umweltgründen 
bestimmte Waren nicht mehr kaufen“ in den Befragtengruppen an den 
Gymnasien mit Prozentwerten zwischen 29,9% und 43,2% vergleichs-
weise hohe Beteiligungswerte (vgl. Abb. 39, Abb. 41). Diese sind jedoch 
unter den Schüler_innen an den Integrierten Sekundarschulen mit Wer-
ten zwischen 12,5% und 25,0% deutlich geringer. Die Prozentzahlen 
der Schüler_innen, die sich bereits einmal im Internet oder über soziale 
Medien über Aktionen informiert haben und dann dort mitgemacht ha-
ben, liegen im mittleren Bereich zwischen den institutionalisierten und 
den anlassbezogenen Partizipationsformaten – die Beteiligungsquote be-
trägt hier je nach Befragtengruppe zwischen 7,3% (ISS 11–13) und 21,6% 
(Gym 11–13). Insgesamt scheint die bisherige tatsächliche Partizipation 
der Befragten nicht ihrer für alle Items eher bis deutlich vorhandenen 
Partizipationsbereitschaft zu entsprechen (vgl. 6.3.8). Allerdings zeigen 
sich die befragten Berliner Schüler_innen auch bei der tatsächlichen, 
anlassbezogenen Partizipation aktiver als die befragten Schüler_innen 
im Bundesgebiet (vgl. Abb. 40). Für die Jahrgangsstufen 9–10 trifft das 
auf beide Schulformen zu, in 11–13 zeigen sich die Berliner Befragten 

6.3.9 Reale Partizipation: Bereitschaft höher  
 als tatsächliches Engagement
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an den Gymnasien im Schnitt politisch aktiver, während sich dies für die 
Schüler_innen an den Sekundarschulen eingeschränkt für die folgenden 
Aktivitäten feststellen lässt: Demonstrationen und Warenboykott, nicht 
aber für die Information im Internet und die Unterschriftenliste (vgl. 
Achour/Wagner 2019: 137).

Abb. 39: „Was hast Du bisher schon gemacht?“ — Aussagen der 
Schüler_innen der Jahrgangsstufen 9–10 nach Schulform, in Prozent

Quelle: Befragung FU Berlin

Gymnasium (n=77)

ISS (n=144)

0% 10% 20% 30% 40%

1. Aktiv in einer Partei oder in einer 
sonstigen politischen Gruppe mitge-
arbeitet

1,3%
1,4%

2. In einer Bürgerinitiative oder ähnli-
chem mitgemacht

2,6%
2,8%

10,4%

3. Mich im Internet oder über Whats-
App, Snapchat, Twitter oder ähnliches 
über Aktionen informiert und dann 
dort mitgemacht

14,3%

4. Eine Unterschriftenliste unterschrie-
ben (online oder in Papierform)

29,9%
22,2%

5. Mich an einer Protestversammlung 
oder an einer Demonstration beteiligt

33,8%
20,1%

6. Aus politischen, ethischen oder Um-
weltgründen bestimmte Waren nicht 
mehr gekauft

33,8%
12,5%
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Im bereits angedeuteten Schulformvergleich zeigt sich, dass die Gym-
nasialschüler_innen in Bezug auf fast alle Angebote in deutlich höherer 
Zahl angeben, diese bereits ausprobiert zu haben (vgl. Abb. 39, Abb. 41). 
In der Sekundarstufe II fällt der Unterschied zwischen den Schulformen 
noch einmal deutlicher aus als in der Sekundarstufe I. Ausnahmen, bei 
denen ein minimal größerer Anteil der Schüler_innen an den Integrier-
ten Sekundarschulen bisher aktiv war, bilden in der Sekundarstufe I die 
aktive Parteiarbeit (Gym 1,3%; ISS 1,4%) und das Engagement in einer 
Bürgerinitiative (Gym 2,6 %; ISS 2,8%).  Im Allgemeinen lässt sich im 

Abb. 40: „Was hast Du bisher schon gemacht?“ — Aussagen der 
Schüler_innen der Jahrgangsstufen 9–10 nach Schulform bundes-
weit, in Prozent

Quelle: Befragung FU Berlin 
erschienen in Achour/Wagner 2019: 136

Gymnasium (n=1.061) SMBG, IGS, RS* (n=748)

0% 10% 20% 30% 40%

1. Aktiv in einer Partei oder in einer 
sonstigen politischen Gruppe mitge-
arbeitet

1%
2%

2. In einer Bürgerinitiative oder ähnli-
chem mitgemacht

2%
1%

10%

3. Mich im Internet oder über Whats-
App, Snapchat, Twitter oder ähnliches 
über Aktionen informiert und dann 
dort mitgemacht

10%

4. Mich an einer Protestversammlung 
oder an einer Demonstration beteiligt

11%
9%

5. Aus politischen, ethischen oder Um-
weltgründen bestimmte Waren nicht 
mehr gekauft

23%
10%

6. Eine Unterschriftenliste unterschrie-
ben (online oder in Papierform)

29%
16%

* „sonstige allgemeinbildende Schulen“ 
(Schulen mit mehreren Bildungsgängen, 
Integrierte Gesamtschulen, Realschulen) 
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Schulformvergleich feststellen, dass die tatsächliche Partizipation zwi-
schen den Schulformen, insbesondere in der Sekundarstufe II, weiter 
auseinandergeht, als es aufgrund der Ergebnisse aus der Frage nach der 
Partizipationsbereitschaft zu vermuten wäre (vgl. 6.3.8). 

Hier könnten möglicherweise vermehrt Angebote, die politische Hand-
lungsfähigkeit simulativ oder auch real motivieren, im Rahmen der po-
litischen Bildung und Demokratiebildung an Schulen den Lernenden 
zugänglich gemacht werden (vgl. zu möglichen Wirkungen: Wohnig 
2018a/2018b; Oberle/Leunig 2018). Die Ergebnisse zur Förderung der 
Handlungsfähigkeit sowie die Angaben zu Formaten der Demokratie-
bildung zeigen, dass diese an Sekundarschulen nach Angaben der Be-
fragten seltener zum Tragen kommen.

Quelle: Befragung FU Berlin 

Abb. 41: „Was hast Du bisher schon gemacht?“ — Aussagen der 
Schüler_innen der Jahrgangsstufen 11–13 nach Schulform,  
in Prozent

Gymnasium (n=296)

ISS (n=76)

0% 10% 20% 30% 50%40%

1. In einer Bürgerinitiative oder ähnli-
chem mitgemacht

3,0%
1,3%

2. Aktiv in einer Partei oder in einer 
sonstigen politischen Gruppe mitge-
arbeitet

5,7%
1,3%

3. Mich im Internet oder über Whats-
App, Snapchat, Twitter oder ähnliches 
über Aktionen informiert und dann 
dort mitgemacht

7,3%
21,6%

4. Eine Unterschriftenliste unterschrie-
ben (online oder in Papierform)

38,9%
25,0%

5. Mich an einer Protestversammlung 
oder an einer Demonstration beteiligt

40,2%
17,1%

6. Aus politischen, ethischen oder Um-
weltgründen bestimmte Waren nicht 
mehr gekauft

43,2%
19,7%
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Im Jahrgangsstufenvergleich lässt sich ein Anstieg bei den Gymnasial-
schüler_innen in Bezug auf alle Partizipationsmöglichkeiten verzeich-
nen. Interessanterweise nimmt die Aktivität der befragten Schüler_innen 
an den Integrierten Sekundarschulen hingegen mit zunehmenden Alter 
teilweise ab. So gibt die ältere Gruppe seltener an, sich bereits an einer 
Protestversammlung oder Demonstration beteiligt zu haben (ISS 9–10: 
20,1%; ISS 11–13: 17,1%), sich im Internet über Aktionen informiert und 
dort mitgemacht zu haben (ISS 9–10: 10,4%; ISS 11–13: 7,3%) und in 
einer Bürgerinitiative aktiv gewesen zu sein (ISS 9–10: 2,8%; ISS 11–13: 
1,3%). Analog zu der Frage nach der Partizipationsbereitschaft der Schü-
ler_innen wurden auch für die bisherige problembezogene Partizipati-
on die geschlechterspezifischen Unterschiede näher betrachtet. Es zeigt 
sich, ähnlich wie bei der Partizipationsbereitschaft, dass die weiblichen 
Befragten eher die verschiedenen Möglichkeiten der Partizipation nut-
zen als die männlichen (vgl. Tabelle 15). Eine Ausnahme stellt jedoch die 
aktive Mitarbeit in einer Partei dar: Hier gibt ein geringfügig höherer 
Anteil von Schülern (4,3%) als von Schülerinnen (3,1%) an, dies bereits 
gemacht zu haben. 

Tabelle 15: Politische Partizipation nach Geschlecht, in Prozent

In einer Bürgerinitiative oder ähnlichem 
mitgemacht

Aktiv in einer Partei oder in einer sonstigen 
politischen Gruppe mitgearbeitet

Mich im Internet oder über WhatsApp, Snap-
chat, Twitter oder ähnliches über Aktionen 

 informiert und dann dort mitgemacht

Eine Unterschriftenliste unterschrieben 
(online oder in Papierform)

Mich an Protestversammlung oder an einer 
Demonstration beteiligt

Aus politischen, ethischen oder Umweltgründen 
bestimmte Waren nicht mehr gekauft

3,1%

3,1%

18,7%

36,8%

38,6%

41,4%

Männlich 

(n=233)

Weiblich 

(n=321)

Quelle: Befragung FU Berlin

2,6%

4,3%

13,7%

28,3%

24,0%

20,2%
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Die politische Selbstwirksamkeit ist als Facette von politischen Einstel-
lungen und Motivation (vgl. Detjen et al. 2012: 15, 105) Teil der Poli-
tikkompetenz von Schüler_innen (vgl. ebd.; vgl. 3.4). Zur Erfassung der 
Selbstwirksamkeit wurden die Befragten daher um eine Selbsteinschät-
zung zu acht Items gebeten, die jeweils eine politikbezogene Aktivität 
beschreiben (vgl. Achour/Wagner 2019: 139), z. B. „einen Standpunkt zu 
einem umstrittenen, politischen oder sozialen Problem vertreten“ oder 
„in den sozialen Medien etwas zu politischen Themen posten“ (vgl. Abb. 
42, Abb. 43). Die Schüler_innen gaben auf einer vierstufigen Skala62 an, 
wie gut sie ihrer Einschätzung nach in diesen Aktivitäten sind. Die Items 
der Skala wurden sodann zu einem Mittelwertindex verrechnet (ebd.).63 

Im Allgemeinen kann festgehalten werden, dass die befragten Schüler_
innen ihre politische Kompetenz im Mittel eher gut einschätzen: In allen 
Befragtengruppen dominieren Werte über 2,5, die folglich der Kategorie 
„gut bis sehr gut“ zuzuordnen sind. Die Mittelwerte, die der Kategorie 
„eher nicht bis gar nicht gut“ angehören, bewegen sich zwischen 2,2–2,4, 
sodass sie relativ nah an der höheren Kategorie liegen. Der Indexwert 
liegt in allen Gruppen im guten bis sehr guten Bereich. Am kompeten-
testen schätzen sich die meisten Schüler_innengruppen darin ein, einen 
Standpunkt zu einem umstrittenen politischen oder sozialen Problem zu 
vertreten (MW Gym 9–10: 3,1; MW ISS 9–10: 2,764; MW Gym 11–13: 3,1; 
MW ISS 11–13: 3,0). Am wenigsten kompetent fühlen sich alle Gruppen 
hingegen darin, in den sozialen Medien etwas zu politischen Themen zu 
posten (vgl. Abb. 42, Abb. 43).

6.3.10 Einschätzung politischer Selbstwirksamkeit: 
 Wir sind kompetent

Die Skala umfasste die Ausprägungen bzw. Codierungen „gar nicht gut“ (1), „eher nicht gut“ 
(2), „gut“ (3) und „sehr gut“ (4) (vgl. Achour/Wagner 2019: 139). Die Mittelwerte können zu 
den Gruppen „gut bis sehr gut“ (MW ab 2,5) sowie „eher nicht bis gar nicht gut“ (MW bis 2,4) 
zusammengefasst werden (vgl. ebd.)
Voraussetzung für den Einbezug in diese Rechnung war, dass die jeweilige befragte Person zu 
mind. fünf der acht Items gültige Angaben gemacht hat.
Diese Befragtengruppe schätzt ihre Kompetenz hinsichtlich des Sprechens über ein soziales 
oder politisches Problem vor der Klasse noch etwas höher ein (MW 2,8).

62

63

64
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Quelle: Befragung FU Berlin

Abb. 42: „Was denkst Du: Wie gut bist Du in den folgenden Akti-

vitäten?“ — Aussagen der Schüler_innen der Jahrgangsstufen 9–10 
nach Schulform, in Mittelwerten

Gymnasium (n=60–75)

ISS (n=114–125)

1 2 3 4

1. In den sozialen Medien etwas zu 
politischen Themen posten.

2,2 (SD=1,0)
2,3 (SD=1,0)

2. Eine Schülergruppe organisieren, 
um Veränderungen in der Schule zu 
erreichen.

2,6 (SD=0,9)
2,6 (SD=1,0)

2,5 (SD=1,0)

3. Einen Brief oder eine E-Mail an eine 
Zeitung schreiben, in der Du Deine 
Meinung zu einem aktuellen Thema 
sagst.

2,6 (SD=0,9)

 4. Als Schüler-Vertreter_in die Interes-
sen der Schülerschaft vertreten.

2,7 (SD=0,9)
2,4 (SD=0,9)

5. Einer Fernsehdebatte über ein 
umstrittenes Problem folgen.

2,7 (SD=0,9)
2,4 (SD=0,9)

6. Über einen Zeitungsartikel zu einem 
politischen Thema diskutieren.

2,9 (SD=0,7)
2,7 (SD=0,8)

7. Vor der Klasse über ein soziales oder 
politisches Problem sprechen.

3,0 (SD=0,8)
2,8 (SD=1,0)

8. Einen Standpunkt zu einem um-
strittenen politischen oder sozialen 
Problem vertreten.

3,1 (SD=0,7)
2,7 (SD=0,9)

Indexwert Selbstwirksamkeit 2,7 (SD=0,5)
2,6 (SD=0,6)

<   gar nicht gut sehr gut   >
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Der Vergleich zwischen den beiden Schultypen zeigt, dass die Schü-
ler_innen an den Integrierten Sekundarschulen eine tendenziell etwas 
geringere politische Selbstwirksamkeit aufweisen als die Gymnasialschü-
ler_innen.65 Während sich letztere in den Jahrgangsstufen 9–10 in sieben 
von acht abgefragten Aspekten als gut bis sehr gut einschätzen, trifft dies 
bei den Schüler_innen an den Integrierten Sekundarschulen nur auf fünf 
von acht zu. In den höheren Jahrgangsstufen sind die Unterschiede zwi-
schen den Schulformen zwar nicht verschwunden, fallen jedoch geringer 
aus: Dies zeigt sich auch darin, dass sich hier beide Befragtengruppen 
im Mittel gleichermaßen bezüglich sechs von acht Aspekten als gut bis 
sehr gut einschätzen. Der größte Unterschied zwischen den Mittelwerten 
der beiden Gruppen besteht hier bei der Aktivität, einer Fernsehdebatte 
über ein umstrittenes Problem zu folgen (MW Gym: 3,1; MW ISS: 2,7). 
Der auf eine Nachkommastelle gerundete Indexwert66 in den höheren 
Jahrgangsstufen weist hingegen hier gar keinen Unterschied zwischen 
den Schulformen auf, während er in der Sekundarstufe I – wenngleich in 
äußerst geringem Maße – vorhanden ist. 

Die Werte entsprechen denen der bundesweiten Untersuchung. Auch hier 
liegt der Indexmittelwert für Gymnasien und sonstige allgemeinbildende 
Schulen in der Sekundarstufe II bei 2,7 (Achour/Wagner 2019: 142f.). 

Ausnahmen bilden die Items „In den sozialen Medien etwas zu politischen Themen posten“ 
in den Jahrgangsstufen 9–10 – hier fühlen sich die Schüler_innen der Integrierten Sekundar-
schulen etwas kompetenter (MW Gym: 2,2; MW ISS: 2,3) – sowie in den Jahrgangsstufen 11-13 
„Über einen Zeitungsartikel zu einem politischen Thema diskutieren“ (MW Gym: 2,9; MW ISS: 
3,0) und „Als Schüler-Vertreter_in die Interessen der Schülerschaft vertreten“ (MW Gym: 2,5; 
MW ISS: 2,6).
Rundet man die Werte auf mehrere Nachkommastellen, wird deutlich, dass die Werte noch 
etwas weiter auseinanderliegen (MW Gym 9–10: 2,7482; MW ISS 9–10: 2,5591; MW Gym 
11–13: 2,7468; MW ISS 11–13: 2,6693).

65

66
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Quelle: Befragung FU Berlin

Abb. 43: „Was denkst Du: Wie gut bist Du in den folgenden Aktivi-

täten?“ — Aussagen der Schüler_innen der Jahrgangsstufen 11–13 
nach Schulform, in Mittelwerten

Gymnasium (n=238–285)

ISS (n=60–74)

1 2 3 4

1. In den sozialen Medien etwas zu 
politischen Themen posten.

2,3 (SD=0,9)
2,2 (SD=0,9)

2. Eine Schülergruppe organisieren, 
um Veränderungen in der Schule zu 
erreichen.

2,4 (SD=0,8)
2,3 (SD=0,9)

2,6 (SD=0,9)

3. Als Schüler-Vertreter_in die Interes-
sen der Schülerschaft vertreten.

2,5 (SD=0,8)

4. Einen Brief oder eine E-Mail an eine 
Zeitung schreiben, in der Du Deine 
Meinung zu einem aktuellen Thema 
sagst.

2,6 (SD=0,9)
2,5 (SD=0,9)

5. Über einen Zeitungsartikel zu einem 
politischen Thema diskutieren.

2,9 (SD=0,7)
3,0 (SD=0,7)

6. Vor der Klasse über ein soziales oder 
politisches Problem sprechen.

3,0 (SD=0,8)
2,9 (SD=0,9)

7. Einer Fernsehdebatte über ein 
umstrittenes Problem folgen.

3,1 (SD=0,8)
2,7 (SD=0,9)

8. Einen Standpunkt zu einem um-
strittenen politischen oder sozialen 
Problem vertreten.

3,1 (SD=0,7)
3,0 (SD=0,7)

Indexwert Selbstwirksamkeit 2,7 (SD=0,5)
2,7 (SD=0,6)

<   gar nicht gut sehr gut   >
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Im Gruppenvergleich wurde für den Indexwert auch nach dem Ge-
schlecht differenziert, wobei – wie auch in der bundesweiten Untersu-
chung (vgl. Achour/Wagner 2019: 143) – kein Unterschied festzustellen 
ist (MW je 2,7) (vgl. Tabelle 16). Auch eine Auswertung nach Migrations-
hintergrund lässt sich dahingehend zusammenfassen, dass sich Schüler_
innen mit und ohne Migrationshintergrund gleichsam als politisch kom-
petent wahrnehmen, es gibt keinen Unterschied im Mittelwertvergleich. 
Dies ist ein zu unterstreichender Befund, weil hier das Potential für eine 
postmigrantische Gesellschaft (vgl. zum Begriff: Canan/Foroutan 2016) 
erkennbar ist und dem sogenannten Diversity-Gap in der Repräsentation 
von Menschen mit Migrationsbezügen in der Zukunft möglicherweise 
entgegengewirkt werden kann (vgl. Roth 2017).

Der einzige hier durchgeführte Gruppenvergleich, in dem eine kleine 
Differenz zwischen den Indexwerten der Gruppen zutage tritt, ist der 
Vergleich zwischen Befragten mit geringem und Befragten mit hohem 
kulturellen Kapital. Hier liegt der Mittelwert der Schüler_innen mit ho-
hem kulturellen Kapital bei 2,8, während der der Schüler_innen mit 
geringem kulturellen Kapital leicht nach unten abweicht (MW 2,5; vgl. 
Tabelle 16). Auch wenn es sich damit um keinen eklatanten Unterschied 
handelt und die unterschiedlichen Gruppengrößen zu beachten sind, 
zeigt sich wiederholt, dass das kulturelle Kapital prinzipiell für die poli-
tische Involviertheit und auch konkret für die politische Selbstwirksam-

Tabelle 16: Selbstwirksamkeit nach Geschlecht, Migrationshinter-
grund und kulturellem Kapital, in Mittelwerten

Weibliche Befragte (n=296)

Männliche Befragte (n=214)

Befragte mit Migrationshintergrund (n=226)

Befragte ohne Migrationshintergrund (n=302)

Geringes kulturelles Kapital (n=69)

Hohes kulturelles Kapital (n=371)

Indexwert 

Selbstwirksamkeit

2,7 (SD=0,5)

2,7 (SD=0,6)

2,7 (SD=0,6)

2,7 (SD=0,5)

2,5 (SD=0,6)

2,8 (SD=0,5)

Quelle: Befragung FU BerlinSkala: 1 = „gar nicht gut“; 4 = „sehr gut“
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keit eine entscheidende Einflussgröße darstellt. Insbesondere für diese 
Lernenden sollten bewusst Zugänge geschaffen und deren Politikkompe-
tenz gefördert werden.

Analysiert man den Einfluss der wahrgenommenen Kompetenzförde-
rung67 im Politikunterricht (vgl. 6.1.4) auf die Selbstwirksamkeit der 
Schüler_innen68 mittels einer einfachen linearen Regression, zeigt sich, 
dass die Selbstwirksamkeit mit zunehmender wahrgenommener Kompe-
tenzförderung in geringem Maße steigt69 (  =. 12770).

Auffällig ist, dass sich die hohen Selbstwirksamkeitsüberzeugungen der 
Schüler_innen insbesondere auf die Tätigkeiten und Fähigkeiten bezie-
hen, die nach ihren Angaben auch in der Schule im Rahmen der po-
litischen Bildung und der Demokratiebildung in besonderen Maße ge-
fördert werden: politische Urteilsbildung, offener Meinungsaustausch, 
Kontroversität und kommunikatives politisches Handeln in Pro-/Contra-
Debatten (vgl. 6.1.4, 6.1.5, 6.2.5). 

Dieses Ergebnis wie auch das folgende spiegelt sich ebenfalls in der bun-
desweiten Befragung wider. So empfinden sich die befragten Schüler_in-
nen vor allem kompetent, wenn es um politische Stellungnahmen und 
Diskussionen geht, die direkt im sozialen Umfeld und „offline“ stattfinden. 
Eine politische Stellungnahme online, z.B. in den sozialen Medien trauen 
sie sich eher nicht zu. Dies ist insofern bemerkenswert, weil die Partizipa-
tionsforschung für die Gruppe der Jugendlichen von Veränderungen im 
Verhalten bezüglich digitaler Partizipationsmöglichkeiten ausgeht (Gille 
et al. 2016; van Deth 2014). So eröffne die Beschäftigung mit und die 
Weiterverarbeitung von Nachrichten verschiedene Partizipationsformen 
im Internet. Das Liken, Kommentieren und Verbreiten von Nachrichten 
auf Social Media oder einschlägigen Nachrichtenseiten könne helfen, die 
eigene Meinung mit der Netzöffentlichkeit zu teilen und sich auf diese 

An dieser Stelle ist zu beachten, dass die drei Items zur wahrgenommenen Kompetenzver-
mittlung im Zuge der bundesweiten Befragung (Achour/Wagner 2019) entwickelt wurden und 
keinem geprüften Instrument entstammen. Allerdings wurde die Faktorstruktur der Items, die 
die Vermittlung unterschiedlicher Kompetenzbereiche im Politikunterricht abfragen, mittels 
einer Faktorenanalyse betrachtet, die eine Ein-Faktor-Lösung ergab. Die Werte für die Items zur 
wahrgenommenen Kompetenzvermittlung wurden daher zu einem Faktorwert „Kompetenz-
vermittlung“ verrechnet. Dieser stellt die unabhängige Variable für die lineare Regression dar.
Die abhängige Variable stellt hier der Index Selbstwirksamkeit dar (vgl. 6.3.10).
Es sei jedoch einschränkend darauf hingewiesen, dass dieses Modell nur 4,4% der Varianz er-
klärt. 
Auf die Darstellung des p- und F-Wertes wird verzichtet, da es sich wie bereits erwähnt um eine 
nicht zufällige Stichprobe handelt.

67

68

69

70
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Weise aktiv am politischen Diskurs zu beteiligen. Gleichzeitig biete das 
Internet neue Kommunikationswege für einen persönlichen Austausch 
über das aktuelle Weltgeschehen und vielseitige Möglichkeiten, sich mit 
Gleichgesinnten zu vernetzen und zu Interessengruppen zusammenzu-
schließen. (Hasebrink/Lampert/Thiel 2020: 14).

Eine Form der Online-Partizipation steht für die befragten Schüler_innen 
allerdings hier lediglich an dritter Stelle nach der Tätigkeit in einer Par-
tei oder Bürgerinitiative. Deutlich präferiert werden Demonstrationen, 
der Warenboykott oder Unterschriftenlisten (vgl. 6.3.8). Die besondere 
Zurückhaltung bezieht sich vor allem auf die politische Kommunikation 
in den sozialen Medien. Online-Unterschriftenlisten kommen beispiels-
weise eher in Frage, sind allerdings anders als das Kommentieren und 
Agieren in den Sozialen Medien in Bezug auf den ausgewählten Adressa-
tenkreis eingeschränkt bzw. sind die Reaktionen antizipierbarer.

Vergleichbare Ergebnisse zeigen sich auch in der aktuellen Studie EU 
Kids Online des Hans-Bredow-Instituts. Auch hier werden eher niedrig-
schwellige Formen der Partizipation wie das Bewerten und Liken (36%), 
Kommentieren (28%) oder Teilen (14%) einer Nachricht in sozialen 
Netzwerken in Betracht gezogen als Partizipationsformen, die ein hö-
heres Maß an Eigeninitiative voraussetzen. So geben lediglich 3% der 
Befragten an, einen Blog zu aktuellen Nachrichten zu schreiben, und 5%, 
dass sie sich online (oder auch offline) an Kampagnen oder Initiativen 
beteiligen. (Hasebrink/Lampert/Thiel 2020: 14).

Weder Online-Partizipationsformen noch die Selbstwirksamkeit diesbe-
züglich nehmen in den höheren Jahrgangsstufen deutlich zu. Von den 
älteren Befragten in den Sekundarschulen hat sich sogar ein geringerer 
Anteil bisher an einer politischen Aktion in den sozialen Medien beteiligt  
(7,3%) als von den jüngeren (10,4%) und die jüngeren trauen es sich eher 
zu, etwas zu politischen Themen zu posten als die älteren. 

Anhand der hier nur wenigen zugrundeliegenden Ergebnisse lassen sich 
an dieser Stelle lediglich Beobachtungen beschreiben. Allerdings ver-
zeichnen auch Deimel und Hahn-Laudenberg (2017) in einer auf Nord-
rhein-Westfalen bezogenen Studie eine Skepsis der Schüler_innen im 
Hinblick auf Formate der Online-Beteiligung. 

Für diese Zurückhaltung hinsichtlich der politischen Kommunikation im 
digitalen Raum lassen sich Vermutungen anstellen (vgl. Achour/Wagner 
2019: 144): Politische Kommunikation im Netz und in den sozialen Medien  
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haben beachtliche Reichweiten. Anonymität sowie fehlende Möglich-
keiten, Gesagtes zu revidieren, prägen das Feld. Außerdem ist (politische) 
Kommunikation im Netz häufiger von einem raueren Tonfall in den Dis-
kursen und Kommentaren geprägt. Erfahrungen mit Hasskommentaren, 
Mobbing oder auch antidemokratischen Diskursen können dazu führen, 
dass das Netz nicht als ein geeigneter und „sicherer“ Ort zum Austausch 
politischer Positionen wahrgenommen wird (vgl. Hoffmann 2017). Jun-
ge Menschen fühlen sich hier möglicherweise schnell überfordert und 
nicht kompetent genug (vgl. Baldauf et al. 2018). Schließlich sind mit 
der eigenen Partizipation bestimmte Erwartungen verknüpft, die online 
nicht unbedingt gegeben sind: Responsivität, Transparenz, Erfolgschan-
cen auf das Durchsetzen von Interessen etc. (vgl. Kubicek et al. 2011; 
Märker 2009). 

Obwohl mit Digitalisierung und Internet seit Langem ein Höhenflug der 
Demokratie verbunden wird, insbesondere aufgrund der Freiheitsgrade 
und der „Blindheit“ gegenüber Status, Geschlecht, Hautfarbe usw., wird 
sich erst im Laufe von Forschungsprozessen sagen lassen, inwiefern be-
sondere Effekte für die Partizipation und Mitgestaltung von Gesellschaft 
zu sehen sind. Für die politische Bildung, Demokratie- und Medienbil-
dung lässt sich allerdings jetzt schon konstatieren, dass für eine digitale 
Teilhabe (zum Begriff: Hasebrink/Lampert/Thiel 2020) sowie Mündigkeit 
im Netz eine entsprechende Selbstwirksamkeit und Partizipationskom-
petenz die Basis sind und entsprechende Lehr-Lern-Prozesse im Idealfall 
den Schüler_innen eröffnet werden. Insbesondere der Schule kommt hier 
eine besondere Funktion zu. Im Rahmen der Studie des Hans-Bredow-
Instituts (Leibniz-Institut für Medienforschung) nennen die befragten 
Jugendlichen zwischen 9 und 17 Jahren folgende Unterstützungsange-
bote, die sie durch die Schule erfahren haben: Regeln zur Nutzung des 
Internets (35%), Vorzüge und Gefahren (26%), Hinweise zur sicheren 
Online-Nutzung (19%), Nutzung neuer Lernangebote (12%), Unterstüt-
zung bei negativen Erfahrungen (7%). Die Ergebnisse zeigen, dass Schu-
le Lernende im Umgang mit dem Internet unterstützt, sie verweisen aber 
auch darauf, dass dies umfassender geschehen könnte. So stimmen die 
Befragten den folgenden vorhandenen Unterstützungsbedarfen zu, mit 
dem Alter zunehmend: Unterscheidung von echten und falschen Nach-
richten, E-Safety und E-Security, Unterstützungsmöglichkeiten für ande-
re bei Mobbing im Netz. 13 % Prozent zeigen Interesse an Ratschlägen, 
wie sie sich online über politische Themen informieren oder wie sie sich 
online politisch engagieren können (9%). (ebd. 2020: 18).
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Vielfalt und das Zusammenleben verschiedener sozialer Gruppen prägen 
zunehmend offene Demokratien. Dieser Aspekt gesellschaftlichen Plu-
ralismus beruht dabei wesentlich auf der gegenseitigen Anerkennung. 
Ablehnung und Diskriminierung hingegen wirken sich negativ auf den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt aus. Die Haltungen von Schüler_innen 
diesbezüglich prägen schließlich auch die zukünftige Gestaltung von Ge-
sellschaft. 

Um die Einstellungen der Befragten zum Zusammenleben verschiedener 
sozialer Gruppen in der Gesellschaft herauszufinden, die als ein weiterer 
Teil der Outcome-Dimension politischer Bildung betrachtet werden kön-
nen (vgl. 3.4), wurden den Schüler_innen 13 verschiedene Items vorge-
legt, die sich an die Antisemitismusforschung und die Forschung zur 
Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit (Zick/Küpper/Berghan 2019; 
Decker/Brähler 2018) anlehnen. Die Schüler_innen konnten auf einer 
fünfstufigen Skala von „stimme gar nicht zu“ (codiert mit 1) bis „stimme 
völlig zu“ (codiert mit 5) angeben, inwieweit sie der jeweiligen Aussage 
zustimmen71 (vgl. Achour/Wagner 2019: 158). 

Übergeordnet lässt sich festhalten, dass sich die befragten Schüler_innen, 
unabhängig von besuchter Schulform und Jahrgangsstufe, für die glei-
chen Rechte von Menschen mit Migrationsbezügen aussprechen und dass 
sie Vielfalt wertschätzen („Ich lebe gern in einer Gegend, in der Menschen 
aus verschiedenen Ländern leben“) bzw. Migration als Bereicherung wahr-
nehmen („Migrant_innen bereichern unsere Gesellschaft“)72. Insgesamt ist 
die Zustimmung sogar etwas höher als bei den befragten Schüler_innen 
in der bundesweiten Untersuchung (vgl. Achour/Wagner 2019: 162, 164). 
Im Gegenzug stimmen die Schüler_innen ablehnenden Einstellungen ten-
denziell eher nicht zu, in einigen Fällen (s.u.)73 allerdings teilweise. 

Bei der Ergebnisdarstellung werden Mittelwerte im Bereich von 2,5 bis 3,4 als „teilweise  
Zustimmung“ kategorisiert, Mittelwerte höher als 3,4 als „hohe bis sehr hohe Zustimmung“ 
und Mittelwerte niedriger als 2,5 als „wenig bis gar keine Zustimmung“ (vgl. Achour / Wagner 
2019: 158).
Eine teilweise Zustimmung findet sich hier bei den Schüler_innen der Integrierten Sekun-
darschulen beider Jahrgangsstufen zu dem Item „Migrant_innen bereichern unsere Gesell-
schaft“ (MW 9–10: 3,3; MW 11–13: 3,4).
Ein teilweise Zustimmung ist in der Gruppe der Schüler_innen der Integrierten Sekundar-
schulen in den Jahrgangsstufen 9–10 zu dem Item „Die meisten Asylbewerber_innen kom-

71

6.3.11 Einstellungen zu Vielfalt: Breite Anerkennung, 
 gemischt mit etwas Skepsis

72
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Bezüglich der Intensität der Zustimmung zeigen sich jedoch Unter-
schiede zwischen den Schulformen: So bringen die Schüler_innen der 
Integrierten Sekundarschulen beider Jahrgangsstufen eine zum Teil er-
kennbar skeptischere Haltung gegenüber gesellschaftlicher Vielfalt und 
sozialen Gruppen zum Ausdruck, indem sie einigen ablehnend formu-
lierten Items deutlicher zustimmen als die Gymnasialschüler_innen (vgl. 
Abb. 44, Abb. 45). In keiner Jahrgangsstufe stimmen diese den Items 
teilweise zu.  

Untersucht wurden die Einstellungen zu Menschen mit Migrationsbezü-
gen, Asylsuchenden und Menschen jüdischen und muslimischen Glau-
bens. Hier zeigt sich, dass die Zustimmung zu den Items, die sich auf Di-
stanzen gegenüber asylsuchenden Menschen beziehen, im Mittel höher 
ist als die zu den Items, die muslimfeindliche und klassische bzw. sekun-
där antisemitische Aussagen repräsentieren. Als teilweise existierende 
Distanzen lassen sich allerdings nur die Angaben der Schüler_innen an 
den Sekundarschulen klassifizieren. 

Eine teilweise Zustimmung ist bisweilen in der Gruppe der Schüler_innen 
der Integrierten Sekundarschulen hinsichtlich der Mittelwerte zu erken-
nen: 
 
 „Die meisten Asylbewerber_innen werden in ihrem Heimatland gar 

nicht verfolgt“: Gym 9–10: 2,3; ISS 9–10: 2,8; Gym 11–13: 2,0; ISS 
11–13: 2,6).

 „Die meisten Asylbewerber_innen kommen nur hierher, um unseren 
Sozialstaat auszunutzen“: Gym 9–10: 2,2; ISS 9–10: 2,6; Gym 11–13: 
1,8; ISS 11–13: 2,4). 

Ebenfalls vergleichsweise hoch fallen insbesondere in den Integrierten Se-
kundarschulen die Zustimmungswerte zu dem Item „Was der Staat Israel 
heute mit den Palästinenser_innen macht, ist nichts anderes als das, was 
die Nazis im Dritten Reich mit den Juden gemacht haben“ aus (MW Gym 
9–10: 2,2; MW ISS 9–10: 3,1; MW Gym 11–13: 2,3; MW ISS 11–13: 2,7).

men nur hierher, um unseren Sozialstaat auszunutzen“ (MW 2,6) zu verzeichnen; in den 
Jahrgangsstufen 11–13 zu dem Item „Die meisten Asylbewerber_innen werden in ihrem 
Heimatland gar nicht verfolgt“ (MW 2,6); in beiden Jahrgangsstufen zu den Items „Es leben 
zu viele Migrant_innen in Deutschland“ (MW 9–10: 2,7; MW 11–13: 2,8) sowie „Was der 
Staat Israel heute mit den Palästinenser_innen macht, ist nichts anderes als das, was die 
Nazis im Dritten Reich mit den Juden gemacht haben“ (MW 9–10: 3,1; MW 11–13: 2,7).
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Diese teilweise Zustimmung zum israelbezogenen Antisemitismus fällt 
an dieser Stelle auf, da der Wert bei den Schüler_innen in der Jahrgangs-
stufe 9–10 an den Sekundarschulen besonders ausschlägt und noch ein-
mal etwas höher liegt als bei den bundesweit befragten Schüler_innen 
der als sonstigen allgemeinbildenden zusammengefassten Schulformen 
(MW: 2,8) (vgl. Achour/Wagner 2019: 162). Dieses Phänomen ließ sich 
allerdings für alle Stadtstaaten an den nichtgymnasialen Schulformen 
beobachten: Der Aussage „Was der Staat Israel heute mit den Palästi-
nenser_innen macht, ist nichts anderes als das, was die Nazis im Drit-
ten Reich mit den Juden gemacht haben“ stimmen in den Stadtstaaten 
Schüler_innen sonstiger allgemeinbildender Schulen im Mittel 2,9 zu, 
während im Osten Deutschlands der Mittelwert 2,7 und im Westen 2,8 
beträgt (vgl. Achour/Wagner 2019: 235). Diese geringen Unterschiede 
sollten allerdings nicht als eine regionale Problematik interpretiert wer-
den, sondern als Hinweis, um diese Erscheinungsform des Antisemitis-
mus in Bildungsangeboten z.B. zum Nahostkonflikt aufzugreifen, z. B. 
auch außerschulisch (vgl. Niehoff 2017). So wird laut Aussagen der be-
fragten Schüler_innen das Thema Antisemitismus zwar vergleichsweise 
häufig thematisiert, aber vermutlich vor allem im Zuge der Rahmenlehr-
planthemen Nationalsozialismus und Holocaust74 (vgl. auch Salzborn/
Kurth 2019). So stimmen die hier Befragten Aussagen zum klassischen 
und sekundären Antisemitismus eher nicht zu. 

Die höchsten Zustimmungswerte in den Stadtstaaten an den nichtgym-
nasialen Schulformen in den jüngeren Jahrgängen lassen sich möglicher-
weise auch anhand deren besonderer Heterogenität durch verschiedene 
Menschen mit Lebensbezügen aus dem Nahen Osten erklären. Diese 
bringen eine besonders breite Multiperspektivität auf den Nahostkon-
flikt mit (vgl. kritisch Salzborn/Kurth 2019), welche häufig bedeutsam 
für die Identitätskonstruktionen sind. Die Erklärung würde aber zu kurz 
greifen, dass sich entsprechende Einstellungen vor allem bei Jugend-
lichen aus einem muslimischen Kontext finden ließen. Lediglich 75 der 
befragten 596 Schüler_innen bezeichnen sich als muslimisch, so dass 
nicht von einem sogenannten „muslimischen Antisemitismus“ gespro-
chen werden kann. Die verschiedensten, auch problematischen Deu-
tungsmuster auf den Nahostkonflikt sind breit in gesellschaftlichen und 
auch in wissenschaftlichen Diskursen anzutreffen (Niehoff 2016). Die 

Vgl. Rahmenlehrplan Geschichte 7–10 sowie Anknüpfungspunkte im Rahmenlehrplan Ethik 
7–10 (Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft Berlin/Ministerium für Bildung, 
Jugend und Sport des Landes Brandenburg (2015c und 2015 d).

74
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politische Bildung (und Lehrkräftebildung) muss sich vor dem Hinter-
grund dieser Ergebnisse mit diesem Phänomen sehr viel stärker ausein-
andersetzen (Achour/Wagner 2019: 170; Niehoff 2017).

Am stärksten divergieren die Meinungen zwischen den beiden Gruppen 
bezüglich der Items „Es leben zu viele Migrant_innen in Deutschland“ 
(MW Gym 11–13: 1,8; MW ISS 11–13: 2,8) und „Was der Staat Israel heu-
te mit den Palästinenser_innen macht, ist nichts anderes als das, was die 
Nazis im dritten Reich mit den Juden gemacht haben“ (MW Gym 9–10: 
2,2; MW ISS 9–10: 3,1). 

Die geringsten Unterschiede sind in den Jahrgangsstufen 9–10 hinsicht-
lich der Items „Durch die vielen Muslime fühle ich mich manchmal wie 
ein Fremder im eigenen Land“ (MW Gym: 2,2; MW ISS: 2,275) sowie „Mus-
limen sollte die Zuwanderung nach Deutschland untersagt werden“ (MW 
Gym: 1,5; MW ISS: 1,8) zu verzeichnen, in den Jahrgangsstufen 11–13 
hinsichtlich des Items „Juden haben in Deutschland zu viel Einfluss“ 
(MW Gym: 1,1; MW ISS: 1,3). Es sei noch einmal darauf hingewiesen, 
dass die Zustimmung der Schüler_innen beider Schulformen zu diesen 
Items zum größten Teil im äußerst geringen Bereich liegt (Ausnahmen 
vgl. Fußnote 73).

Bei dem auf eine Nachkommastelle gerundeten Wert zeigt sich hier gar kein Unterschied; bei 
mehreren Nachkommastellen wird hingegen die minimale Differenz deutlich (MW Gym: 2,17; 
MW ISS: 2,22).

75
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Quelle: Befragung FU Berlin

Abb. 44: „Wie stehst Du zu folgenden Aussagen?“ — Zustimmung 
der Schüler_innen der Jahrgangsstufen 9–10 nach Schulform, in Mit-
telwerten

<  gar nicht völlig >

1 2 3 4 5

1. Es leben zu viele Migrant_innen in Deutschland. 2,2 (SD=1,2)
2,7 (SD=1,3)

2. Migrant_innen bereichern unsere Gesellschaft. 3,6 (SD=1,5)
3,3 (SD=1,2)

3. Wenn Arbeitsplätze knapp werden, sollte man die 
in Deutschland lebenden Migrant_innen wieder in ihre 
Heimat zurückschicken.

1,6 (SD=0,9)
2,1 (SD=1,2)

4,2 (SD=1,1)4. Die in Deutschland lebenden Migrant_innen sollten 
die gleichen Rechte wie deutsche Mitbürger_innen 
haben.

3,8 (SD=1,2)

6. Die meisten Asylbewerber_innen kommen nur hier-
her, um unseren Sozialstaat auszunutzen.

2,2 (SD=1,1)
2,6 (SD=1,2)

7. Ich lebe gern in einer Gegend, in der Menschen aus 
verschiedenen Ländern leben.

3,7 (SD=1,1)
3,5 (SD=1,3)

8. Durch die vielen Muslime hier fühle ich mich manch-
mal wie ein Fremder im eigenen Land.*

2,2 (SD=1,4)
2,2 (SD=1,4)

9. An den meisten Problemen, die in Deutschland beste-
hen, sind vor allem Migrant_innen schuld.

1,7 (SD=0,9)
2,1 (SD=1,2)

10. Muslimen sollte die Zuwanderung nach Deutschland 
untersagt werden.*

1,5 (SD=1,0)
1,8 (SD=1,1)

11. Juden haben in Deutschland zu viel Einfluss.* 1,2 (SD=0,6)
1,6 (SD=1,0)

12. Viele Juden versuchen, aus der Vergangenheit des 
Dritten Reiches heute ihren Vorteil zu ziehen.*

1,4 (SD=0,8)
1,9 (SD=1,2)

13. Was der Staat Israel heute mit den Palästinenser_in-
nen macht, ist nichts anderes als das, was die Nazis im 
Dritten Reich mit den Juden gemacht haben.*

2,2 (SD=1,2)
3,1 (SD=1,3)

Gymnasium (n=38–77) ISS (n=86–127)

5. Die meisten Asylbewerber_innen werden in ihrem 
Heimatland gar nicht verfolgt. 2,8 (SD=1,2)

2,3 (SD=1,0)

* Bei diesen Items wurden die Angaben derjenigen, die der betreffenden 
Glaubensgemeinschaft angehören, nicht in die Auswertung einbezogen.
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Quelle: Befragung FU Berlin

Abb. 45: „Wie stehst Du zu folgenden Aussagen?“ — Zustimmung 
der Schüler_innen der Jahrgangsstufen 11–13 nach Schulform, in 
Mittelwerten

1 2 3 4 5

1. Es leben zu viele Migrant_innen in Deutschland. 1,8 (SD=1,0)
2,8 (SD=1,3)

2. Migrant_innen bereichern unsere Gesellschaft. 4,0 (SD=0,9)
3,4 (SD=0,9)

3. Wenn Arbeitsplätze knapp werden, sollte man die 
in Deutschland lebenden Migrant_innen wieder in ihre 
Heimat zurückschicken.

1,4 (SD=0,7)
1,8 (SD=1,1)

4,4 (SD=0,9)4. Die in Deutschland lebenden Migrant_innen sollten 
die gleichen Rechte wie deutsche Mitbürger_innen 
haben.

4,1 (SD=1,0)

6. Die meisten Asylbewerber_innen kommen nur hier-
her, um unseren Sozialstaat auszunutzen.

1,8 (SD=1,0)
2,4 (SD=1,1)

7. Ich lebe gern in einer Gegend, in der Menschen aus 
verschiedenen Ländern leben.

4,1 (SD=1,0)
3,9 (SD=1,0)

8. Durch die vielen Muslime hier fühle ich mich manch-
mal wie ein Fremder im eigenen Land.*

1,8 (SD=1,0)
2,2 (SD=1,2)

9. An den meisten Problemen, die in Deutschland beste-
hen, sind vor allem Migrant_innen schuld.

1,5 (SD=0,8)
2,1 (SD=1,2)

10. Muslimen sollte die Zuwanderung nach Deutschland 
untersagt werden.*

1,2 (SD=0,6)
1,6 (SD=0,9)

11. Juden haben in Deutschland zu viel Einfluss.* 1,1 (SD=0,4)
1,3 (SD=0,7)

12. Viele Juden versuchen, aus der Vergangenheit des 
Dritten Reiches heute ihren Vorteil zu ziehen.*

1,2 (SD=0,7)
1,7 (SD=1,1)

13. Was der Staat Israel heute mit den Palästinenser_in-
nen macht, ist nichts anderes als das, was die Nazis im 
Dritten Reich mit den Juden gemacht haben.*

2,3 (SD=1,2)
2,7 (SD=1,3)

Gymnasium (n=160–294) ISS (n=42–74)

5. Die meisten Asylbewerber_innen werden in ihrem 
Heimatland gar nicht verfolgt. 2,6 (SD=1,2)

2,0 (SD=1,0)

* Bei diesen Items wurden die Angaben derjenigen, die der betreffenden 
Glaubensgemeinschaft angehören, nicht in die Auswertung einbezogen.

<  gar nicht völlig >
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Die Gymnasialschüler_innen beider Jahrgangsstufen stimmen den Aus-
sagen, die Pluralität bejahen und gleiche Rechte für Migrant_innen for-
dern, im Mittel eher zu als die Befragten an den Integrierten Sekundar-
schulen. Während letztere dem Item „Migrant_innen bereichern unsere 
Gesellschaft“ nur teilweise zustimmen (MW ISS 9–10: 3,3; MW ISS 11–
13: 3,4), finden sich bei den Gymnasialschüler_innen höhere Zustim-
mungswerte (MW Gym 9–10: 3,6; MW Gym 11–13: 4,0). Hinsichtlich der 
Aussage, die in Deutschland lebenden Migrant_innen sollten die gleiche 
Rechte wie deutsche Mitbürger_innen haben, fällt der Unterschied zwi-
schen den Schüler_innen der beiden Schulformen in der Sekundarstufe I 
minimal größer aus (MW Gym: 4,2; MW ISS: 3,8) als in der Sekundarstufe 
II (MW Gym: 4,4; MW ISS: 4,1). Der geringste Unterschied zwischen den 
Schulformen besteht bezüglich der Aussage, gerne in einer Gegend zu 
leben, in der Menschen aus verschiedenen Ländern leben: Dieser beläuft 
sich in beiden Jahrgangsstufen auf 0,2 (MW Gym 9–10: 3,7; MW ISS 
9–10: 3,5; MW Gym 11–13: 4,1; MW ISS 11–13: 3,9). 

Wie diese Werte zeigen, fällt die Zustimmung zu allen Items, die sich 
auf eine plurale Gesellschaft beziehen, in den höheren Jahrgangsstu-
fen in allen Befragtengruppen etwas stärker aus (vgl. Abb. 44, Abb. 45). 
Teilweise liegen die Werte jedoch mit Mittelwertunterschieden von 0,1 
nur äußerst geringfügig auseinander. Passend dazu ist bis auf wenige 
Ausnahmen76 die Zustimmung zu den gruppenfeindlichen Aussagen in 
der Sekundarstufe II etwas geringer als in den unteren Jahrgangsstufen. 
Auch diese Unterschiede zwischen den Werten bewegen sich jedoch mit 
Differenzen in Höhe von 0,1 bis 0,4 im minimalen bis kleinen Bereich.

Mit Blick auf die Ergebnisse der bundesweiten Befragung fallen folgende 
Unterschiede auf: Die befragten Berliner Schüler_innen befürworten 
Vielfalt und Migration etwas stärker und zeigen sich gegenüber sozialen 
Gruppen insgesamt anerkennender. 

So sind die Mittelwerte für die Zustimmung zu folgenden Items in der Gruppe der Schüler_in-
nen an Integrierten Sekundarschulen in den Jahrgangsstufen 9–10 und 11–13 gleich: „Durch 
die vielen Muslime fühle ich mich manchmal wie ein Fremder im eigenen Land“ (MW 9–10 
und 11–13 jeweils: 2,2), „An den meisten Problemen, die in Deutschland bestehen, sind vor 
allem Migrant_innen schuld“ (MW 9–10 und 11–13 jeweils: 2,1); einen jeweils geringfügig hö-
heren Wert in den Jahrgangsstufen 11–13 weisen das Item „Es leben zu viele Migrant_innen 
in Deutschland“ unter den Befragten an den Integrierten Sekundarschulen auf (MW 9–10: 2,7; 
MW 11–13: 2,8) sowie das Item „Was der Staat Israel heute mit den Palästinenser_innen macht, 
ist nichts anderes als das, was die Nazis im dritten Reich mit den Juden gemacht haben“ unter 
den Gymnasialschüler_innen (MW 9–10: 2,2; MW 11–13: 2,3).

76
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Auch die bundesweite Untersuchung zeigte, dass sich bei fast allen Items 
die Schüler_innen aus den Stadtstaaten (oftmals deutlich) positiver hin-
sichtlich der Rechte von Personen mit Migrationshintergrund und der 
Asylsuchenden bzw. skeptischer bezüglich der Einschränkung solcher 
Rechte zeigen. So beträgt beispielsweise der Mittelwert zur Aussage „Es 
leben zu viele Migrant_innen in Deutschland“ bei den Gymnasialschü-
ler_innen in Stadtstaaten 2,0, während er in westdeutschen Gymnasien 
2,4, in ostdeutschen Gymnasien 2,6 beträgt (Achour/Wagner 2019: 169).

Für die Jahrgänge 11–13 der hier befragten Schüler_innen zeigt sich mit 
Blick auf die bundesweit befragten Schüler_innen folgender Unterschied: 
Dort fällt auf, dass die Einstellungen sich entlang beider Schulformen, 
die zum Abitur führen (Gymnasien und als „sonstige allgemeine Schul-
formen“ zusammengefasste Schulformen) stark annähern (vgl. Achour/
Wagner 2019: 163). Bei den in Berlin befragten Schüler_innen ist dieses 
Phänomen nicht festzustellen. Während die Einstellungen der Schüler_in-
nen am Gymnasium, wie oben zusammengefasst, in Bezug auf Vielfalt, Mi-
gration und soziale Gruppen positiver werden, lässt sich bei den Schüler_
innen der Integrierten Sekundarschulen weiterhin teilweise Distanz und 
Skepsis feststellen77. Allerdings sei hier wiederholt auf die geringe Fallzahl 
hingewiesen sowie auf den höheren Anteil von Schüler_innen mit gerin-
gerem sozialen und kulturellen Kapital an den Berliner Sekundarschulen. 
Dass dieser Hintergrund mit politischen Einstellungen zusammenhängt, 
ist aus der politischen Kulturforschung bekannt (vgl. Zick/Küpper/Berg-
han 2019) und bestätigt sich auch hier bei der Differenzierung in diese 
Befragungsgruppen78 (vgl. Tabelle 17).

Für die gruppenbezogenen Einstellungen sollen die Mittelwerte weiterer 
Befragtengruppen – der weiblichen und männlichen Befragten sowie der 
Befragten mit hohem und niedrigem kulturellen Kapital79 – vergleichend 
dargestellt werden.

Im Überblick der Mittelwerte der weiblichen und männlichen Befragten 
im Vergleich wird deutlich, dass die Schüler Pluralität ablehnende Items 

Beispielsweise bezüglich der Items: „Es leben zu viele Migrant_innen in Deutschland“ MW 
11–13: 2,8; „Die meisten Asylbewerber_innen werden in ihrem Heimatland gar nicht verfolgt“: 
MW 11–13: 2,6.
Auch hier sei auf die sehr unterschiedlichen Fallzahlen verwiesen, die Aussagen nur be-
dingt möglich machen.
Auf die Darstellung der Ergebnisse der Schüler_innen mit hohem und niedrigem sozialen 
Kapital wird verzichtet, da eine Aussagekraft aufgrund der enorm divergierenden Gruppen-
größen (n=6–10 und n=253–423) kaum vorhanden ist.

77
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wie „Es leben zu viele Migrant_innen in Deutschland“ im Mittel etwas 
stärker befürworten (MW 2,4) als die Schülerinnen (MW 2,0). Diese Ten-
denz ist bei allen so formulierten Items zu beobachten, unabhängig von 
der Gruppe, auf die sie sich beziehen (vgl. Tabelle 17). Mit Differenzen 
zwischen 0,1 und 0,4 liegen die Mittelwerte der beiden Gruppen jedoch 
immer noch relativ nahe beieinander. Umgekehrt lässt sich für die Items, 
die positive Haltungen zu Migration und Vielfalt widerspiegeln, eine im 
Mittel stärkere Zustimmung seitens der weiblichen Befragten feststellen. 
Auch hier geht jedoch die Differenz zwischen den Werten nicht über 0,4 
hinaus (vgl. Tabelle 17).

Tabelle 17: Gruppenbezogene Einstellungen nach Geschlecht und 
kulturellem Kapital, in Mittelwerten

1. Es leben zu viele Migrant_in-
nen in Deutschland.

2. Migrant_innen bereichern 
unsere Gesellschaft.

3. Wenn Arbeitsplätze knapp 
werden, sollte man die in 
Deutschland lebenden Migrant_
innen wieder in ihre Heimat 
zurückschicken.

4. Die in Deutschland leben-
den Migrant_innen sollten die 
gleichen Rechte wie deutsche 
Mitbürger_innen haben.

5. Die meisten Asylbewerber_in-
nen werden in ihrem Heimat-
land gar nicht verfolgt.

6. Die meisten Asylbewerber_in-
nen kommen nur hierher, um 
unseren Sozialstaat auszunut-
zen.

7. Ich lebe gern in einer 
Gegend, in der Menschen aus 
verschiedenen Ländern leben.

2,0 (SD=1,2)

3,9 (SD=1,1)

1,5 (SD=0,8)

4,3 (SD=0,9)

2,1 (SD=1,0)

1,9 (SD=0,9)

4,1 (SD=1,0)

2,4 (SD=1,2)

3,5 (SD=1,0)

1,8 (SD=1,0)

4,1 (SD=1,0)

2,5 (SD=1,1)

2,3 (SD=1,1)

3,7 (SD=1,1)

2,8 (SD=1,4)

3,1 (SD=1,1)

2,0 (SD=1,3)

3,9 (SD=1,3)

2,8 (SD=1,2)

2,6 (SD=1,2)

3,7 (SD=1,2)

2,0 (SD=1,1)

3,9 (SD=1,0)

1,5 (SD=0,9)

4,3 (SD=1,0)

2,1 (SD=1,0)

2,0 (SD=1,0)

4,0 (SD=1,1)

Weibliche 
Befragte  
(n=165–315)

Männliche 
Befragte   
(n=153–222)

Geringes 
kulturelles 
Kapital   
(n=52–74)

Hohes 
kulturelles 
Kapital    
(n=216–387)
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Quelle: Befragung FU Berlin

8. Durch die vielen Muslime hier 
fühle ich mich manchmal wie 
ein Fremder im eigenen Land.*

9. An den meisten Problemen, 
die in Deutschland bestehen, 
sind v.a. Migrant_innen Schuld.

10. Muslimen sollte die Zu-
wanderung nach Deutschland 
untersagt werden.*

11. Juden haben in Deutschland 
zu viel Einfluss.*

12. Viele Juden versuchen, aus 
der Vergangenheit des Dritten 
Reiches heute ihren Vorteil zu 
ziehen.*

13. Was der Staat Israel heute 
mit den Palästinenser_innen 
macht, ist nichts anderes als 
das, was die Nazis im Dritten 
Reich mit den Juden gemacht 
haben.*

1,8 (SD=1,1)

1,6 (SD=0,9)

1,3 (SD=0,7)

1,2 (SD=0,5)

1,3 (SD=0,7)

2,5 (SD=1,3)

2,1 (SD=1,2)

1,9 (SD=1,1)

1,4 (SD=0,9)

1,3 (SD=0,7)

1,6 (SD=1,0)

2,6 (SD=1,4)

2,6 (SD=1,6)

2,2 (SD=1,4)

2,0 (SD=1,4)

1,6 (SD=1,0)

1,8 (SD=1,2)

3,0 (SD=1,4)

1,8 (SD=1,1)

1,6 (SD=0,9)

1,3 (SD=0,7)

1,1 (SD=0,5)

1,3 (SD=0,7)

2,3 (SD=1,2)

Weibliche 
Befragte  
(n=165–315)

Männliche 
Befragte   
(n=153–222)

Geringes 
kulturelles 
Kapital   
(n=52–74)

Hohes 
kulturelles 
Kapital    
(n=216–387)

Skala: 1 = „stimme gar nicht zu“; 5 = „stimme völlig zu“

* Bei diesen Items wurden die Angaben derjenigen, die der betreffenden Glaubensgemeinschaft 
angehören, nicht in die Auswertung einbezogen.

Zum Teil etwas größer fallen die Unterschiede im Vergleich der Schüler_
innen mit hohem und geringem kulturellen Kapital aus. Hier stimmen 
die Schüler_innen mit hohem kulturellen Kapital den gruppenfeindlichen 
Aussagen im Mittel weniger zu als die Schüler_innen mit geringem kul-
turellen Kapital (vgl. Tabelle 17). Umgekehrt sprechen sie sich etwas stär-
ker für eine Bereicherung durch Migrant_innen (MW hohes Kapital: 3,9; 
MW geringes Kapital: 3,1) und die Gleichberechtigung von Migrant_innen 
(MW hohes Kapital: 4,3; MW geringes Kapital: 3,9) aus. Der maximale 
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Mittelwertunterschied zwischen den beiden Gruppen beträgt 0,8 (Items 
„Es leben zu viele Migrant_innen in Deutschland“ MW hohes Kapital: 2,0; 
MW geringes Kapital: 2,8; „Durch die vielen Muslime hier fühle ich mich 
manchmal wie ein Fremder im eigenen Land“ MW hohes Kapital: 1,8; MW 
geringes Kapital: 2,6).
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Teilgenommen haben neun Schulen, davon drei Integrierte Sekundarschulen. 80

Die vorliegende gesonderte Auswertung der Berliner Daten ermöglicht ei-
nen exemplarischen Einblick in die Angebote der politischen Bildung und 
Demokratiebildung an Berliner Schulen. Trotz der nicht repräsentativen 
Erhebung (vgl. 4) lassen sich aufschlussreiche Erkenntnisse und Hinweise 
auf den Stellenwert von politischer Bildung und Demokratiebildung in 
Berlin und die damit verbundenen Herausforderungen formulieren. 

Im Folgenden findet sich vor diesem Hintergrund eine Zusammenschau 
der Ergebnisse mit Fokus auf Handlungsempfehlungen. Welche Erkennt-
nisse lassen sich für die politische Bildung in Berlin zwischen Status quo 
und State of the Art abschließend zusammenfassen?

Im Vergleich der beiden Schulformen Gymnasium und Integrierte Se-
kundarschule zeigt sich deutlich, dass bei dieser nicht repräsentativen 
Untersuchung der Anteil der befragten Berliner Schüler_innen mit 
einem hohem sozialen und kulturellen Hintergrund an den Gymnasien 
deutlich höher ist als an den Integrierten Sekundarschulen. Der Zusam-
menhang zwischen besuchter Schulform und Bildungsgrad der Eltern 
(soziales Kapital) sowie dem kulturellen Kapital ist dabei in der Berli-
ner Stichprobe ebenso festzustellen wie in der bundesweiten Befragung, 
in deren Rahmen auch die Daten für Berlin erhoben worden sind (vgl. 
Achour/Wagner 2019). Zugleich zeigt sich jedoch, dass die befragten 
Berliner Schüler_innen im Schnitt an beiden Schulformen über einen 
höheren sozialen und kulturellen Hintergrund verfügen als in der bun-
desweiten Studie.80 

7 KERNAUSSAGEN 
UND HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN

7.1 Spezifische Herausforderung: Ungleiche Verteilung
  des sozialen und kulturellen Kapitals 
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Der Anteil der Befragten, von denen mindestens ein Elternteil einen 
Universitäts- oder Fachhochschulabschluss besitzt, ist in Berlin an den 
Gymnasien, die an der Untersuchung teilgenommenen haben, mit 73,7% 
(bundesweit: 46%) fast dreimal so hoch wie bei den Befragten an den 
Integrierten Sekundarschulen mit 26,0% (bundesweit: 18%). Auch die 
Anteile der Schüler_innen mit hohem und niedrigem sozialen Kapital 
differieren entsprechend (vgl. 5). Das heißt, die Spreizung ist größer, aber 
das soziale Kapital der befragten Schüler_innen an beiden Schulformen 
in Berlin insgesamt höher. 

Der Anteil der Schüler_innen mit einem geringen kulturellen Kapital81 
beträgt an den befragten Gymnasien in Berlin lediglich 4,9% (bundes-
weit: 10,7%), an den befragten Integrierten Sekundarschulen 28,2% 
(bundesweit: 33%). Über ein hohes kulturelles Kapital verfügen nach 
eigenen Angaben der Berliner Schüler_innen an den Integrierten Sekun-
darschulen 37,3% (bundesweit: 22%), an den Gymnasien sogar 83,7% 
(bundesweit: 47%). Auch hier zeigt sich, dass an beiden Schulformen das 
kulturelle Kapital bei den befragten Berliner Schüler_innen höher ist als 
bei den bundesweit Befragten. 

Die Schüler_innen an den Berliner Gymnasien, die an der Befragung teil-
genommen haben, sind somit hinsichtlich des kulturellen und sozialen 
Kapitals besonders privilegiert. Zugleich erhalten sie häufig umfassendere 
Angebote der politischen Bildung und Demokratiebildung. Dies geht ein-
her mit einem höheren Interesse an Politik, höheren Vertrauenswerten in 
die Demokratie, gesellschaftliche Akteure und Organisationen sowie einer 
höheren Partizipation(sbereitschaft). Ebenfalls sind die Einstellungen der 
Schüler_innen am Gymnasium im Vergleich zu den Befragten an den In-
tegrierten Sekundarschulen positiver gegenüber demokratischen Grund-
rechten wie der Meinungsfreiheit, dem Demonstrations- und Streikrecht 
und auch gegenüber sozialen Gruppen wie Menschen muslimischen und 
jüdischen Glaubens, Menschen mit Migrationsbezügen und Asylsuchen-
den. (vgl. 6.3).

Empfehlung: Auffangen von sozialer Ungleichheit – Beson-
deres Investment in Bildung, wo sie nötig ist

Das kulturelle Kapital wird mit der Anzahl der Bücher erfasst, die zuhause vorhanden sind (vgl. 
Abs/Hahn-Laudenberg 2017) und zwei Kategorien zugeordnet: Sind maximal 25 Bücher zu-
hause vorhanden, wird dies als geringes kulturelles Kapital verstanden. Haushalten, in denen 
mindestens 101 Bücher existieren, wird ein hohes kulturelles Kapital zugewiesen. (Achour/ 
Wagner 2019: 47).

81
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Trotz der unterschiedlichen Verteilung der Kapitalien an den beiden Ber-
liner Schulformen zeigt sich zugleich, dass im bundesweiten Vergleich 
die befragten Berliner Schüler_innen an beiden Schulformen über ein 
höheres soziales und kulturelles Kapital verfügen. Daraus lässt sich fol-
gende Vermutung ableiten: Integrierte Sekundarschulen sind auch bei 
bildungsnahen Familien nachgefragt. Perspektivisch kann hier eine zen-
trale Chance liegen, Segregationstendenzen mit dem Angebot attraktiver 
Integrativer Sekundarschulen etwas entgegensetzen zu können. Aller-
dings fällt ebenso die besonders starke soziale und (bildungs)kulturelle 
Homogenität an den Gymnasien ins Auge. Das erfordert besondere In-
vestitionen in und Ressourcen für die Integrierten Sekundarschulen, um 
auf diese Diskrepanzen bildungspolitisch, pädagogisch und didaktisch 
reagieren zu können. Dort, wo die Investition an politischer Bildung und 
Demokratiebildung geringer ist, ist auch die Wertschätzung von Demo-
kratie, Grundrechten und Vielfalt reduzierter.

Die Befragung fand im Schuljahr 2018/19 statt. Das Fach Politische Bil-
dung erfuhr in den Jahrgängen 7–10 zum Schuljahr 2019/20 in Berlin 
eine Stärkung mit zwei Wochenstunden je Doppeljahrgangsstufe und be-
findet sich daher in einer „Umbruchssituation“. Eine zentrale Frage ist 
dabei für viele Schulen, wie die vorhandenen Kontingente je Doppeljahr-
gangsstufe von acht Wochenstunden an den Integrierten Sekundarschu-
len und zehn Wochenstunden an den Gymnasien für die Fächergruppe 
Politik, Geschichte, Geographie und Ethik individuell an den Schulen 
verteilt werden. Das heißt, aus der Befragung lassen sich keine Angaben 
zum aktuellen Umfang für die Jahrgänge 9–10 machen. Zum Befragungs-
zeitraum und davor war die Politische Bildung (ehemals Sozialkunde) in 
der Regel mit einem Anteil von 1/3 in das Fach Geschichte in den Jahr-
gangsstufen 7–10 integriert. Aufgrund knapper zeitlicher Ressourcen 
und zahlreicher historischer Schwerpunkte in den Rahmenlehrplänen 
reduzierten sich in der Realität die Angebote der politischen Bildung 
stark. Dennoch lassen die Angaben der Schüler_innen zu diesem Zeit-
punkt bestimmte Trends für die beiden Schulformen erkennen, die im 
Folgenden dargestellt werden.

An den Integrierten Sekundarschulen in den Jahrgängen 9–10 zeichnet 
sich ein deutlicher Trend zur Integration der gesellschaftswissenschaft-

7.2 Wie(viel) Politikunterricht? 
 Trend: Politik an Gymnasien – Gesellschafts-
 wissenschaften an Sekundarschulen
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lichen Fächer ab. 93% der befragten Schüler_innen geben an, dass Politik 
mit einem anderen Fach zusammen unterrichtet wird. Diese Entwicklung 
ist allerdings auch extrinsisch durch das geringere Stundenkontingent 
an dieser Schulform für die Gruppe der Gesellschaftswissenschaften mo-
tiviert82. So geben gut 50% der befragten Schüler_innen an den Integrier-
ten Sekundarschulen in den Jahrgangsstufen 9–10 an, dass lediglich eine 
Stunde für das Fach, in dem hauptsächlich Politik unterrichtet wird (in 
Berlin zu dem Zeitpunkt zumeist Geschichte/Politik) zur Verfügung ste-
he (vgl. 6.1.2). An den Gymnasien findet Politikunterricht in der Sekun-
darstufe I häufiger als eigenständiges Fach statt (37,7%), was sich zu die-
sem besonderen Befragungszeitraum auch mit dem Angebot von Politik 
als Wahlpflichtfach bzw. Profilkurs mit zwei Unterrichtsstunden (37,7%) 
erklären lässt. Dieser Trend zu einem eigenständigen Fach scheint sich 
mit der Stärkung 2019/20 an den Gymnasien allerdings fortzusetzen. 
Hierzu existieren zurzeit aber noch keine Daten.

Der Eindruck, dass an den Integrierten Sekundarschulen stärker interdis-
ziplinär und fachübergreifend gearbeitet wird, wird durch die Angaben 
dieser Befragtengruppe zu den Inhalten des Politikunterrichts gestärkt. 
Diese sind insgesamt breiter angelegt als an den Gymnasien, werden da-
für aber auch zu einem großen Teil nicht „in hohem Maße“83 thematisiert 
(vgl. 6.1.3). An den Gymnasien in den Jahrgängen 9–10 dagegen lässt sich 
ein deutlicher Schwerpunkt auf den „Klassikern“ erkennen, die in „hohem 
Maße vermittelt“ werden: Demokratie in Deutschland und Europäische 
Union. Demokratische Grundwerte werden in beiden Schulformen und 
Jahrgangsstufen umfassend zum Thema.

Auffällig ist, dass an den Integrierten Sekundarschulen etwas stärker ak-
tuelle (Querschnitts-)Themen wie Digitalisierung, Nachhaltigkeit, Globali-
sierung, aber auch soziale Themen wie Fragen des Zusammenlebens und 
Rassismus behandelt werden. 

Diese Befunde sind besonders hervorzuheben, weil es sich hierbei um 
Themenfelder handelt, die zurzeit nicht nur eine große gesellschaftliche 
Relevanz haben, sondern auch laut der aktuellen Shell Jugendstudie von 
2019 besondere Interessensschwerpunkte junger Menschen darstellen 
(vgl. Schneekloth/Albert 2019: 56ff.). Nicht zuletzt handelt es sich um 

Bis zum Schuljahr 2019/20 standen für die drei Fächer Politik, Geschichte, Geographie in der 
Regel lediglich zwei Wochenstunden pro Halbjahr zur Verfügung. 
„In hohem Maße vermittelt“ ist neben „teilweise“ und „wenig bzw. überhaupt nicht“ eine der 
Antwortkategorien.

82

83
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Querschnittsthemen, die laut übergeordneten Themen des Rahmenlehr-
plans in allen Unterrichtsfächern Berücksichtigung erfahren sollten. 

In den Jahrgängen 11–13 ist das Fach Politikwissenschaft als Grund- oder 
Leistungskurs zeitlich entsprechend gut aufgestellt. Dies spiegelt sich 
auch in einer deutlich umfassenderen Behandlung der Inhalte wider: Laut 
Angaben der Lernenden werden alle gelisteten Inhalte thematisiert. Dies 
ist eine positive Entwicklung, aber dennoch muss berücksichtigt werden, 
dass nicht alle Schüler_innen das Abitur ablegen, sondern ein großer Teil 
berufliche Schulen besucht. In den Rahmenlehrplänen verschieben sich 
dort die Inhalte deutlich im Hinblick auf die Abschlussprüfungen zu wirt-
schaftlichen und betrieblichen Fragen. Bleibt einem Teil der Schüler_in-
nenschaft der Zugang zu gesellschaftlich und politisch relevanten The-
men in den Klassen 9–10 verwehrt, haben die beruflichen Schulen nicht 
unbedingt die zeitlichen Ressourcen und unterliegen qua Lehrplänen 
nicht den Vorgaben, diese inhaltlichen Defizite zu kompensieren. Abgese-
hen davon finden in den Jahrgängen 7–10 relevante politische Sozialisa-
tionsprozesse statt, die die Institution Schule später nicht mehr in dieser 
Form begleiten kann. 

Empfehlung: Politische Bildung oder Gesellschaftswissen-
schaften? – Sinnvolle Konsequenzen für die Lehrkräftebildung 
und Unterrichtsqualität ziehen

Vor dem Hintergrund der Stärkung der politischen Bildung in den Jahr-
gängen 7–10 seit dem Schuljahr 2019/20 bleibt abzuwarten, wie sich 
die Ausgestaltung der Kontingentvorgaben auf die intensivere und 
vielfältigere Behandlung der Inhalte der politischen Bildung in beiden 
Schulformen in der nächsten Zeit entwickelt. Während das Fach in der 
Oberstufe diesbezüglich gut aufgestellt ist, verweisen die vorliegenden 
Ergebnisse auf Bedarfe, die es in Zukunft zu kompensieren gilt. 

Wie gut dies gelingt, hängt auch mit der Unterstützung und Professio-
nalisierung der unterrichtenden Lehrkräfte zusammen. Mit der Stärkung 
der politischen Bildung und der Kontingentvorgabe stehen nicht nur die 
Schulen, sondern auch die Lehrkräftebildung vor Herausforderungen. 

Aufgrund des kaum existenten Politikunterrichts in den Jahrgängen 7–10 
in den letzten Jahren haben weder Politik- noch Geschichtslehrkräfte in 
Berlin Unterrichtserfahrungen sammeln können, so dass zurzeit ein deut-
licher Bedarf an Fort- und Weiterbildung für Formate der Politischen Bil-
dung, aber auch der Demokratiebildung formuliert wird: Insbesondere  
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wenn es um das Aufgreifen aktueller gesellschaftlicher Entwicklungen 
geht wie der Umgang mit Hate Speech, Klimawandel, Rechtsextremismus, 
Antisemitismus, Muslimfeindlichkeit, Medien und Digitalisierung etc. Vor 
allem für die Jahrgangsstufen 7–10 steht die Frage im Zentrum, wie dies 
adressat_innengerecht und handlungsmotivierend für jüngere Lernende 
aufbereitet werden kann. 

Eine für die Zukunft weitere offene Frage ist der Trend zu einem eigen-
ständigen Fach an den Gymnasien auf der einen Seite, zum Fach Gesell-
schaftswissenschaften an den Sekundarschulen auf der anderen Seite. 
Die domänenspezifische Ausbildung in Politischer Bildung/Politikwissen-
schaft ist durch die erste Phase an der Universität abgedeckt, in der zwei-
ten Phase (Referendariat) existiert in Berlin ein integriertes Angebot an 
Fachseminaren für Geschichte/Politik. 

Ein Fach Gesellschaftswissenschaften wird für das Lehramt an Gymnasien 
und Integrierten Sekundarschulen zurzeit weder an den Berliner lehrkräf-
tebildenden Universitäten noch im weiteren Bundesgebiet und auch nicht 
in der zweiten Phase angeboten. Es existiert auch keine eigene interdiszi-
plinäre Didaktik, welche domänenspezifische Kompetenzen und Prinzipien 
zur Gestaltung von Materialien und Unterricht formuliert. Fachfremder Un-
terricht kann die Qualität von Unterricht aber beeinflussen (Terhart 2014). 
Die professionelle Kompetenz von Lehrkräften (vgl. Baumert/Kunter 2011) 
ist eine zentrale Basis für die Qualität von Unterricht und die Tätigkeit von 
Lehrkräften, nicht zuletzt auch, um auf die notwendigen Grundlagen in der 
gymnasialen Oberstufe oder beruflichen Bildung vorzubereiten.

Hier besteht – allerdings bundesweit84 – Handlungsbedarf. Strukturell 
wächst mit einem gesellschaftswissenschaftlichen Ansatz das Fach aus 
den Jahrgangsstufen 5/6 an den Berliner Grundschulen in die Jahrgangs-
stufe 10. Allerdings ist auch die universitäre Ausbildung des Grund-
schullehramts mit Schwerpunkt Gesellschaftswissenschaften vor allem 
additiv und nicht integrativ in Bezug auf die Fächer Politik, Geschichte, 
Geographie angelegt.85 

Eine vergleichbare fehlende Passung zwischen Lehramtsstudium und einem Schulfach Gesell-
schaftswissenschaften bzw. Gesellschaftslehre insbesondere an den nichtgymnasialen Schulfo-
ren haben auch z.B. Rheinland-Pfalz, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen.
Vgl. z. B. die entsprechenden Studien- und Prüfungsordnungen an der Freien Universi-
tät Berlin ( https://www.fu-berlin.de/sites/dse/studium/bachelor/ba-gsp/STPO-FU-Mittei-
lung-20-2017-30_06_2017.pdf, S. 374) (zuletzt abgerufen am19.03.2020) sowie an der 
Humboldt Universität zu Berlin ( https://gremien.hu-berlin.de/de/amb/2015/22/22_2015_
AMB_BA_Bildung_an_Grundschulen_DRUCK.pdf, S. 5) (zuletzt abgerufen am 19.03.2020).

84

85
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Für die Berliner Situation sollten sich ungleiche Eingangsvorausset-
zungen, die sich entlang des sozialen und kulturellen Kapitals der Schü-
ler_innenschaft an den beiden Schulformen in dieser Untersuchung 
gezeigt haben, nicht aufgrund fehlender Angebote in der Lehrkräfte-
bildung und damit fehlender Expertise an den Schulen verstärken. Die 
Lehrkräftebildung in allen drei Phasen steht somit vor einer spezifischen 
Herausforderung: Die Domänenspezifik muss im Fach Politik wie auch 
in den anderen gesellschaftswissenschaftlichen Fächern zum Tragen 
kommen. Sie hängt eng mit einer erfolgreichen Kompetenzförderung der 
Lernenden und gutem Unterricht zusammen und sollte daher Grundlage 
der Lehrkräftebildung in der ersten und zweiten Phase sein. Insbeson-
dere der bisher oft ausgebliebene Politikunterricht in den Jahrgängen 
7–10 erfordert Fort- und Weiterbildungangebote, da an vielen Schulen 
Bedarf an Expertise für eine schüler_innenorientierte politische Bildung 
existiert. Gefragt ist nicht bloße institutionenkundliche Wissensver-
mittlung, sondern motivierende Formate und Themen, die aktuell, ur-
teilsbildend, handlungsorientiert und an den Interessen der Lernenden 
ausgerichtet sind. Politische Bildung will die Fragen der Zeit schüler_in-
nenorientiert aufgreifen.

Darüber hinaus bedarf es einer konstruktiven Konzeption zur Qualifizie-
rung der Lehrer_innen, um den Fächerverbund Gesellschaftswissenschaf-
ten in den Jahrgängen 7–10 professionell und den jeweiligen Domänen 
angemessen umsetzen zu können. Da vor allem die Integrierten Sekun-
darschulen diesen Weg beschreiten, müsste den Lehrkräften hier beson-
dere Unterstützung in Form von Aus- und Weiterbildungangeboten zur 
Verfügung gestellt werden. Nicht zuletzt soll auch das Fach Gesellschafts-
wissenschaften auf die Anforderungen der gymnasialen Oberstufe für 
Kurse in Politik, Geschichte, Geographie und Ethik vorbereiten. Aus den 
politischen Einstellungen der Schüler_innen an den Integrierten Sekun-
darschulen lassen sich zahlreiche Anliegen herauslesen, die eine adres-
sat_innengerechte politische Bildung dort besonders relevant machen.

Empfehlung: Querschnittsthemen stärken – Demokratiebil-
dung, Medienbildung, Nachhaltigkeit, Akzeptanz von Vielfalt

Die Ergebnisse der Befragung zeigen, dass insbesondere an den Gymna-
sien auch aktuelle Querschnittsthemen wie Digitalisierung, Medienbil-
dung oder Nachhaltigkeit im Politikunterricht stärker Berücksichtigung 
erfahren können. Für die anderen Fächer lässt sich zwar eine inhaltliche 
Auseinandersetzung mit verschiedenen politischen und gesellschaft-
lichen Inhalten im Sinne der politischen Bildung und Demokratiebildung 
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als Prinzip aller Fächer sowie als Schulprinzip bereits erkennen. Jedoch 
sind mit Blick auf die hier abgefragten Querschnittsthemen offene Po-
tentiale für übergreifende Themen des Rahmenlehrplanes Berlin/Bran-
denburg zu identifizieren, die auch eng mit der Demokratiebildung in 
Zusammenhang stehen (vgl. Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und 
Wissenschaft Berlin/Ministerium für Bildung, Jugend und Sport des Lan-
des Brandenburg 2015b): „Nachhaltige Entwicklung/Lernen in Globalen 
Zusammenhängen“, „Bildung zur Akzeptanz von Vielfalt“/„Diversity-
Bildung“ und „Interkulturelle Bildung“. So werden zum Beispiel in allen 
Schularten und Jahrgangsstufen Inhalte wie Muslimfeindlichkeit, Rassis-
mus und Rechtsextremismus lediglich teilweise bis selten aufgegriffen 
(vgl. zu den Herausforderungen im Kontext Schule: Achour 2020; Sched-
ler/Achour/Elverich/Jordan 2019; Becker/Schmitt 2019; Fereidooni 2016). 
Dagegen wird laut Angaben der befragten Schüler_innen verstärkt das 
Querschnittsthema Medien und Digitalisierung in verschiedenen Fächern 
der Jahrgangsstufen 11–13 aufgegriffen. Da Jugendliche allerdings sehr 
viel früher schon mit den Herausforderungen digitaler Medien in Kontakt 
treten und viel Zeit damit verbringen (Hasebrink/Lampert/Thiel 2020; 
DAK 2017), entspricht es auch den Zielsetzungen des Basiscurriculums 
Medienbildung für die Jahrgänge 7–10, dies früher als Querschnittsthema 
in allen Fächern zu berücksichtigen. Laut der Untersuchung des Hans-
Bredow-Instituts zeigt sich, dass Schulen zwar Unterstützungsangebote 
im Umgang mit dem Internet bieten wie Thematisierung von Regeln, Vor-
züge/Gefahren, sichere Nutzung und Lernangebote. Aber dies bestätigen 
lediglich 12%–35%, so dass hier weitere Handlungsansätze zu erkennen 
sind. (Hasebrink/Lampert/Thiel 2020: 18).

Im Idealfall spiegeln sich daher diese Querschnittsthemen schon in der 
Lehrkräftebildung und den Fachdidaktiken wider. Lehrkräfte formu-
lieren im Kontext von Demokratiebildung Defizite (Schneider/Gerold 
2018) und fühlen sich für die Arbeit in migrationsbedingter Vielfalt zu 
wenig ausgebildet (Vodafone Stiftung Deutschland 2012; Karakasoglu/ 
Dogmus 2018). Ein Blick in die Studienordnungen der ersten Phase der 
Lehrkräftebildung (Achour/Lücke/Pech i. E. 2020; Roth/Wolfgarten et 
al. 2016) verweist auf deutliche Defizite und darauf, dass eine (Re-)Im-
plementierung von politischer Bildung und Demokratiebildung für alle 
Lehrkräfte als Querschnittsthema erforderlich ist. Denn die Intensität 
von Demokratiebildung an der Schule hängt laut der Lehrkräftebefra-
gung von Gerold und Schneider stark mit dem Stellenwert der Demokra-
tiebildung in der Aus- und Fortbildung zusammen und schlussendlich 
auch mit dem Kompetenzprofil und der Selbstwirksamkeit der Kolleg_in-
nen (vgl. Schneider/Gerold 2018).
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Die besondere Situation des Politikunterrichts in den Jahrgangsstufen 
9–10, welcher zum Befragungszeitraum zu einem großen Teil integriert 
ist in die Fächer Geschichte oder Gesellschaftswissenschaften, scheint 
sich auch in der wahrgenommenen Förderung domänenspezifischer 
Kompetenzen widerzuspiegeln. Dies verweist erneut auf die besonde-
ren domänenspezifischen Herausforderungen von Integrationsfächern. 
Die befragten Schüler_innen beider Schulformen geben in der Sekundar-
stufe I an, dass die zentralen Fähigkeiten der politischen Analyse-, Ur-
teils- und Handlungskompetenz nur teilweise gefördert werden, wobei 
dies aber an den Gymnasien etwas stärker stattfindet. 

Bezüglich der Urteilsfähigkeit nehmen die Befragten die stärkste, bezüg-
lich der Handlungsfähigkeit die geringste Förderung wahr. Dies zeichnet 
sich auch im Einsatz möglicher Methoden ab, die politisches Handeln 
simulieren können: Die Lernenden aller Jahrgangsstufen und beider 
Schulformen geben an, dass Methoden wie Talkshows, Zukunftsszena-
rien, Expertenbefragungen und Rollen-/Planspiele lediglich manchmal 
bzw. nie eingesetzt werden. Eine Ausnahme bilden Pro/Contra-De-
batten, die in der Sekundarstufe II den Schüler_innen zufolge häufig 
durchgeführt werden. Der Politikunterricht sei allerdings nicht metho-
denarm. So kämen Stationsarbeit, Debatten, Vorträge und Gruppen-
diskussionen zum Einsatz. Außerdem sei der Unterricht sehr produkt- 
orientiert, es würden viele Referate, Plakate, Präsentationen erarbeitet 
(vgl. 6.1.6). Neben dem produktiven Gestalten liegt der Schwerpunkt vor 
allem auf Methoden des Urteilens und Argumentierens. (Simuliertes) 
politisches Handeln zeichnet sich allerdings auch durch Verhandeln, 
Entscheiden, das Aushalten von Konflikten und Kompromissfindung 
aus (vgl. Achour et al. 2019; Detjen et al. 2012; Behrmann et al. 2004). 
Hier können Methoden wie Zukunftsszenarien, Rollen-/Planspiele sowie 
Expertenbefragungen Möglichkeiten eröffnen, diese Dimensionen von 
politischer Handlungsfähigkeit und Selbstwirksamkeit ebenfalls bei den 
Lernenden zu fördern und „das Politische“ in seiner Komplexität und 
Konflikthaftigkeit zu erfahren (Oberle/Leunig 2018; vgl. zu Methoden: 
Achour et al. 2019).

Mit dem zunehmenden Stundenumfang und dem Angebot von Politik-
unterricht als eigenständiges Fach nehmen die Befragten auch eine um-
fassendere Kompetenzförderung in den Jahrgängen 11–13 wahr. Insbe-

7.3 Gestaltung von Politikunterricht: 
 Fokus Urteilen und Debattieren
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sondere der Förderung von Urteils- und Analysefähigkeit wird hier stark 
zugestimmt, die Förderung von Handlungsfähigkeit wird zwar deut-
licher wahrgenommen, aber immer noch nur teilweise. Dies spiegelt sich 
hinsichtlich der Angaben zum Methodeneinsatz wider.

Der besondere Fokus auf die Urteilsfähigkeit zeigt sich auch in der Be-
rücksichtigung der didaktischen Prinzipien, welche insbesondere als 
„Gütekriterien“ auf deren Förderung ausgerichtet sind. Die Befragten 
stimmen entlang der Jahrgangsstufen und der Schulformen im Mittel 
den Aussagen eher zu, dass der Politikunterricht kontrovers, diskursiv, 
exemplarisch und aktuell sei. Im Gegensatz wird im Mittel eher verneint, 
dass der Unterricht langweilig, oberflächlich oder zu kompliziert sei. Die 
Berücksichtigung didaktischer Prinzipien zur Gestaltung von Politikun-
terricht ist an den Gymnasien etwas umfassender. Zugleich nehmen die 
Lernenden am Gymnasium den Unterricht etwas seltener als langweilig, 
oberflächlich oder kompliziert wahr, während die befragten Schüler_in-
nen an den Integrierten Sekundarschulen jahrgangsstufenübergreifend 
ihren Politikunterricht diesbezüglich etwas negativer bewerten (vgl. 
6.1.6). Für die Jahrgangsstufen 11–13 ist wiederholt zu erkennen, dass 
mit einem größeren Stundenumfang und einem eigenständigen Fach 
auch die Berücksichtigung didaktischer Prinzipien zunimmt und den 
Aussagen, der Unterricht sei langweilig, oberflächlich oder zu kompli-
ziert, nur noch wenig zugestimmt wird.

Empfehlung: Let‘s do it – auch politische Handlungsfähigkeit 
ist gefragt

Handlungsorientierte Methoden wie Planspiele, Talkshows, Zukunfts-
szenarien bzw. Formen realen politischen Handelns im Kontext von 
Schule und Unterricht (z.B. Diskussionen mit politischen Akteuren, Ex-
pertenbefragungen, Exkursionen) sind zeitintensiv. Aber die Ergebnisse 
der Befragung zeigen, dass sich Lernende in eben den Fähigkeiten kom-
petent und selbstwirksam empfinden, die im Politikunterricht und als 
demokratisches Schulprinzip zum Tragen kommen: zum Beispiel Posi-
tionen äußern und vor einer Gruppe vertreten. Dies lässt darauf schlie-
ßen, dass auch politische Handlungskompetenzen, wie sie für Partizi-
pationsprozesse grundlegend sind, im schulischen Kontext angebahnt 
und gefördert werden können: Dies ist möglich im Feld schulischer, 
nahräumlicher, kommunaler und weiterer Mitbestimmungs- und Beteili-
gungsmöglichkeiten. Im Kontext von Digitalisierung existieren darüber 
hinaus z. B. zahlreiche niederschwellige Beteiligungsformate und Kom-
munikationsmöglichkeiten, die mit Lernenden zu gesellschaftlichen und 
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politischen Fragen angewandt werden können: E-Mails an NGOs oder 
Politiker_innen verfassen (und wenn sie möchten absenden), sich an Dis-
kussionsforen und Blogs beteiligen, eine Social-Media-Aktion konzipie-
ren. Politische Kommunikation, vor allem auch online, begleitet durch 
Lernprozesse zu fördern, ist eine zentrale Herausforderung von Medi-
enbildung und Digitalisierung der Institution Schule (vgl. Hasebrink/ 
Lampert/Thiel 2020).

Schließlich ermöglicht die Kontingentlösung in Berlin auch prinzipiell, 
die Stunden für größere interdisziplinäre Projekte wie Planspiele, Umfra-
gen, Themenwochen etc. zu nutzen. Insbesondere für die Integrierten 
Sekundarschulen eröffnen solche Methoden die Möglichkeit, an den In-
teressen der Lernenden auch handlungsorientiert anzuknüpfen und die 
Wahrnehmung von langweiligem, oberflächlichem oder zu komplexem 
Unterricht zu reduzieren. Vor allem hier sollte in einen schüler_innen-
orientierten Unterricht zum Abbau von Disparitäten investiert werden.

Die in Berlin befragten Schüler_innen nehmen das Schulklima an ih-
rer Schule als demokratisch wahr. Dies trifft auf beide Schulformen zu: 
Gymnasium (Indexwert 3,9) und Integrierte Sekundarschule (Indexwert: 
3,786). Hier lassen sich auch im Vergleich zur bundesweiten Untersu-
chung kaum Unterschiede feststellen (vgl. Achour/Wagner 2019: 104f.).  

Alle befragten Schüler_innen bewerten ihre Schule als Ort des offenen 
Meinungsaustausches. Besonders hohe Zustimmungswerte erfahren der 
wahrgenommene Meinungspluralismus und das Äußern der eigenen Po-
sition. Schule wird als Ort erlebt, an dem bei gemeinsamen Entschei-
dungen verschiedene Meinungen gehört werden.

Ein leichter Effekt (r=.238, n=567) lässt sich dahingehend erkennen, 
dass die Anzahl der demokratiebezogenen Angebote wie Schulversamm-
lungen, Schüler_innenzeitungen, Exkursionen mit politischem Bezug 
auf die Wahrnehmung des Schulklimas wirkt. Je höher die angegebene 

Für den Indexwert wurden die Mittelwerte aller acht Items zum Schulklima zu einem Mittel-
wertindex verrechnet. 

86

7.4 Demokratisches Unterrichts- und Schulklima: 
 offener Meinungsaustausch – weniger 
 Mitbestimmung
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Anzahl der Angebote ist, desto demokratischer bewerten die Schüler_in-
nen das Klima an ihrer Schule (und umgekehrt) (vgl. Erläuterungen zur 
Berechnung s. 6.2.5). 

Nicht so stark unmittelbar involviert fühlen sich die Befragten in Ent-
scheidungsprozesse und in die tatsächliche Mitbestimmung an ihren 
Schulen. Auch das Lernen von Fairness und Toleranz sowie der Umgang 
mit Konflikten87 liegen etwas unter dem Indexwert für das Schulklima. 
Somit lassen sich hier Felder identifizieren, die zentrale Ansatzpunkte 
für eine demokratische Schulentwicklung darstellen (vgl. zu Mitbestim-
mung an Schule auch: Andresen/Wilmes/Möller 2019). 

Mit Blick auf die beiden Schulformen ist herauszustellen, dass Schüler_
innen der Integrierten Sekundarschulen in einem etwas höheren Maße 
attestieren, dass sie den Umgang mit Konflikten lernen und dass Ent-
scheidungen, die alle betreffen, nachvollziehbar sind, als Schüler_innen 
an den Gymnasien, während Letztere die anderen Items tendenziell et-
was stärker bekräftigen. Die an der Befragung teilgenommenen Integ-
rierten Sekundarschulen scheinen bei der Förderung von Konfliktfähig-
keit sowie hinsichtlich der Transparenz demokratischer Prozesse also 
möglicherweise ein besonderes Engagement an den Tag zu legen. 

Empfehlung: Eine starke Demokratiebildung an Schule 
braucht Beteiligungsformate und Mitbestimmung

Hinsichtlich der Häufigkeit der Formate im Rahmen von Demokratie-
bildung lassen sich allerdings starke Unterschiede feststellen. Etliche 
werden häufiger an Gymnasien als an Integrierten Sekundarschulen an-
gegeben. Das trifft zu sowohl auf unterrichtsspezifische Angebote wie 
Exkursionen zu Erinnerungsstätten der Demokratie, auf fachübergrei-
fende Formate (Präventions- und Aufklärungsprogramme) als auch auf 
institutionalisierte Beteiligungsmöglichkeiten in der Schule (Schulver-
sammlung, Schüler_innenzeitung). Auch werden Politiker_innen und 
Akteure aus Bürgerinitiativen, Menschenrechtsorganisationen oder aus 
Demokratieprojekten seltener an den Integrierten Sekundarschulen in 
den Politikunterricht oder in andere Fächer eingeladen. Dabei handelt 
es sich um Möglichkeiten, Distanzen, problematische Präkonzepte, ver-
meintliche Elitenkritik gegenüber politischen und gesellschaftlichen Ak-

Vgl. Orientierungs- und Handlungsrahmen Gewaltprävention (Senatsverwaltung für Bildung, 
Jugend und Familie 2018a).
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teuren in Frage zu stellen bzw. auch sog. Role Models einzuladen. Hier 
sollten zukünftig Formate der Demokratiebildung bewusst an Integrier-
ten Sekundarschulen zumindest vergleichbar häufig, möglicherweise 
auch umfassender angeboten werden, um die vorhandenen Disparitäten 
im Zugang zu Politik zu reduzieren.

Als Handlungsempfehlung lässt sich formulieren, dass Angebote und 
Aktivitäten im Schulleben barrierefrei sein müssen und möglicherweise 
besonderen Unterstützungsbedarf erfordern, um viele erreichen zu kön-
nen. Laut Angaben der Schüler_innen findet die Kommunikation über 
Politik vor allem face to face statt und weniger – wie oft vermutet – über 
Social Media. Vor allem die Schüler_innen der Integrierten Sekundar-
schulen geben an, dass sie mit Lehrkräften an der Schule vergleichbar 
häufig über Politik diskutieren wie mit den Eltern, Mitschüler_innen 
oder Freund_innen (vgl. 6.3.2). Es deutet sich an, dass die Institution 
Schule für sie eine zentrale politische Sozialisationsinstanz ist. 

Prinzipiell liegt das Interesse der befragten Schüler_innen in Berlin an 
Politik im hohen mittleren Bereich.88. Die Lernenden am Gymnasium ge-
ben dabei an, eher politisch interessiert zu sein. Im Schnitt liegt das 
Interesse bei allen befragten Berliner Schüler_innen sogar etwas höher 
als bei den bundesweit befragten Schüler_innen. Bei Gruppenverglei-
chen zeigen sich die Jungen leicht interessierter als die Mädchen, die 
Befragten ohne Migrationshintergrund etwas interessierter als die mit 
Migrationshintergrund. Die Unterschiede in den Mittelwerten betragen 
dabei jedoch lediglich 0,1 bzw. 0,2. Ein etwas bedeutenderer Unterschied 
(von 0,5) zeigt sich hingegen beim Gruppenvergleich entlang des kul-
turellen Kapitals. Da vor allem Schüler_innen der Integrierten Sekun-
darschulen diesbezüglich stärker von Disparitäten betroffen sind, sollte 
insbesondere hier das Interesse der Lernenden an Politik adressat_in-
nengerecht geweckt werden.

Um dies zu erfassen, wurden die Schüler_innen gebeten, auf einer fünfstufigen Skala (1=„über-
haupt nicht“; 5=„sehr stark“) einzuschätzen, wie stark sie sich im Großen und Ganzen für Po-
litik interessieren.

88
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Auch in Bezug auf das soziale und politische Engagement (z. B. in Schule, 
Vereinen, religiösen Gruppen) liegen die Angaben einiger Befragtengrup-
pen der Berliner Schüler_innen im Vergleich zu den bundesweit Befragten 
im höheren Bereich. Gut 40% der Gymnasialschüler_innen beider Jahr-
gangsstufen geben an, aktiv zu sein sowie an den Integrierten Sekundar-
schulen 28% der Schüler_innen in den Jahrgängen 9–10 und 26% der 
Schüler_innen in den Jahrgängen 11–1389. Die Spreizung bei den Angaben 
nach den Ländern in der bundesweiten Befragung reicht an den Gymna-
sien von 25% bis 43% und an den sonstigen allgemeinbildenden Schulen 
liegen die Pole bei 14% und rund 32% (vgl. Achour/ Wagner 2019: 129). 

Darüber hinaus fällt auf, dass jugendliche Partizipation verstärkt weib-
lich ist (vgl. 6.3.7, 6.3.8, 6.3.9). So geben 40,2% der weiblichen Befragten 
im Gegensatz zu 30,5% der männlichen an, in ihrer Freizeit für soziale 
oder politische Ziele oder ganz einfach für andere Menschen aktiv zu 
sein. Zu betonen ist zudem, dass die Befragung ergeben hat, dass nach 
dem Engagement in Vereinen oder religiösen Gruppen die Schule der Ort 
für soziales und politisches Engagement ist. Dies ist für die Konzeption 
und das Angebot schulischer Mitgestaltungs- und Mitbestimmungsmög-
lichkeiten eine zentrale Chance, die aktiv genutzt werden kann. 

Während das soziale und politische Engagement in Schule, Vereinen und 
religiösen Organisationen entlang der Schulformen relativ ähnlich oft 
stattfindet, zeigen sich Unterschiede bei der problembezogenen Parti-
zipation (z. B. Demonstrationen, Unterschriftenlisten, Warenboykott). 
Die befragten Schüler_innen an den Gymnasien in Berlin zeigen sich 
im Schnitt partizipationsfreudiger als jene an den Integrierten Sekun-
darschulen – und als die Gymnasialschüler_innen in der bundesweiten 
Befragung. Zugleich sind die befragten Schüler_innen an den Berliner 
Integrierten Sekundarschulen in den höheren Jahrgangsstufen weniger 
partizipationsbereit als die bundesweite Vergleichsgruppe (vgl. Achour/
Wagner 2019: 132ff.). Im Vergleich verfügen die Schüler_innen an den 
Integrierten Sekundarschulen jedoch über ein höheres soziales und kul-
turelles Kapital als die bundesweite Vergleichsgruppe. In der Partizipati-
onsforschung wird damit prinzipiell ein hohes Engagement erklärt (vgl. 
Bödeker 2012). Bei der kleinen Fallzahl dieser Befragungsgruppe lassen 
sich keine sicheren Rückschlüsse auf die Gründe für das im Vergleich 
geringere Engagement formulieren. 

Diese Gruppe weist damit einen kleineren Anteil politisch aktiver Befragter auf als die entspre-
chende Gruppe der bundesweiten Befragung. 
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Empfehlung: Reagieren auf Beteiligungsdisparitäten – 
Politische Bildung dort stärken, wo sie gebraucht wird

Im Jahrgangsstufenvergleich 9–10/11–13 zeigt sich ein fast gleich hohes 
Interesse für Politik. Insofern ist die politische Entscheidung in Berlin, 
das Fach Politische Bildung in den Klassen 7–10 zu stärken, positiv her-
vorzuheben: Es orientiert sich am politischen Interesse der Lernenden. 
Nicht zuletzt ist diese Stärkung von den Schüler_innen selbst mit der 
Initiative „Politik als Schulfach“ und mit Unterstützung des Berliner Lan-
desschülerausschusses gefordert worden (Senatsverwaltung für Bildung, 
Jugend und Familie 2018b). Das Interesse an Politik unterscheidet sich 
weder nach Geschlecht noch nach Migrationshintergrund in beachtens-
werter Weise. Adressat_innengerechte Zugänge müssen allerdings für 
diejenigen geschaffen werden, die besonders von sozialen und kulturel-
len Disparitäten betroffen sind und häufiger die Integrierten Sekundar-
schulen besuchen. Denn oft unterscheiden sich ihr politisches Interesse, 
ihre Einstellungen und Partizpation(sbereitschaft) von den Schüler_in-
nen an den Gymnasien. Das bedeutet, politische Bildung sollte vor allem 
hier quantitativ und qualitativ nicht schlechter aufgestellt sein als an 
den Gymnasien. Aber Stundenumfang, Gestaltung von Unterricht und 
Formate der Demokratiebildung sowie außerschulische Kooperationen 
finden nicht in vergleichbarer Weise statt. 

Dass politische Bildung möglicherweise auch die Partizipationsbereit-
schaft positiv beeinflussen könnte, zeigt z. B. ein leichter Zusammen-
hang zwischen dem Einfluss der wahrgenommenen Kompetenzvermitt-
lung90  im Politikunterricht (vgl. 6.1.4) und der Partizipationsbereitschaft 
auf der Grundlage einer einfachen linearen Regression: Die Partizipati-
onsbereitschaft steigt mit zunehmender wahrgenommener Kompetenz-
vermittlung mäßig91 (  =.233).

An dieser Stelle ist zu beachten, dass die drei Items zur wahrgenommenen Kompetenzver-
mittlung im Zuge der bundesweiten Befragung (Achour/Wagner 2019) entwickelt wurden und 
keinem geprüften Instrument entstammen. 
Es sei jedoch einschränkend darauf hingewiesen, dass dieses Modell nur 5,4% der Varianz 
erklärt.

90
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Die befragten Schüler_innen schätzen ihre Politikkompetenz (Indexwert 
Selbstwirksamkeit 2,6–2,792) als gut bis sehr gut ein. Besonders kompe-
tent sehen sich die meisten darin, einen Standpunkt zu einem umstrit-
tenen politischen oder sozialen Problem zu vertreten. Entsprechende Fä-
higkeiten sehen die befragten Schüler_innen auch als zentrale Aspekte, 
welche im Rahmen der demokratischen Schulkultur besonders zum Tra-
gen kommen (vgl. 6.2.5). Das lässt auf eine förderliche Wirkung und Be-
deutsamkeit des demokratischen Schulklimas auf die Selbstwirksamkeit 
der Schüler_innen schließen. Am wenigsten kompetent fühlen sich die 
Schüler_innen, wenn es darum geht, in den sozialen Medien etwas zu 
politischen Themen zu posten.93 

Die empfundene Selbstwirksamkeit unterscheidet sich grundsätzlich we-
der hinsichtlich Geschlecht, Migrationshintergrund noch im Vergleich zu 
den bundesweiten Ergebnissen (Achour/Wagner 2019: 142f.). Festzustel-
len ist, dass sich die hohen Selbstwirksamkeitsüberzeugungen insbeson-
dere auf die Tätigkeiten und Fähigkeiten beziehen, die nach Angaben der 
befragten Schüler_innen auch in der Schule im Rahmen der politischen 
Bildung und der Demokratiebildung in besonderem Maße gefördert wer-
den: politische Urteilsbildung, offener Meinungsaustausch, Kontroversität 
und kommunikatives politisches Handeln in Pro-/Contra-Debatten (vgl. 
6.1.4, 6.1.5, 6.2.5). Betrachtet man den Einfluss der wahrgenommenen 
Kompetenzvermittlung94 im Politikunterricht (vgl. 6.1.4) auf die Selbst-
wirksamkeit der Schüler_innen95 mittels einer einfachen linearen Regres-
sion, zeigt sich, dass die Selbstwirksamkeit mit zunehmender wahrgenom-
mener Kompetenzvermittlung in geringem Maße steigt96 (  = .12797). 

Eine gewisse Skepsis lässt sich allerdings bei allen Befragten in Berlin und 
bundesweit hinsichtlich der eigenen Kompetenz feststellen, wenn es da-

Der Mittelwertindex zur Selbstwirksamkeit wurde aus acht Items berechnet (vgl. 6.3.10).
Allerdings liegen die Mittelwerte auch hier nah an der Kategorie „gut bis sehr gut“.
An dieser Stelle ist zu beachten, dass die drei Items zur wahrgenommenen Kompetenzvermitt-
lung selbst entwickelt wurden und keinem geprüften Instrument entstammen (vgl. Fußnote 
48).
Die abhängige Variable stellt hier der Index Selbstwirksamkeit dar (vgl. 6.3.10).
Es sei jedoch einschränkend darauf hingewiesen, dass dieses Modell nur 4,4% der Varianz er-
klärt. 
Auf die Darstellung des p- und F-Wertes wird verzichtet, da es sich wie bereits erwähnt um eine 
nicht zufällige Stichprobe handelt.

92

7.6 Politische Selbstwirksamkeit: 
 Starke Persönlichkeiten 

93
94

95

96

97

Zwischen Status quo und State of the Art: Politische Bildung und Demokratiebildung an Berliner Schulen

172



rum geht, in den sozialen Medien etwas zu politischen Themen zu posten 
(vgl. Abb. 42 und Abb. 43). Dies spricht für Unsicherheiten hinsichtlich der 
politischen Kommunikation im Netz, im Gegensatz zu einer hohen Selbst-
wirksamkeit bei Diskussionen im sozialen Umfeld „offline“. Auch Formate 
der Online-Partizipation gelten nicht als stark präferierte Formate der ge-
sellschaftlichen Teilhabe. Zu den präferierten Beteiligungsmöglichkeiten 
zählen vielmehr Demonstrationen, der Warenboykott oder Unterschrif-
tenlisten (vgl. 6.3.9). Die Partizipationsforschung antizipierte im Kontext 
von Digitalisierung Veränderungen im Partizipationsverhalten (Gille et 
al. 2016; van Deth 2014). Dies lässt sich allerdings bisher empirisch zu-
mindest für komplexere Formate wie öffentliches politisches Agieren und 
Kommentieren, die also über Liken und Unterschriftenlisten hinausge-
hen, nicht bestätigen (vgl. ähnliche Ergebnisse: Deimel/Hahn-Laudenberg 
2017; Hasebrink/Lampert/Thiel 2020). In Frage kommt für die befragten 
Schüler_innen das Unterzeichnen von Unterschriftenlisten, auch online. 
Dies lässt sich trotz erkennbarer Skepsis zu Formaten der Online-Parti-
zipation möglicherweise damit erklären, dass diese jeweils an konkrete 
Akteure gerichtet oder in großen homogenen Meinungsgruppen nicht als 
individuell sofort zu identifizieren sind. Möglicherweise wirken die Be-
sonderheiten und auch Schattenseiten digitaler Kommunikation auf die 
Online-Partizipation(sbereitschaft) von Jugendlichen zurück. Statements 
erhalten hier eine große Reichweite und sind häufig nicht zu revidieren. 
Antworten aus der Anonymität heraus können sich auch in Richtung Hate 
Speech oder Mobbing entwickeln. In Schule, Klassenraum oder Familie 
verläuft politische Kommunikation in der Regel „moderiert“ und Grenzü-
berschreitungen werden im sozialen Umfeld markiert. All dies ist bei der 
politischen Kommunikation im Netz nicht unbedingt gewährleistet und 
kann Jugendliche überfordern. (Baldauf et al. 2018).

Empfehlung: Schule als Erfahrungsraum für Politikkompetenz 
– weiter ausbauen, auch digital und online

Die Ergebnisse sprechen dafür, dass Lernende sich darin kompetent fühlen, 
was in Schule und Unterricht als demokratische Schul- und Unterrichts-
kultur breit gelebt wird. Abgesehen von den Potentialen zu mehr Mitbe-
stimmung und Gestaltung (politisches Handeln und Entscheiden) stellen 
Digitalisierungsprozesse hier eine besondere Herausforderung dar. Für die 
politische Bildung, Demokratie- und Medienbildung lässt sich konstatie-
ren, dass für eine politische Teilhabe sowie Mündigkeit im Netz eine ent-
sprechende Selbstwirksamkeit und Partizipationskompetenz die Basis sind. 
Schule, Lehrkräftebildung und fachdidaktische Forschung sind herausge-
fordert, Konzeptionen für entsprechende Lehr-Lern-Prozesse zu entwickeln, 
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zu implementieren und evaluativ zu begleiten. Alle Fächer sind aufgefor-
dert, auch für das digitale Feld zentrale Kompetenzen zur Analyse und Be-
wertung von Quellen sowie Handlungsoptionen in Unterrichtsprozesse zu 
integrieren. Lernende formulieren hier selbst Unterstützungsbedarfe zum 
Unterscheiden von „echten und falschen Nachrichten“ (vgl. Hasebrink/ 
Lampert/Thiel 2020: 18). Und wenn tatsächlich die Mündigkeit und Teilha-
befähigkeit – über den Wissenserwerb hinaus – der jüngeren Schüler_in-
nen die Zielsetzung von politischer Bildung und Demokratiebildung in der 
Schule sein soll, müssen entlang der Interessen der Jugendlichen relevante 
gesellschaftliche und politische (Unterrichts-)Themen identifiziert werden, 
Beteiligungsmöglichkeiten aufgezeigt und Umsetzungsmöglichkeiten un-
terstützt werden – im schulisch möglichen Rahmen (ebd.: 20).

Die befragten Berliner Schüler_innen sprechen sich in einem starken 
Ausmaß für die Grundrechte der Demonstrations- und Meinungsfrei-
heit, des Streikrechts sowie des Minderheitenschutzes aus. Dies trifft auf 
beide Schulformen und alle Jahrgangsstufen zu. Im Gegenzug stimmen 
die Schüler_innen der Einschränkung von Streiks und Demonstrationen 
eher nicht zu. Im Vergleich der Gruppen zeigen die befragten Schüler_in-
nen an den Gymnasien sowie in den Jahrgängen 11–13 jeweils etwas 
liberalere Einstellungen.

Die Demokratie halten die Schüler_innen überwiegend normativ (als 
Idee) für eine gute Staatsform. Dem stimmen zwischen gut 80% (ISS, 11–
13) und knapp 95% (Gym,11–13) der Schüler_innen zu. Eine Ausnahme 
bilden die Befragten der Integrierten Sekundarschulen in den Jahrgangs-
stufen 9–10. Von ihnen gibt dies nur knapp die Hälfte an (49,3%), an den 
Gymnasien sind es in den Jahrgängen 9–10 gut 83%. Ein vergleichsweise 
hoher Anteil von gut 24% der Befragten an den Integrierten Sekundar-
schulen in den Jahrgängen 9–10 weiß es nicht oder hat hierzu keine 
Meinung, die restlichen 25,0% bewerten die Demokratie sogar als eine 
nicht so gute Staatsform. Auffällig ist der Befund, dass die Schüler_innen 
dieser Befragtengruppe dennoch im Mittel angeben, teilweise zufrieden 
mit der Demokratie zu sein, so wie sie funktioniert. Er überrascht umso 
mehr vor dem Hintergrund, dass die Zustimmung zur Demokratie in der 
Regel höher ausfällt, je abstrakter nach dem Demokratiekonzept gefragt 
wird (Decker/Kiess/Schuler/Handke/Brähler 2018: 96; vgl. 6.3.5). Zur 
Aufklärung dieses daher widersprüchlich scheinenden Antwortverhal-
tens wäre eine hier anküpfende qualitative Untersuchung sinnvoll. 

7.7 Demokratische Grundhaltung der Berliner 
 Schüler_innen – mit Handlungsbedarfen
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Auch die anderen Gruppen der befragten Schüler_innen sind mit der 
Demokratie, so wie sie funktioniert, nur teilweise zufrieden. Dabei lässt 
sich kaum ein Unterschied zwischen den Schulformen oder den Jahr-
gangsstufen feststellen – die Mittelwerte bewegen sich auf einer fünfstu-
figen Skala in einem Spektrum zwischen 3,2–3,5. 

Diese Skepsis gegenüber der Demokratie, wie sie funktioniert, spiegelt 
sich auch in einer Distanz gegenüber Parteien und Politiker_innen wider 
sowie gesellschaftlichen Akteuren und Organisationen. 

So stimmen alle Befragtengruppen mindestens teilweise den Aussagen 
zu, Politiker_innen nähmen sich mehr Rechte heraus als normale Bür-
ger_innen (MW 2,8–3,5 auf einer fünfstufigen Skala), die demokrati-
schen Parteien redeten nur und lösten die Probleme nicht (MW 3,1–3,7) 
und die Medien würden von der Politik gelenkt (MW 2,5–3,2). Die stär-
kste Zustimmung in dieser Kategorie findet das Item „In Deutschland 
werden die Reichen immer reicher und die Armen immer ärmer“ mit 
Mittelwerten zwischen 3,3 und 3,7. Hier wirken möglicherweise auch die 
widersprüchlichen Trends auf die Jugendlichen, wie sie z. B. der Social 
Justice Index erfasst: Trotz positiver Entwicklungen auf dem Arbeits-
markt und einer geringen Jugendarbeitslosigkeitsquote in Deutschland 
steige dennoch das Armutsrisiko, insbesondere die Altersarmut (Hell-
mann/ Schmidt/Heller 2019).

Kritische Aussagen bezüglich Politiker_innen und Parteien finden bei 
den Schüler_innen der Integrierten Sekundarschulen stärkere Zustim-
mung als bei den Gymnasialschüler_innen, aber auch die älteren be-
fragten Schüler_innen zeigen sich gegenüber Politiker_innen und Par-
teien etwas kritischer als die der Jahrgangsstufen 9–10. 

Insgesamt lässt sich zusammenfassen, dass das Vertrauen der befragten 
Schüler_innen in die verschiedensten Akteure und Organisationen größ-
tenteils nur „teilweise vorhanden“ ist. Es existiert kein einziger Akteur 
bzw. keine einzige Institution, die bei allen untersuchten Befragtengrup-
pen ein hohes Vertrauen genießt. Geringes Vertrauen äußern im Schnitt 
allerdings die Befragten aller Gruppen gegenüber großen Wirtschafts-
unternehmen sowie – interessanterweise – hinsichtlich sozialer Medien. 
Am meisten vertrauen alle Gruppen den Gerichten. (Vgl. ähnliche Ergeb-
nisse: Schneekloth/Albert 2019: 92 ff.).
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Empfehlung: Misstrauen, Distanzen und Skepsis zum Thema 
machen – in Unterricht, Schule und Politik

Die hohe Wertschätzung von Grundrechten und in weiten Teilen für die 
Demokratie als Idee ist für Prozesse der politischen Bildung und Demokra-
tiebildung eine konstruktive Basis, um die ebenfalls erkennbare Skepsis 
gegenüber Politik, Parteien und Institutionen aufzugreifen. Mit der Stär-
kung der politischen Bildung und der Demokratiebildung als Unterrichts- 
und Schulprinzip sollte Raum existieren, insbesondere in den Jahrgängen 
der Sekundarstufe I an den Integrierten Sekundarschulen, diese Präkon-
zepte aufzugreifen und mögliche kognitive Dissonanzen als Diskussi-
onsanlässe zu nutzen. Denn laut Angaben der befragten Schüler_innen 
werden vor allem an den Integrierten Sekundarschulen deutlich seltener 
politische Akteure eingeladen, seltener Exkursionen zu demokratiebezo-
genen Institutionen durchgeführt und weniger Formate der Demokra-
tiebildung angeboten. Hier lassen sich deutliche Handlungsoptionen für 
Lehr-Lern-Angebote identifizieren, die Kontakte und Diskussionen zwi-
schen diesen und den Schüler_innen ermöglichen sowie Misstrauen und 
Distanzen reduzieren können. Zugleich können im Rahmen von Formaten 
der Demokratiebildung Teilhabe- und Mitbestimmungserfahrungen ge-
macht werden sowie das Aushandeln von Konflikten und das Finden von 
Kompromissen erfahren werden. Dabei handelt es sich um zentrale Merk-
male von gesellschaftlichen und politischen Prozessen.

Insbesondere die Förderung von Kooperationen mit der außerschu-
lischen (politischen) Bildung eröffnet Lernenden Diskussionsmöglich-
keiten und besondere Erfahrungsräume, die die Institution Schule in 
dieser Form nicht immer bieten kann. In Berlin stehen den Lehrkräften 
zahlreiche Möglichkeiten und Angebote zur Verfügung. (Vgl. zu Koo-
perationen: Elverich 2017; Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und 
Familie 2019: 36  ff.)

Das geringe Vertrauen in Social Media wird auch durch die aktuelle Shell 
Jugendstudie (2019) bestätigt und steht dort im Gegensatz zu einem 
großen Vertrauen in die klassischen Medien wie ARD-/ZDF-Fernseh-
nachrichten bzw. in große überregionale Tagesszeitungen. Auffällig ist 
allerdings, dass Jugendliche, trotz ihres Misstrauens in online angebo-
tene Inhalte, diese als die zentralen Medien der Informationsgewinnung 
nutzen (vgl. Schneekloth/Albert 2019: 54). Zwischen der Nutzung von 
Social Media und Internet, dem Vertrauen und der geäußerten Selbst-
wirksamkeit diesbezüglich existieren offensichtliche Diskrepanzen. Dies 
unterstreicht die Bedeutung der Kompetenzen in Bezug auf Quellenar-
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beit und Quellenkritik in den gesellschaftswissenschaftlichen Fächern 
für die digitale Sphäre. 

Eine gute Medienbildung sollte Jugendliche auch kompetent im Umgang 
mit den Schattenseiten des Netzes machen. Es kann ein Ort von Hate 
Speech, Mobbing und antidemokratischen Deutungsangeboten sein, die 
oft professionell von entsprechenden Gruppen auf die Sehnsüchte und 
Unsicherheiten der jungen Nutzer_innen zugeschnitten sind. Politisches 
Agieren im Netz ist häufig verbunden mit kommunikativen Angriffen ge-
gen soziale Gruppen und gegen die, die sich für sie einsetzen. Oft sind nur 
wenige Accounts die Urheber von vielen Hasskommentaren. Aber gerade 
diese Erfahrung kann dazu führen, dass sich Jugendliche deshalb von der 
digitalen politischen Kommunikation zurückziehen. Auf ein solches mög-
liches Szenario weisen neben den geringen Vertrauenswerten bezüglich  
Social Media auch die bereits beschriebenen Befunde hin, dass die be-
fragten Schüler_innen sich in diesem Bereich weniger kompetent fühlen 
und Social Media weniger als Ausgangspunkt für Beteiligungsmöglich-
keiten in Betracht ziehen. 

Die befragten Berliner Schüler_innen befürworten Vielfalt und gleiche 
Rechte für Menschen mit und ohne Migrationshintergrund deutlich. Sie 
stimmen erkennbar Aussagen zu wie „Ich lebe gern in einer Gegend, 
in der Menschen aus verschiedenen Ländern leben“ bzw. „Migrant_in-
nen bereichern unsere Gesellschaft“. Sie zeigen sich gegenüber sozialen 
Gruppen wie Menschen jüdischen und muslimischen Glaubens, Asylsu-
chenden und Menschen mit Migrationsbezügen anerkennend und das 
im Schnitt etwas stärker als die befragten Schüler_innen bundesweit.  

Im Gegenzug stimmen die Schüler_innen ablehnenden Einstellungen 
gegenüber sozialen Gruppen wie den folgenden tendenziell eher nicht 
zu: „Die meisten Asylbewerber_innen kommen nur hierher, um unseren 
Sozialstaat auszunutzen“, „Die meisten Asylbewerber_innen werden in 
ihrem Heimatland gar nicht verfolgt“ oder „Es leben zu viele Migrant_in-
nen in Deutschland“. 

Im Vergleich ist die Haltung der Schüler_innen an den Integrierten Se-
kundarschulen beider Jahrgangsstufen gegenüber gesellschaftlicher Viel-

7.8 Einstellungen zu Migration und 
 sozialen Gruppen: Zeichen für Vielfalt 
 und gleiche Rechte
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falt und sozialen Gruppen zum Teil etwas skeptischer. Dieser Unterschied 
lässt sich auch für die Jahrgänge 9–10 in der bundesweiten Befragung 
feststellen, allerdings nähern sich die Einstellungen dort in den Jahrgän-
gen 11–13 stark an. Dieser Befund zeigt sich bei den Berliner Befragten 
nicht, aber hier muss auf die geringe Fallzahl verwiesen werden. Eine 
mögliche Erklärung mag auch in dem deutlich höheren Anteil von Schü-
ler_inneren mit geringerem sozialen und kulturellen Kapital an Integ-
rierten Sekundarschulen in Berlin liegen. Dass dieser Hintergrund mit 
politischen Einstellungen zusammenhängt, ist aus der politischen Kul-
turforschung bekannt (Zick/Küpper/Berghan 2019; Decker/Brähler 2018) 
und bestätigt sich auch hier bei der Differenzierung nach kulturellem 
Kapital (vgl. Tabelle 17). Entsprechende Ergebnisse zeigten sich auch in 
der bundesweiten Befragung (vgl. Achour/Wagner 2019: 236).

Die Anerkennung verschiedener sozialer Gruppen ist bei den befragten Ber-
liner Schüler_innen insgesamt hoch. Lediglich die Schüler_innen an den 
Integrierten Sekundarschulen stimmen – aber auch nur teilweise – den ab-
lehnenden Items gegenüber Asylsuchenden und dem israelbezogenen An-
tisemitismus zu. Diese Zustimmung nimmt in beiden Fällen in den höheren 
Jahrgängen ab. Ansonsten stimmen die Schüler_innen antisemitischen Aus-
sagen nicht zu, weder dem traditionellen Antisemitismus („Juden haben in 
Deutschland zu viel Einfluss“) noch dem sekundären Antisemitismus („Viele 
Juden versuchen, aus der Vergangenheit heute ihren Vorteil zu ziehen“). 

Ein möglicher Erklärungszusammenhang für die teilweise Zustimmung 
zum israelbezogenen Antisemitismus kann in der höheren politischen, 
religiösen und transnationalen Diversität der befragten Schüler_innen 
in Berlin liegen. 

Ein entsprechender Befund zeigte sich auch in der bundesweiten Studie, 
insbesondere für die nichtgymnasialen Schulformen der Stadtstaaten: 
Der Aussage „Was der Staat Israel heute mit den Palästinenser_innen 
macht, ist nichts anderes als das, was die Nazis im Dritten Reich mit den 
Juden gemacht haben“ stimmen in den Stadtstaaten auf einer fünfstu-
figen Skala die Schüler_innen sonstiger allgemeinbildender Schulen im 
Mittel 2,9 zu, während im Osten der Mittelwert 2,7 und im Westen 2,8 
beträgt (vgl. Achour/Wagner 2019: 235).

Der Nahostkonflikt prägt in urbanen Gegenden häufiger Biographien 
und Identitätsfragen. Allerdings sollte nicht der zu kurz greifende Rück-
schluss gezogen werden, es handele sich um einen vermeintlichen „mus-
limischen Antisemitismus“. So bezeichnen sich von den hier befragten 
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596 Schüler_innen lediglich 7598 als muslimisch, so dass sich die Ergeb-
nisse nicht ausschließlich diesen Schüler_innen zuordnen lassen. Das 
heißt, eine teilweise Zustimmung zu der Aussage findet sich somit eben-
falls bei nichtmuslimischen Schüler_innen in der gesamten Kohorte. In 
Niehoff (2016) wird darauf verwiesen, dass verschiedene Deutungsmu-
ster auf den Nahostkonflikt sich nicht bestimmten Gruppen wie Men-
schen muslimischen Glaubens zuordnen lassen, sondern breit in gesell-
schaftlichen und auch in wissenschaftlichen Diskursen anzutreffen sind. 

Diese geringen Unterschiede und insgesamt nur teilweise vorhandenen 
Zustimmungen sollen nicht als eine regionale Problematik interpretiert, 
sondern handlungsauffordernd für Bildungsangebote gegen Antisemitis-
mus verstanden werden. 

Empfehlung: Anerkennung für Vielfalt nutzen  
– Schüler_innen gegen migrationsfeindliche und antisemi-
tische Diskurse stärken

Die breite Anerkennung von Vielfalt und gleicher Rechte für alle ist eine 
zentrale Grundlage, um migrationsskeptische und antisemitische Narra-
tative pädagogisch aufzugreifen. Dass sich Vielfalt ablehnende Einstel-
lungen bei Jugendlichen wiederfinden, ist vor dem Hintergrund der seit 
2015/16 schärfer gewordenen Debatten zu Migration und Flucht wenig 
erstaunlich (vgl. Achour 2018). Entsprechende Haltungen spiegeln sich 
auch in Einstellungsstudien unter erwachsenen Befragten wider (Decker/ 
Brähler 2018; Zick/Küpper/Berghan 2019). Zugleich existiert allerdings 
in Deutschland auch ein pragmatischer Blick auf Migration und Einwan-
derung wird als Chance gesehen (vgl. Faus/Storks 2019). Eine vergleich-
bare Ambivalenz zwischen Skepsis und Chance hinsichtlich Migration 
zeigt sich auch bei den befragten Schüler_innen. 

Eine erkennbare Handlungsherausforderung liegt in der Reaktion auf 
die teilweise Zustimmung zum israelbezogenen Antisemitismus, welche 
auch Teil gesellschaftlicher Diskursverschiebungen nach rechts ist und 
Jugendliche prägt.

Laut Aussagen der befragten Schüler_innen wird das Thema Antisemi-
tismus vergleichsweise häufig thematisiert. Mit Salzborn/Kurth (2019) 
lässt sich allerdings vermuten, dass weniger der israelbezogene Anti-

Dies entspricht 12,6% der Befragten (vgl. 5).98
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semitismus im Kontext des Nahostkonfliktes behandelt wird, sondern 
eher der sogenannte klassische Antisemitismus im Zuge der Rahmen-
lehrplanthemen Nationalsozialismus und Holocaust.99 Dem klassischen 
Antisemitismus stimmen die hier Befragten auch deutlich weniger zu. 

Daraus lässt sich folgern, dass Deutungen von Jugendlichen, die sich im 
Kontext des israelbezogenen Antisemitismus bewegen, Anknüpfungs-
punkt für Lehr-Lern-Prozesse sein sollten (vgl. Niehoff 2017). Insbeson-
dere wenn es auch um Identitätsfragen geht, bietet sich der Einbezug 
außerschulischer Kooperationen an. Außerschulische Träger können je-
nseits von schulischen Bewertungsrastern andere Zugänge zu den Le-
benswelten der Schüler_innen schaffen und zugleich die Schüler_innen 
möglicherweise offener mit außerschulischen Bildner_innen kommuni-
zieren (vgl. Elverich 2017), so dass mögliche Emotionen und Margina-
lisierungsgefühle aufgegriffen werden können (Besand/Overwien/Zorn 
2019; Richter/Frech 2019). 

Von den hier befragten Schüler_innen haben nach eigenen Angaben 
knapp 43% einen Migrationshintergrund.100 Wenn es um Fragen gesell-
schaftlicher und politischer Repräsentation geht, lässt sich in Bezug auf 
Menschen mit Migrationsbezügen häufig ein sogenannter Diversity Gap 
feststellen (Roth 2017). Die Wahlbeteiligung ist oft geringer (Faas/Wüst 
2018), auch wenn sie sich häufig im Generationenverlauf an die Gesamt-
bevölkerung angleicht (Müssig/Worbs 2012). Im derzeitigen 19. Bundes-
tag sitzen 58 Abgeordnete mit einem Migrationshintergrund, das sind le-
diglich acht Prozent der Abgeordneten bei einem Migrationsanteil in der 
Gesamtbevölkerung von 23% bzw. 12% bei deutschen Staatsbürger_innen 
mit Migrationshintergrund. Damit hat der 19. Bundestag den bisher höchs- 
ten Anteil an Mitgliedern mit Migrationshintergrund. In den Landtagen 
ist der Anteil von Abgeordneten mit Migrationshintergrund häufig eher 
geringer (vgl. Pfeffer-Hoffmann 2017: 25). 

Vgl. Rahmenlehrplan Geschichte 7–10 sowie Anknüpfungspunkte im RLP Ethik 7–10. (Senats-
verwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft Berlin/Ministerium für Bildung, Jugend und 
Sport des Landes Brandenburg (2015c und 2015 d).
Dies entspricht in etwa auch der prozentualen Verteilung von Kindern und Jugendlichen 
mit Migrationshintergrund in Westdeutschland und Berlin laut Bildungsbericht 2018 (vgl. 
Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2018: 26).

  99

7.9 Wider die „Problemkategorie 
 Migrationshintergrund“: Kein Diversity-Gap

100
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Ein entsprechender Diversity Gap bestätigt sich in dieser Befragung 
kaum. Bei den vereinzelt vorgenommenen Gruppenvergleichen nach 
Migrationshintergrund unterscheiden sich die Ergebnisse nur minimal. 
Das Interesse an Politik ist annähernd gleich hoch (Mittelwerte: 3,3 bei 
Schüler_innen mit Migrationshintergrund; 3,5 bei Schüler_innen ohne 
Migrationshintergrund). Vergleichbares lässt sich zum Vertrauen in ge-
sellschaftliche Akteure und Institutionen sagen. Teils unterscheidet sich 
dieses zwar dahingehend, wem Vertrauen wie stark entgegengebracht 
wird. Einigkeit herrscht aber z.B. darin, dass Gerichte als sehr vertrau-
ensvoll eingeschätzt werden, soziale Medien dagegen nicht. Schüler_in-
nen mit Migrationshintergrund vertrauen etwas mehr der Bundeswehr, 
großen Wirtschaftsunternehmen, religiösen Einrichtungen, Schüler_in-
nen ohne Migrationshintergrund der Europäischen Union und Men-
schenrechtsgruppen. 

Hervorzuheben ist auch, dass im Gruppenvergleich die Schüler_innen 
mit und ohne Migrationshintergrund das Schulklima als vergleichbar 
demokratisch wahrnehmen. Dies lässt vermuten, dass die an der Befra-
gung teilgenommenen Schulen auch mit Herausforderungen im Kontext 
von Diskriminierungs- und Rassismus konstruktiv umgehen und alle 
Schüler_innen unabhängig von Differenzkategorien positive Teilhabeer-
fahrungen machen.

So unterscheidet sich auch die Selbstwirksamkeit der Schüler_innen mit 
und ohne Migrationshintergrund nicht. Beide Gruppen geben an, sich 
als politisch kompetent wahrzunehmen. Während sich die Selbstwirk-
samkeit weder nach Geschlecht noch grundsätzlich im Vergleich zu den 
Ergebnissen der bundesweiten Befragung unterscheidet, lässt sich eine 
kleine Differenz zwischen den Schüler_innen mit hohem und geringem 
kulturellen Kapital erkennen: Hier weicht der Mittelwert leicht nach 
unten ab. Das heißt, weniger der Migrationshintergrund lässt sich als 
Indikator für geringeres Vertrauen, Interesse oder politische Kompetenz-
wahrnehmung erkennen, sondern vielmehr das kulturelle Kapital. 

Empfehlung: Schule als Lernort für Engagement, politische 
Involviertheit und Diskrimierungsfreiheit in zunehmender 
Vielfalt

Junge Menschen mit Migrationsbezügen sind für zivilgesellschaftliches 
Engagement und Gestaltung von Politik wichtige Bürger_innen von 
heute und morgen. Ihr Anteil an der Schüler_innenschaft steigt gegen 
50% in einer Stadt wie Berlin. Zuschreibungen wie demokratiedistante 
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Einstellungen beispielsweise in Form von fehlendem Vertrauen in poli-
tische Akteure oder politisches Desinteresse bestätigen sich empirisch 
in dieser Befragung nicht. Vielmehr stehen entsprechende Vorurteile im 
Widerspruch zu den hohen Selbstwirksamkeitsüberzeugungen. Im un-
günstigsten Fall gefährden solche Zuschreibungen Potentiale, die sich 
für die sichtbarere Repräsentation von Menschen mit Migrationsbezü-
gen in Zivilgesellschaft oder als politische Akteure entwickeln können. 

Die Institution Schule hat hier die Möglichkeit, zum Beispiel im Rahmen 
außerschulischer Kooperationen, dass Schüler_innen mit Migrationsbe-
zügen und ohne Zugänge zu Tätigkeitsfeldern politischer Teilhabe diese 
dort kennenlernen. Zugleich sind sie Beispiele und Vorbilder für die Viel-
falt schulischen Engagements in einer postmigrantischen Gesellschaft 
(vgl. zum Begriff: Canan/Foroutan 2016). Somit kann Schule auch Par-
tizipationsmöglichkeiten im Kontext von Migration abbilden (Einladen 
von Akteuren aus Migrantenselbstorganisationen oder Integrationsräte). 
Als zentrale Erkenntnis zeichnet sich allerdings ab, dass weniger der 
sogenannte Migrationshintergrund politischer Involviertheit entgegen-
zustehen scheint als Bildungsdisparitäten der Elternhäuser. Wenn es hier 
zu intersektionalen Überschneidungen (z.B. Migrationsstatus und sozi-
aler Status) kommt, verstärken sich Benachteiligungen. Dies führt häu-
fig zu Zuschreibungen, die mit diskriminierenden und menschenfeind-
lichen Einstellungen im Kontext von Flucht und Migration einhergehen. 

Die Befähigung zu gesellschaftlicher und politischer Teilhabe ist basale 
Aufgabe von Bildung: unabhängig von Differenzkategorien und für die 
gemeinsame Gestaltung einer pluralistischen Demokratie.
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